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1. Einleitung 
 
Als das Thema HIV/AIDS in den 80ern zum ersten Mal Niederschlag in den russischen Medien 
fand, stand es in enger Verbindung mit sogenannten gesellschaftlichen Randgruppen und wurde 
assoziiert mit Homosexualität, Prostitution und im Allgemeinen mit unmoralischem und 
asozialem Verhalten. Dieses Bild konnte selbst nach 30 Jahren und unzähligen Anstrengungen im 
Bereich der Forschung als auch als auch auf politischer Ebene nicht gänzlich ausgemerzt werden. 
Nach wie vor ist das Wissen um HIV/AIDS, dessen Ansteckungswege, dessen Verlauf und dessen 
Krankheitsbild in vielen Teilen der russischen Bevölkerung aber auch weltweit unzureichend. In 
der neuesten Forschung wird der Begriff Soziales Aids immer häufiger angeführt. Dadurch soll 
auf den sozialen Charakter von HIV/AIDS verwiesen werden. Der Begriff versucht darzustellen, 
dass ein gewisses soziales, ökonomisches, rechtliches und politisches Umfeld für die Entstehung 
von HIV/AIDS und dessen Verbreitung mit ausschlaggebend ist. Dadurch soll besonderes 
Augenmerkt auf jene Rahmenbedingungen gelegt werden, welche das Risiko einer HIV-Infektion 
erhöhen und erreicht werden, dass HIV/AIDS nicht nur auf medizinischer Ebene behandelt wird 
sondern auch die sozialen Hintergründe erschlossen und verbessert werden. Meine Entscheidung, 
mich mit der Russischen HIV/AIDS Epidemie zu beschäftigen, ergab sich aus den spezifischen 
Charakteristika der Russischen HIV/AIDS Epidemie in Verbindung mit dem 
Transformationsprozess, welchen Russland seit Ende der Sowjetunion durchläuft: Erstens verfügt 
Russland weltweit über die am schnellsten ansteigenden HIV-Infektionsraten, zweitens betrifft die 
Epidemie hauptsächlich die produktive, junge Bevölkerungsgruppe, drittens handelt es sich bei 
der in Russland vorherrschenden Epidemie um eine sogenannte konzentrierte Epidemie mit einer 
starken Verschränkung mit Drogenkonsum und Sexarbeit. Diese Charakteristika eingebettet in die 
politische, sozio-ökonomische und rechtliche Transformation des Landes ergaben für mich als 
Sozialwissenschafterin wichtige Fragen hinsichtlich der Auswirkungen eines spezifischen 
Umfeldes auf das Risiko einer Infektion mit HIV und im weiteren auf das Risiko einer 
Erkrankung an AIDS. Die Analyse dieses Umfeldes erschien mir insbesondere als 
Politikwissenschafterin von Bedeutung, da effektive HIV-Prävention nur dann erzielt werden 
kann, wenn die für eine Infektion mit HIV ausschlaggebenden Risikofaktoren erkannt und unter 
anderem auch durch die Politik geändert werden. Zudem wollte ich feststellen, welches 
Politikverständnis in Russland vorherrscht, um zu verstehen, warum Angesicht der dramatischen 
Ausgangslage im Bereich HIV/AIDS aber auch im Sozialen,- und Gesundheitsbereich an sich, 
2 
 
kaum Anstrengungen zu einer Besserung dieses Status Quo unternommen werden.  
Aus dieser Fragestellung ergibt sich die Einteilung meiner Arbeit in drei große Teilbereiche. Der 
erste Teilbereich der Arbeit wird sich mit dem theoretischen Rahmen der Analyse der Entstehung 
und Verbreitung von HIV/AIDS beschäftigen. Ausgehend von den offensichtlichen medizinischen 
und soziologischen Komponenten des ausgewählten Themas habe ich die Ansätze der 
Sozialepidemiologie in meiner Arbeit auszunutzen versucht.  
Der zweite Teil der Arbeit versucht die Entwicklung und den derzeitigen Stand der HIV/AIDS 
Epidemie in Russland darzustellen. Dazu zählt auch die Darstellung der wesentlichen 
Risikogruppen. Der Begriff Risikogruppen ist dabei bewusst gewählt um jene Personengruppen zu 
erfassen, welche dem größten Risiko einer HIV-Infektionen ausgesetzt sind und welche 
tatsächlich die höchsten HIV-Ansteckungsraten1 verbuchen.  
Der dritte Teil der Arbeit wird sich der Darstellung des Makroumfeldes widmen und dessen 
Auswirkungen auf die Entwicklung der HIV/AIDS Epidemie in Russland analysieren. Dieses 
Makroumfeld wird erneut in mehrere Umfelder aufgesplittert werden und sowohl das politische, 
rechtliche, sozio-ökonomische, sozio-medizinische als auch sozio-psychologische Umfeld 
beinhalten.  
Die Analyse des politischen Umfeldes wird eine Analyse des Politikverständnisses in Russland 
beinhalten und die unter Präsident Putin forcierte Zentralisierung der Macht im Sinne der 
Präsidentenvertikale widergeben. Das politische und rechtliche Umfeld sind nicht zuletzt 
deswegen von Bedeutung, weil es Maßnahmen auf diesen Ebenen bedarf, um das Risiko einer 
Infektion mit HIV und einer Erkrankung an AIDS einzudämmen. In diesem Sinne werde ich 
versuchen, einerseits den rechtlichen Zugang Russlands zu Drogenkonsum und Sexarbeit und 
andererseits auf politischer Ebene die politische Kultur des Landes in der Bekämpfung der 
HIV/AIDS Epidemie zu erfassen. Der Ausdruck „politische Kultur“ wird dabei verwendet um 
aufzuzeigen, dass Politik nicht nur auf rationalen Entscheidungen basiert sondern auch 
ideologische Prägungen aufweist. Im Laufe der Arbeit wird ersichtlich werden, wie 
bedeutungsvoll diese Tatsache/bestimmte ideologische Orientierungen im Bezug auf den Umgang 
der Politik in Russland mit HIV/AIDS ist/sind.  
Zudem wird in diesem Abschnitt auch der sozio-ökonomische Wandel, der nach dem Ende der 
Sowjetunion in Russland einsetzte, besprochen werden. Dazu werden unter anderen Daten der 
Weltbank zu den Bereichen Einkommen, Höhe des Bruttosozialprodukts, Arbeitslosigkeit und 
                                                 
1 Anzahl der HIV-Neuinfektionen  
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Armut angeführt werden. Zwar ist es nicht die Intention der Arbeit eine direkte Verbindung 
zwischen Armut und HIV-Ansteckungsrisiko zu ziehen, doch soll darauf verwiesen werden, dass 
sozio-ökonomische Ungleichheiten das Risikoverhalten negativ beeinflussen können und somit 
zwar keine direkte aber ein indirekter Zusammenhang zwischen sozio-ökonomischen Faktoren 
und HIV/AIDS gezogen werden kann. Das ist einerseits begründbar durch die Möglichkeiten, 
Zugang zu Bildung, medizinscher Versorgung und anderen sozialen Serviceeinrichtungen zu 
erhalten. Sozio-ökonomische Marginalisierung schränkt diesen Zugang, es sei denn auf politischer 
Ebene werden dagegen abfedernde Maßnahmen gesetzt, erheblich ein. Dies wird ebenfalls in der 
Aufarbeitung des medizinischen Umfeldes in Russland deutlich werden, in dem erstens der 
Gesundheitszustand der russischen Bevölkerung skizziert und zweitens der Zugang zu 
medizinscher Versorgung, welcher nach Ende der Sowjetunion deutliche Einschnitte erfuhr, 
erläutert wird.  
Dass sich Maßnahmen auf politischer und rechtlicher sowie deren ideologische Prägung ebenfalls 
auf das Verhalten der Bevölkerung gegenüber HIV/AIDS und auf die besagten Risikogruppen 
auswirken, wird in der Behandlung des sozio-ökonomischen Umfeldes behandelt und dargestellt 
werden. Dieser Abschnitt soll zeigen, wie der Transformationsprozess soziale Strukturen 
verändert hat und sozialer Stress Risikoverhalten negativ beeinflussen kann. Zusätzlich soll durch 
die Betrachtung dieses Umfeldes aufgezeigt werden, wie sich Diskriminierung und sozialer 
Ausschluss von Risikogruppen und HIV/AIDS-Kranken auf das Risikoverhalten und somit auf die 
HIV/AIDS Epidemie an sich auswirkt.  
Der vierte Teilbereich der Arbeit wird bezugnehmend auf die im ersten Teil der Arbeit 
analysierten sozio-ökonomischen, politischen, rechtlichen, sozialmedizinischen und 
sozialpsychologischen Faktoren versuchen, Interventionsmöglichkeiten vorzustellen, durch 
welche unter anderem im Zuge von „policy change“ effektive HIV-Prävention ermöglich werden 
kann. Es ist ein Anliegen der Arbeit aufzuzeigen, dass das Umfeld, in welchem HIV/AIDS 
entsteht, verändert werden kann/ muss, um HIV/AIDS einzudämmen.  
Abseits der angeführten wissenschaftlichen Gründe, mich für dieses Thema zu entscheiden, gab es 
auch andere/persönliche und politische Beweggründe, mich des Themas HIV/AIDS anzunehmen. 
Es war für mich von Bedeutung jenen Randgruppen, die diskriminiert, stigmatisiert und sozial 
isoliert werden, Gewicht zu verleihen, aufzuzeigen, dass auch Drogensüchtige und 
Sexarbeiterinnen, dass Recht auf die Wahrung ihrer Grundbedürfnissen zukommt. Diese Rechte 
wurden auch im letzten Jahr im Rahmen der Weltaidskonferenz in Wien, in welcher ich als 
Freiwillige mitwirken konnte, angesprochen. Wesentlichstes Endprodukt dieser Konferenz war die 
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„Vienna Declaration“, eine Deklaration, die ein Umdenken in der internationalen 
Drogengesetzgebung, eine Abkehr von ideologischen Doktrinen hin zu wissenschaftlicher 
Erkenntnis verlangt. Dieser Deklaration schließe ich mich mit meiner Arbeit an. Es ist an der Zeit 
eine Politik basierend auf wissenschaftlichen Erkenntnissen anstatt ideologischen Verwerfungen 
zu formulieren und zu implementieren. Nur auf diesem Wege wird es möglich sein, die Rechte der 
betroffenen Gruppen zu wahren, deren Risiko zu mindern und daher effektive HIV-Prävention 
auch für die Gesamtbevölkerung zu gewährleisten. 
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2. Erkenntnisinteresse und Methoden 
 
Wie einleitend erwähnt, wird sich meine Arbeit der Analyse jenes Umfeldes widmen, welches 
meiner Ansicht nach für die Entstehung und Verbreitung des HIV-Virus in Russland wesentlich 
war. Demnach gehe ich von folgender Hypothese aus:  
Die Russische HIV/AIDS Epidemie ist das Resultat sozio-ökonomischer Spannungsfelder, einer 
auf ideologischen Verwerfungen basierenden Drogengesetzgebung, mangelhafter politischer 
Maßnahmensetzungen und eines durch Diskriminierung und Bestrafung von Risikogruppen 
(Drogenabhängigen, Sexarbeiterinnen) geprägten Umfeldes.  
Zur Bearbeitung dieser Hypothese stelle ich zwei zentrale Forschungsfragen in den Vordergrund: 
1. Welche Umweltfaktoren sind für die Russische HIV/AIDS Epidemie, deren spezielle 
Charakteristika und deren Entwicklung ausschlaggebend? 
2. Welche politischen Entscheidungen und Programme sind notwendig, um die in Russland 
vorherrschende HIV/AIDS Epidemie effektiv einzudämmen? 
Theoretisch wird sich die Arbeit den Thesen der Sozialepidemiologie annehmen. Diese Wahl 
geschah aufgrund dessen, da die Sozialepidemiologie die Entstehung und Verbreitung von 
Krankheiten in Verbindung mit den in einem bestimmten Umfeld vorhandenen Faktoren 
analysiert. Um den risikofördernden bzw. risikomindernden Charakter dieses Umfeldes 
darzustellen, wird im Rahmen der Sozialepidemiologie auf die Risikofaktorenepidemiologie 
eingegangen werden. Da ich, wie bereits in der ersten Hypothese angeführt, davon ausgehe, dass 
nicht Armut sondern vielmehr sozio-ökonomische Spannungsfelder für die Verbreitung des HIV-
Virus ausschlaggebend sind, werde ich in diesem theoretischen Rahmen auch das Konzept der 
Sozialen Exklusion ansprechen.  
Nach Abschluss des theoretischen Teils, werde ich im Rahmen einer Risikoumfeldanalyse sowohl 
auf die Mikro- als auch Makroebene des in Russland für die Entstehung und Verbreitung von 
HIV/AIDS wesentlichen (Risiko)umfeldes eingehen. Dabei bin ich mir durchaus darüber im 
Klaren, dass beide Ebenen nicht strikt voneinander trennbar sind. Der Versuch, eine von einander 
getrennte Analyse vorzunehmen, ist jedoch durch die Absicht begründet, so gut wie möglich 
darstellen zu wollen, welches Umfeld (strukturelle Bedingungen) in einer Gesellschaft, hier 
Russland, welche Auswirkungen auf individuelles Risiko im Zusammenhang mit einer HIV-
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Infektion haben kann. Daher beschäftige ich mich im Rahmen der Mikroebene vorwiegend mit 
den wesentlichen Risikogruppen (Drogenabhängige, Sexarbeiterinnen) während ich im Zuge der 
Analyse der Makroebene das sozio-ökonomische, rechtliche, politische, sozio-medizinische und 
sozio-psychologische Umfeld und dessen Auswirkungen auf die Entwicklung der HIV/AIDS 
Epidemie in Russland untersuchen werde. Bei der gesamten Analyse wird der 
Transformationsprozess, das heißt die Zeit nach 1991 und besonders dessen Auswirkungen auf 
alle gesellschaftlich relevanten Bereiche, seien es Politik, Ökonomie oder Soziales eine 
bedeutsame Rolle einnehmen.  
Aufgrund der schwierigen Datenlage besonders im Bereich der Risikogruppen (Drogenabhängige, 
Sexarbeiterinnen) besteht ein Großteil der Arbeit aus der Analyse von Primär- und 
Sekundärliteratur. Das fächerübergreifende Thema der Arbeit macht es erforderlich, eine 
weitgefächerte Literatur zu nutzen und politikwissenschaftliche, soziologische, psychologische 
und medizinische Artikel aus wissenschaftlichen Journalen, Monographien, Sammelbänden sowie 
aus Publikationen internationaler oder nationaler Organisationen (UNAIDS, WHO, UNODC u.a.) 
auszuwerten. Trotz dieses Schwerpunkts auf die Literaturanalyse wird durch öffentlich 
zugängliche Datensätze der WHO und Weltbank zur ökonomischen und medizinischen Situation 
in Russland Bezug genommen werden. Letzteres ist gerade deswegen wichtig, um die sozio-
ökonomischen Auswirkungen des Transformationsprozesses darzustellen und Rückschlüsse auf 
die Entwicklung der HIV/AIDS Epidemie ziehen zu können.  
Zudem ist es ein Anliegen der Arbeit dazustellen, dass es der Politik obliegt, entscheidende 
Rahmenbedingungen zur Eindämmung der Epidemie zu setzen. Die Politik ist somit dazu 
angehalten, Maßnahmen zu setzen, die sich sowohl auf bildungspolitischer, sozialer, 
ökonomischer als auch rechtlicher Ebene widerspiegeln. HIV/AIDS kann und darf nicht nur auf 
medizinscher Ebene thematisiert werden, viel mehr gilt es die soziale Problematik dahinter zu 
verstehen und im Rahmen politischer Entscheidungsprozesse entscheidende Maßnahmen zu 
setzen. Demnach wird sich der letzte Teil der Arbeit den Interventionsmöglichkeiten zur 
Eindämmung von HIV/AIDS widmen.  
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3. Theoretische Ansätze der Analyse von HIV/AIDS 
3.1. Sozialepidemiologie 
 
Die Sozialepidemiologie ist ein Nebenfach der Epidemiologie, welche sich damit beschäftigt, die 
auslösenden Faktoren von Gesundheit und Krankheit in einer Gesellschaft zu erforschen. Die 
Epidemiologie verfügt über eine lange Geschichte, die zurückreicht bis ins Jahr 1662, in welchem 
John Graunt die sozialen Variationen im Bezug auf Krankheit und Sterblichkeit im England des 7 
Jahrhunderts untersuchte. Bereits zu dieser Zeit beschäftigten sich Epidemiologien mit den 
Auswirkungen von Armut, schlechten Wohnverhältnissen und schlechten Arbeitsbedingungen auf 
die Gesundheit der Bevölkerung. Mit Beginn des 19. Jahrhundert wurde nunmehr auch die soziale 
Klasse als wesentliches Element im Bezug auf Gesundheit und Krankheit genannt. Mit Durkheim 
wurden zusätzlich Elemente wie soziale Erfahrung und soziale Integration Teil der Forschung. 
Damit waren die Anfänge für die Sozialepidemiologie gelegt. Die eigentliche Entwicklung der 
Sozialepidemiologie als medizinische Disziplin setzte jedoch erst im 19. und 20. Jahrhundert in 
den Vereinigten Staaten und Großbritannien mit dem Aufkommen von „grass roots“ Bewegungen 
ein, welche sich den zunehmenden Gesundheitsrisiken von armen Bevölkerungsgruppen 
widmeten. Damit wurden auch auf politischer Ebene Maßnahmen zur Verbesserung des sozialen 
Umfeldes gesetzt (Berkman, Kawachi, 2000, S. 3). Die Bedeutung dieser Umweltbedingungen 
wurde auch durch Cassel im Jahr 1976 betont, in dem er davon sprach, dass letztere wesentlich 
dafür verantwortlich sind, ob es Gruppen in einer Bevölkerung möglich ist, risikofördernd oder 
risikomindernd zu handeln (Cassel, 1976, S.107 f). Die Sozialepidemiologie befasst sich somit mit 
der Frage der sozialen Entstehung und Verbreitung von Krankheit und den sozialen Faktoren, 
welche diese fördern. Dies bedeutet in erster Linie in einem sozialen Umfeld vorherrschende 
Elemente auszumachen und zu untersuchen, in wie fern sich diese positiv oder negativ auf 
Gesundheit und Krankheit der jeweiligen Bevölkerung auswirken. Zu diesen Elementen zählen 
zusätzlich zu sozioökonomischen Faktoren auch die Bedeutung von sozialen Netzwerken, 
Diskriminierung und andere Formen von Stress (Berkman, Kawachi, 2000, S. 6).  
Die Bedeutung von sozialen Netzwerken für Gesundheit und Krankheit sprechen auch Berkman 
und Kawachi an, in dem sie erwähnen, dass individuelles Risiko niemals in Isolation von dem 
Risiko der Gesamtbevölkerung, das heißt des sozialen Umfeldes betrachtet werden kann 
(Berkman, Kawachi, 2000, S. 7): 
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„The social environment influences behavior by (1) shaping norms, (2) enforcing patterns of 
social control (which may be health-promoting or health-damaging), (3) providing or not 
providing environmental opportunities to engage in certain behaviors, and (4) reducing or 
producing stress for which certain behaviors may be an effective coping strategy, at least in the 
short term. Environments place constrains on individual choice (Berkman, Kawachi, 2002, S. 7).” 
Eine wesentliche Bedeutung in der Zusammensetzung des sozialen Umfeldes wird dem sozio-
ökonomischen Status von Individuen und Gruppen zu teil. Dass dieser sich negativ oder positiv 
auf Gesundheit und Krankheit auswirkt, ist weitgehend akzeptiert (Lynch, Kaplan, 2000, S. 13). 
Die sozio-ökonomische Situation in der sich Menschen befinden ist oft ausschlaggebend dafür, 
welchen Status, welche Möglichkeiten ihnen in einer Gesellschaft zugestanden werden. Diese 
sozialen Abstufungen innerhalb von Gesellschaften werden in der Forschung auch als soziale 
Klasse, soziale Stratifizierung, soziale Ungleichheit oder sozialer Status (Lynch, Kaplan, 2000, S. 
14) widergegeben. Jedoch wäre es zu einfach, einen linearen Zusammenhang zwischen sozio-
ökonomischer Marginalisierung und dem Risiko einer Erkrankung, hier an HIV/AIDS, zu ziehen. 
Vielmehr muss nach Lynch und Kaplan darauf Bedacht genommen werden, dass politische, 
kulturelle und auch institutionelle Faktoren beeinflussen, in wie weit sich sozio-ökonomischer 
Status auf den Gesundheits- und Krankheitszustand in einer Bevölkerung niederschlägt (Lynch, 
Kaplan, 2000, S. 13). Das bedeutet, dass auch immaterielle Faktoren in die Untersuchung mit ein 
bezogen werden müssen (Lynch, Kaplan, 2000. S. 24 ff.), zum Beispiel der Faktor sozialer Status. 
Sozialer Status bedeutet zugleich auch die Zugehörigkeit zu einer gewissen sozialen Gruppe und 
die Abgrenzung von einer anderen, sei es durch die Gruppe selbst oder durch eine andere. Diese 
Gruppendynamik ist an sich nicht negativ, führt jedoch Differenzierung zu Diskriminierung 
ergeben sich auch negative Implikationen auf den Gesundheitszustand von Personen. Dabei ist es 
nicht von großer Bedeutung ob diese Diskriminierung aufgrund rechtlicher Faktoren (de jure) oder 
aufgrund von in der Gesellschaft verankerten Normen, Werten und Praktiken (de facto) geschieht 
(Krieger, 2000, S. 39). Diskriminierung auf rechtlicher Ebene wiegt jedoch stärker, da der Staat, 
die staatlichen Institutionen hier federführend für diskriminierende Praktiken in der Gesellschaft 
verantwortlich sind, es jedoch der Position und Macht des Staates in einer Gesellschaft 
entsprechen sollte, allen BürgernInnen die gleichen unveräußerlichen Rechte zukommen zu lassen 
und die Kontrolle der Einhaltung dieser Rechte in seinem Zuständigkeitsbereich liegen würde. 
Doch Diskriminierung hat nicht nur eine rechtliche Dimension. Krieger schreibt viel mehr in 
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ihrem Beitrag „Discrimination and Health“, das Diskriminierung ein sozial strukturiertes, 
ideologisch begründetes Phänomen darstellt, welches auf Kosten des Ausschlusses von Gruppen 
Privilegien für Mitglieder von dominanten Gruppen aufrecht erhält und demnach soziale 
Beziehungen von Dominanz und Unterdrückung darstellt (Krieger, 2000, S. 40 f.). Andere 
sprechen in diesem Zusammenhang von sozialer Schichtung oder sozialer Stratifizierung. Thomas 
führt dazu in seinem Buch „Society and Health Sociology for Health Professionals“ vier 
hauptsächliche Schritte an, durch welche soziale Stratifizierung vollzogen wird: (1) 
Differenzierung, (2) Evaluierung, (3) Schaffung von Rangordnungen und (4) unterschiedliche 
Belohnungssysteme (Thomas, 2003, S. 248 f.). Dieser Prozess weißt deutlich darauf hin, wie 
durch die Zuschreibung von gesellschaftlich positiv oder negativ konnotierten Merkmalen, 
Hierarchien geschaffen werden. Thomas spricht zusätzlich davon, dass soziale Stratifizierung 
nicht nur die Existenz von Ungleichheiten beinhaltet sondern auch auf eine darauf basierende 
Ideologie deutet:  
„Social strafications involves not only the existence of inequality but a system of beliefs that 
support the system. In order for the system to work – that is, be accepted by the members of 
society – it must be supported by an underlying ideology. Every system of inequality not only 
gives some people more than others, it provides justification for these disparities. This ideology 
should be logical and plausible enough to be widely accepted. Just as what is unequal differs from 
society to society, so do the explanations for why people should be unequal (Thomas, 2003, S. 
249). “ 
Ein weiterer Bereich der sozialepidemiologischen Forschung wird durch die Ansätze der 
Psychosozialen Epidemiologie abgedeckt. Diese legt den Fokus auf die Analyse der 
Auswirkungen von gesellschaftlichem Zusammenleben auf Gesundheit/Krankheit. Von besonders 
großer Bedeutung in diesem Rahmen ist der Faktor Stress und dessen risikoförderndes Potential 
(Krieger, 2001, S. 696).  
Im Rahmen der Psychosozialen Epidemiologie wird auch die Bedeutung von sozialem Kapital 
und sozialer Kohäsion im Sinne von psychosozialen Gütern für den Gesundheitszustand 
angesprochen: 
„Social capital and social cohesion, in turn, are proposed (and contested) as population level 
psychosocial assets that potentially can improve population health by influencing norms and 
strengthening bonds of civil society, with the caveat that membership in certain social formations 
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can potentially harm either members of the group (for example, group norms encourage high risk 
behaviors) or non-group members (for example, harm caused to groups subject to discrimination) 
by groups supporting discrimination (Krieger, 2001, S. 696).” 
Wesentliche Erkenntnisse in der Erforschung des Zusammenhangs zwischen gesellschaftlichen 
Faktoren auf den individuellen Gesundheitszustand erbrachte auch Émile Durkheim, insbesondere 
durch sein Buch „Suicide“, in welchem er die Auswirkungen von sozialer Kohäsion auf 
Suizidraten untersuchte. Von besonderem Interesse erscheint dabei, insbesondere im Bezug auf 
die vorliegende Arbeit, die Form des Anomic Suicide, welcher in Verbindung mit sozialen Krisen 
ökonomischer oder politischer Natur entsteht. Die in diesen Krisen entstehenden sozialen 
Veränderungen, die oftmals von Turbulenzen begleitet werden, führen dazu, dass bekannte 
Normen und Werte ihre Bedeutung verlieren (Berkman, Glass, 2000, S. 139). Die Bedeutung von 
sozialen Netzwerken ist gerade im Bezug auf die Analyse der HIV-Risikogruppen in Russland 
hervorzuheben, denn soziale Netzwerke formen individuelles Verhalten auf „4 Ebenen durch (1) 
soziale Unterstützung (2) soziale Einflussnahme (3) soziale Beziehungen (4) Zugang zu 
Ressourcen und materiellen Gütern (Berkman, Glass, 2000, S. 144)“. Eine nachfolgende Analyse 
dieser Risikogruppen wird dies deutlich sichtbar machen.  
3.2. Sozialepidemiologische Zugänge in der HIV/AIDS Forschung  
 
Lange Zeit verband die Forschung im Bereich HIV/AIDS das Risiko einer HIV-Infektion mit 
persönlichem Risikoverhalten (Poundstone u.a., 2004, S. 22). Die Sozialepidemiologie bricht mit 
diesem sogenannten „biomedizinischen Individualismus“, in dem sie den Fokus weg von 
individuellen Risikofaktoren auf Risikofaktoren entstanden durch ein bestimmtes Umfeld legt. 
Sozialepidemiologen untersuchen daher die Umstände, durch welche Personen einem größeren 
oder geringerem Risiko einer Infektion mit HIV oder einer späteren Erkrankung an AIDS 
ausgesetzt sind (Poundstone u.a., 2004, S. 22). Poundstone, Strathdee und Celentano haben in 
ihrem Beitrag „The Social Epidemiology of the Human Immodeficiency Virus/Acquired 
Immunodeficiency Syndrom“ ein mögliches Schema erarbeitet, an Hand welchem dieses Risiko 
erfasst werden kann. Die Autoren gehen dabei von drei wesentlichen Ebenen aus, welche 
risikofördernde/risikomindernde Faktoren beinhalten: individuelle, soziale und strukturelle Ebene. 
Während die individuelle Ebene biologische, demographische als auch persönliche Faktoren (u.a. 
Drogenkonsum, Sexarbeit, ungeschützter Geschlechtsverkehr) als 
risikofördernde/risikomindernde Faktoren beinhaltet, sind auf sozialer Ebene soziale Strukturen, 
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Netzwerke entscheidende Faktoren. Soziale Netzwerke können den jeweiligen 
Gesundheitszustand auf direktem sowie indirektem Weg u.a. durch soziale Beeinflussung oder 
auch die Häufigkeit von HIV/-Infektionen in einem bestimmten Netzwerk (z.B: Drogenabhängige, 
SexarbeiterInnen) aber auch durch Zugang zu medizinischer Versorgung, Informationen und 
Gütern aller Alt beeinflussen (Poundstone et al, 2004, S. 25).  
Für die vorliegende Arbeit ist die dritte Ebene von besonders großer Bedeutung, denn auf 
sogenannter struktureller Ebene wird das Risiko ein HIV/AIDS zu erkranken durch soziale, 
ökonomische, rechtliche sowie politische Faktoren gefördert oder gemindert (Poundstone u.a., 
2004, S. 23). Darunter fallen auch strukturelle Gewalt2 und Diskriminierung von Risikogruppen 
und Menschen mit HIV/AIDS, demographische Veränderungen, Krieg und Militarisierung 
(Poundstone u.a., 2004, S. 26). Damit bildet die Sozialepidemiologie ein theoretisches 
Grundgerüst für die Erarbeitung der dargestellten Forschungsfragen.  
Die folgende Grafik soll dieses nochmals veranschaulichen: 
Abbildung 1 
 
Quelle: Poundstone u.a., 2004, S. 24. 
                                                 
2 „Structural Violence: Violence caused by social and economic injustices resulting in diminished access of 
marginalized groups to basic needs and humane quality of life; operates at local, national, international, and global 
levels, and requires varying degrees of political repression (Kurz, Turpin, 1990, S. 211).” 
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In dem die Sozialepidemiologie strukturelle Faktoren und deren Auswirkung auf die HIV/AIDS 
Epidemie untersucht, weißt sie sogleich auf essentielle Maßnahmen hin, die getroffen werden 
müssen, um die HIV/AIDS Epidemie langfristig und effektiv zu bekämpfen.  
 
Rhodes und Simic sprechen in ihrem Beitrag „Transition and the HIV Risk Environment“ von 
einem spezifischen Risikoumfeld geschaffen durch die sozialen, ökonomischen und politischen 
Transformationsprozesse in Osteuropa. Wie zuvor Pounderstone und Strathee unterstreichen auch 
Rhodes und Simic die Bedeutung von physischen, sozialen, ökonomischen und politischen 
Faktoren im Bezug auf das Risiko einer HIV/AIDS Erkrankung und teilen diese Risikofaktoren 
einem Mikro- und Makrorisikoumfeld zu. Während das Mikrorisikoumfeld persönliches 
Risikoverhalten sowie die Beeinflussung durch Normen und Praktiken sozialer Netzwerke 
umfasst, beinhaltet das Makrorisikoumfeld strukturelle Faktoren wie Gesetze, ökonomische und 
soziale Konditionen und kulturelle Normen und Sitten (Rhodes, Simic, 2005, S. 220). 
Ökonomische Transformation, so Rhodes und Simic, spielte für das Risiko einer HIV Infektion 
eine beträchtliche Rolle, hat diese doch vor allem das öffentliche Gesundheitssystem stark 
geschwächt, während auf rechtlicher Ebene strikte aber auch uneinheitliche 
Drogengesetzgebungen, Spannungen zwischen Gesundheitspolitik und Strafrecht Auswirkungen 
auf das Risiko einer HIV-Infektion hatten. 
Rhodes und Simic führen dies wie folgt aus: 
„Rapide change may contribute to weakening of civil society and fragmentation of community 
response in the face of social dislocation. Uncertainty in social and national identity may be linked 
with diminishing social cohesion within communities, which is exacerbated by economic 
hardship. Such conditions can weaken capacity for avoiding risk (Rhodes, Simic, 2005, S. 220).” 
Die Betrachtung dieser strukturellen Ebene ist insofern von Bedeutung, da sie die Verantwortung 
der Politik in den Mittelpunkt rückt (Rhodes, 2002, S. 88). Die Bedeutung der 
Risikoumfeldanalyse für die HIV-Prävention ist schließlich auch damit belegbar, da sie aufzeigt, 
durch welche Faktoren Mechanismen in Gang gesetzt werden, die unter anderen im Bereich der 
Risikogruppen risikofördernd wirken können. Zudem deckt sie auf, dass HIV/-Prävention 
fokussierend auf individuelle Verhaltensänderungen zwar durchwegs kurzfristig 
erfolgsversprechend sein kann, in dem akuter Schaden abgewiesen werden kann, jedoch 
langfristig von Seiten der Politik Rahmenbedingungen gesetzt werden müssen, um das soziale, 
ökonomische und rechtliche Umfeld risikomindernd zu gestalten (Rhodes, 2002, S. 87). Rhodes 
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führt in seinem Artikel „The Risk Environment: A Framework for Understanding and Reducing 
Drug-Related Harm” in diesem Zusammenhang auch den in der Fachwelt immer häufiger 
verwendeten Ausdruck „enabling environment“ an. Damit spricht Rhodes die zuvor erwähnte 
Verantwortung der Politik an, deren es obliegt, im Rahmen von u.a. strukturellen Interventionen 
ein Umfeld zu schaffen in welchem u.a. Harm-Reduction Maßnahmen 
(Spritzenaustauschprogramme etc.) erfolgreich implementiert werden können (Rhodes, 2002, S. 
92).  
3.3. Soziologische Ansätze – Soziale Exklusion 
 
Bereits einleitend erwähnte ich, dass soziale Ungleichheiten eine wesentliche Rolle in der 
Entstehung und Verbreitung des HIV-Virus in Russland einnehmen. Der Begriff Soziale 
Exklusion ist bewusst gewählt, dass er im Gegensatz zu Armut, welcher lediglich sozio-
ökonomische Aspekte anspricht, eine breite Palette von unterschiedlichen Ebenen des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens erfasst, sowohl sozio-ökonomische, rechtliche, soziale und 
psychologische Risikofaktoren vereint.  
 
„Social exclusion is a complex process operating across several dimensions or domains. It 
involves both the lack of resources, rights and goods and services, and the inability to participate 
in the normal relationships and activities, available to the majority of people in a society, whether 
in economic, social, cultural or political arenas. It affects both the quality of life of individuals and 
the equity and cohesion of society as a whole. Deep exclusion refers to exclusion across more than 
one domain or dimension of disadvantage, resulting in severe negative consequences for quality of 
life, well-being and future chances (Levitas u.a., 2007, S. 86).“ 
 
Die heutige Forschung widmet sich mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung jenen Faktoren, 
welche soziale Exklusion hervorrufen. Während eine den Schwerpunkt auf die individuelle Ebene 
legt und daher Faktoren wie persönliches Verhalten und Werte in den Mittelpunkt stellt, setzen 
andere diesen auf die institutionelle Ebene, wodurch das politische System und die darin 
institutionalisierten Formen von Diskriminierung angesprochen werden (Burchard u.a., 2007, S. 
3). Um der Vielzahl von Einflüssen Rechnung zu tragen und dadurch zu einem genauen 
Analyserahmen für „Soziale Exklusion“ zu gelangen, haben Forscher im Jahre 2008 die 
sogenannte Bristol Social Exclusion Matrix aufgestellt. Diese aus zehn Domänen bestehende 
Matrix reicht von materiellen und ökonomischen Ressourcen, sozialen Ressourcen zum Beispiel 
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Zugang zum öffentlichen und privaten Serviceeinrichtungen, über die Möglichkeit zur 
Partizipation im ökonomischen, sozialen, kulturellen politischen und zivilen Bereich bis hin zu 
Kriterien der Lebensqualität, das heißt Gesundheit, Umwelt, Kriminalität und Kriminalisierung 
(Levitas u.a., 2007, S. 41). Zusätzlich zu dieser Aufstellung definierten die Forscher Geschlecht, 
Ethnizität, Soziale Klasse, Zusammenstellung des Haushalts, religiöse Zugehörigkeit und kritische 
Lebensumstände als Faktoren, welche das Risiko sozialer Exklusion bedingen können (Levitas 
u.a., 2007, S. 42). Durch den theoretischen Zugang den das Konzept der Sozialen Exklusion 
bietet, soll versucht werden, zu analysieren, durch welche Umstände gewisse 
Bevölkerungsgruppen besonders gefährdet sind, aus gesellschaftlichen Prozessen ausgeschlossen 
zu werden. Das Konzept bietet eine Möglichkeit, die Ursachen von Armut und Ungleichheit 
zwischen Bevölkerungsgruppen zu analysieren. Es versucht den Zusammenhang zwischen der 
Makro- und Mikroebene aufzuzeigen und verweist somit auf die Bedeutung gesellschaftlicher 
Prozesse für jedes Individuum (vgl. Levitas, u.a. 2007, S.62). Es geht also vor allem darum 
aufzuzeigen, dass bestimmte Prozesse in einer Gesellschaft den sozialen Ausschluss von 
Bevölkerungsgruppen herbeiführen können und dass Faktoren wie Einkommen, Bildung, soziale 
Ressourcen etc. wesentlich dafür verantwortlich sind, in welche Richtung diese Prozesse 
verlaufen.  
Betrachtet im Kontext der Entwicklung von Epidemien, wie hier HIV/AIDS in Russland, fügt sich 
das Konzept der sozialen Exklusion in die theoretischen Ansätze der Sozialepidemiologie ein. Es 
bietet jenen Rahmen, um auf den folgenden Seiten, Prozesse auf politischer, sozioökonomischer, 
rechtlicher und gesellschaftlicher Ebene darzustellen, welche als wesentlich für die Entwicklung 
der HIV/AIDS Epidemie in Russland gelten können. Theoretische Konzepte wie jenes der 
„Sozialen Exklusion“ bieten daher eine Möglichkeit, HIV/AIDS in einen sozialen Kontext zu 
stellen. Damit wird die Möglichkeit geschaffen, Aufschluss über das soziales Umfeld und die 
darin für die Entwicklung der HIV/AIDS Epidemie vorhandenen Mechanismen zu erhalten.  
 
Kabeer schrieb dazu in “Social exclusion: Concepts, Findings and Implications for the MDGs”:  
 
„A ‘social exclusion’ perspective draws attention to the overlap between these different 
experiences of disadvantage, in other words, to the experience of those individuals and groups 
who, in addition to their poverty, face discrimination by virtue of their identity, undermining their 
capacity to participate in the economic, social and political functioning’s of their society on equal 
terms (Kabeer, 2009, S. 3)” 
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Als Beispiel für betroffene Gruppen können soziale Randgruppen wie Drogenabhängige oder 
SexarbeiterInnen angeführt werden, welche in der Russischen Föderation mit erheblichen sozialen 
Barrieren konfrontiert sind und alleine dadurch einem erhöhten Risiko einer HIV-Infektion 
ausgesetzt sind. Soziale Exklusion kann hier, dies wird in einem späteren Teil der Arbeit genauer 
ausgeführt werden, das Risiko einer Infektion mit HIV deutlich erhöhen.  
In der Beschäftigung mit der HIV/AIDS Problematik in Russland werden wir auf beiderlei stoßen: 
historisch sowie gesellschaftlich bedingte Formen der Diskriminierung und Stigmatisierung sowie 
ein schwaches politisches System, welches nicht in der Lage ist, die Rechte seiner BürgerInnen zu 
schützen, sondern vielmehr zur Verletzung eben dieser beiträgt. 
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4. Analyse des Risikoumfeldes 
 
Um zu verstehen warum die HIV/AIDS Epidemie große Ansteckungsraten in Russland 
verzeichnen konnte, ist es, zusätzlich zur Darstellung der einzelnen Risikogruppen, wichtig, 
verschiedenste Faktoren sozio-ökonomischer, politischer und rechtlicher Natur genau zu erfassen 
und ihre Wechselwirkung auf die Verbreitung des Virus zu analysieren. Wie Rhodes und Simic in 
ihrem Beitrag „Transition and HIV Risk Environment“ feststellen, steht die Übertragung von 
HIV/AIDS in enger Verbindung mit einem speziellen vorhandenen politischen und sozio-
ökonomischen Umfeld (Rhodes, Simic, 2009, S. 220). Um zu Erkenntnissen in diesem Rahmen zu 
gelangen kann mit Verweis auf die Sozialepidemiologie davon ausgegangen werden, dass speziell 
im Zusammenhang mit der Analyse der HIV/AIDS Epidemie in Osteuropa ökonomische und 
soziale Problemfelder, welcher auf die Transformation des Systems zurückzuführen sind, mit ein 
bezogen werden müssen. Im Rahmen dieses Prozesses wurde ein Umfeld geschaffen, in welchem 
bedingt durch bereits erwähnte sozio-ökonomische Faktoren, Drogenkonsum und risikoreiches 
Verhalten, wie zum Beispiel die Verbreitung von Sexarbeit in der Gesamtbevölkerung forciert 
wurden (Rhodes, Simic, 2009, S 220). Um zu verstehen, warum gewisse Gruppen innerhalb der 
Bevölkerung eine besonders starke Gefährdung einer HIV/AIDS Infektion aufweisen, müssen 
daher Ungleichheiten - seien sie sozio-ökonomischer, rechtlicher oder politischer Natur - 
betrachtet und entsprechend in die Analyse der Ansteckungsraten einbezogen werden, denn es 
kann davon ausgegangen werden, dass ein entsprechend hohes Risikoverhalten zumeist mit oben 
genannten Ungleichheiten verwoben ist (Barnett u.a., 1999, S.81).  
 
Barnett drückt dies in “HIV/AIDS and Development: Case Studies and a Conceptual Framework” 
wie folgt aus:  
 
“When a deadly disease appears and the social and economic environment is such as to facilitate 
rapide and/or frequent partner change, then the environment may be described as a 
riskenvironment and the act of sexual intercourse becomes a risk behavior. The riskiness of the 
behavior is a characteristic of the environment rather than of the individuals or the particular 
practices (Barnett u.a., 1999, S. 81-82).”  
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Es kann also davon ausgegangen werden, dass in Russland, nach dem Ende der Sowjetunion und 
durch die in den Transformationsjahren vorgefallenen Umwälzungen auf allen politischen und 
gesellschaftlichen Ebenen das Risiko einer HIV/AIDS Problematik erhöht wurde. Analysiert 
werden müssen daher nicht nur steigende Armutsraten oder ein Ansteigen der Drogensucht, 
vielmehr gilt es ein System zu erfassen, dass in vielen seinen Bestandteilen als ein Risikoumfeld 
bezeichnet werden kann.  
In einer Zeit des sozialen und ökonomischen Zerfalls ist insbesondere auch den Folgen von sozio-
ökonomischer Marginalisierung auf die Psyche Rechnung zu tragen. Armut und der damit 
verbundene sozio-ökonomische also auch gesellschaftliche Ausschluss haben eine besonders ernst 
zu nehmende Wirkung auf die Jugend und auf deren Möglichkeiten, eine starke und solide 
Identität zu formen. Stärkeres Risikoverhalten unter anderem auch Drogenmissbrauch sind als 
negative Auswirkungen dieses Ausschlusses erklärbar (Barnett u.a., 1999, S. 82).  
 
Wilkinson fügte dem in “Unhealthy Societies: The Affiliations of Inequality” folgendes hinzu:  
 
“Because these processes of social differentiation feed on … inequality and destroy social 
cohesion, the extent to which we have an integrated and harmonious society with high levels of 
social involvement, or at the other extreme a society that is divided, dominated by status, prejudice 
and social exclusion … gives rise to aggressive subgroups antagonistic to the rest of society, and 
the stigmatization of the most disadvantaged … (Wilkinson, 1996, S. 172).“ 
 
Eine Analyse des Risikoumfeldes sollte deshalb eine Vielzahl von Ebenen miteinschließen. Im 
Folgenden werden daher die einzelnen Bereiche dieses Risikoumfeldes analysiert. Die sozio-
ökonomische Ebene wird dabei den Anfang der Analyse machen. Dabei soll jedoch wie zuvor 
bereits erklärt darauf hingewiesen werden, dass diese Ebene nicht als einzigausschlaggebend für 
Armut und im weitesten Sinne für soziale Exklusion betrachtet wird und damit auch nicht 
ausschlaggebend für jenen Mechanismus ist, von welchem ausgegangen wird, einen wesentlichen 
Anteil an den rapide angestiegen HIV-Infektionsraten in Russland zu haben. Vielmehr handelt es 
sich dabei lediglich um einen Teil in einem sehr komplexen Puzzle. So bedeutsam diese 
ökonomische Ebene auch im Zusammenhang mit dem Zerfallsprozess in Russland, ist, soll auf 
Ressourcen des sozialen und gesellschaftlichen Lebens, wie unter anderem soziale Netzwerke 
nicht vergessen werden (vgl. Levitas u.a., 2007, S. 90). Letztere werden im Zuge der Darstellung 
des sozio-psychologischen Umfeldes behandelt werden. 
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4.1. Entwicklung der HIV/AIDS Epidemie in Russland 
4.1.1. Erste Generation der HIV-Infektionsraten  
Der erste bekannte Fall einer HIV-Infektion in der Sowjetunion ereignete sich im Jahre 1986. Ein 
Sowjetbürger war in Afrika mit dem Virus infiziert worden und übertrug ihn durch homosexuelle 
Kontakte auf Soldaten der Sowjetarme.  
Bezeichnend für den damaligen Umgang mit HIV/AIDS war die auf Diskriminierung und 
Stigmatisierung aufbauende Politik gegenüber HIV-Infizierten und vor allem gegenüber 
gesellschaftlichen Randgruppen gerade im Bezug auf die ersten HIV-Infektionen Homosexuelle3 
(vgl. Wallander, Grisin, 2002, S. 2). Dem gemäß wurde HIV/AIDS mit moralisch verwerflichen 
Lebensumständen assoziiert und von der Politik mit westlichen Lastern, von denen die 
Sowjetunion der politischen Diktion entnommen frei war, in Verbindung gesetzt. Promiskuität, 
Homosexualität, Drogensucht und Sexarbeit wurden daher von offizieller Stelle stets geleugnet 
(vgl. Feshbach, 2005, S. 8). Diese Leugnung hatte bereits zu Beginn entscheidende Auswirkungen 
auf den Umgang mit HIV/AIDS, auf die mangelnde Instandsetzung von medizinischer 
Versorgung als auch auf Maßnahmen im Bereich der Prävention (vgl. Powell, 2000, S. 126).  
 
Powell skizziert diesen Umgang in “The Problem with AIDS” wie folgt: 
 
“Although the first cases of HIV/AIDS appeared in the USSR in the mid-1980s (or possibly 
earlier), government spokesmen’s were certain that they were anomalies. The Soviet leadership 
dismissed AIDS as a problem of the decadent West or of the third world: the only persons at risk 
of becoming infected, they said, were homosexuals, bisexuals, prostitutes, drug addicts, those who 
led a disorderly sexual life and most important black Africans (Powell, 2000, S. 124-125). “  
 
Dieses politische Umfeld hatte zum Ergebnis, dass die öffentliche Diskussion, die Diskussion in 
Medien und Politik von Unkenntnis im Bezug auf die Krankheit als auch von Vorurteilen über 
HIV-Infizierte und Aidskranke sowohl als auch gegenüber den sogenannten gesellschaftlich 
verpönten, marginalisierten Randgruppen geprägt war.  
Der problematische Umgang mit HIV/AIDS, seiner Entstehung und Verbreitung schlug sich auch 
                                                 
3 Homosexualität wurde in der Sowjetunion als Straftat angesehen. Die diesbezügliche Rechtslage wurde in Russland 
erst im Jahre 2003 geändert (vgl. Wallander, Grisin, 2002, S. 2). 
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gleich von Beginn an in der Rechtssetzung nieder. Die vorwiegend auf Bestrafung und 
Kriminalisierung ausgerichtete Rechtssetzung schuf ein Klima in welchem Menschenrechte 
zusehends beschränkt und unter dem Deckmantel der Eindämmung von HIV/AIDS geopfert 
wurden. Anstatt positive Veränderungen zu bewirken, wurde dadurch nicht nur im Bereich der 
Risikogruppen ein Klima der Angst geschürt sondern auch Misstrauen und Angst in der 
Bevölkerung gefördert (vgl. Feshbach, 2005, S.12). Dieser für die Entwicklung der HIV/AIDS 
Epidemie in Russland besonders wichtige Aspekt wird im weiteren Verlauf der Arbeit noch näher 
erläutert werden. 
Abseits der ideologischen Problematik, welche der Eindämmung des Virus bereits zu Beginn zu 
wider lief, ergaben sich jedoch auch zahlreiche Mängel, die in erster Linie mit der schwachen 
ökonomischen Leistung der Sowjetunion in Verbindung gesetzt werden konnten. Dies ist 
deswegen von erwähnenswerter Bedeutung, da – entgegen der ursprünglichen politischen Diktion 
– der Beginn der Verbreitung von HIV/AIDS in Russland nicht unbedingt mit Homosexualität und 
Promiskuität als auch Drogensucht in Verbindung zu setzen ist. Im Gegenteil: Die ersten Fälle von 
HIV-Infektionen in der Sowjetunion betrafen vorwiegend Kinder und sind auf die mangelhafte 
medizinische Ausstattung in Krankenhäusern zurückzuführen. Besonders der Mangel an sterilen 
Spritzen und Nadeln hatte wesentlichen Anteil bei der Verbreitung des Virus in Russland, denn 
durch mehrfach verwendetes kontaminiertes Spritzbesteck konnte der Virus rasch auf eine größere 
Anzahl von Patienten übertragen werden (vgl. Feshbach, 2005, S. 21).  
Feshbach veranschaulicht dies in seinem Buch „The Early Days of the HIV/AIDS Epidemic in the 
Former Soviet Union“ sehr deutlich in dem er auf diesen Mangel hinweist:  
“A 950-bed hospital in the Krasnodar region was allotted only 200 needles for the first six months 
of 1982, roughly one needle as day. At one needle per day, it would be physically quite difficult 
for medical personnel to make sure that the needle and the syringe connected to it were sterilized 
before each use. To deal with this shortage of needles, hospitals “straightened, sharpened and 
removed the rust” from needles that had been used again and again (Feshbach, 2005, S. 18)”  
Zudem waren die ineffektiven Sterilisationsmethoden, zum Beispiel durch den Mangel an heißem 
Wasser ein wesentlicher Grund, weswegen der Virus sich zu Beginn in Spitälern rasch verbreiten 
konnte (Feshbach, 2005, S. 21).  
Mangelhaft war auch die Versorgung mit Kondomen und HIV-Test-Kids (Feshbach, 2005, S. 29). 
Gerade im Bezug auf die Verfügbarkeit von Kondomen ist anzumerken, dass der vorherrschende 
Mangel die Produktion und Vermarktung abseits der regulären Märkte antrieb, wodurch zusätzlich 
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qualitativ schlechte Produkte in Umlauf kamen. Die schlechte ökonomischen Situation, in der sich 
die Sowjetunion zum damaligen Zeitpunkt befand führte zudem auch dazu, dass die zu Beginn der 
Epidemie eingesetzten budgetären Mittel als äußert gering einzustufen sind. Im Vergleich zu den 
USA, die damals zirka 1,6 Milliarden US Dollar für den Kampf gegen HIV/AIDS darboten, 
beliefen sich die Aufwendungen Sowjet Russlands auf zirka 52 Millionen Rubel, dies entsprach in 
etwa 17 Millionen Dollar. Letzteres muss auch in Verbindung damit betrachtet werden, dass der 
Gesundheitssektor zur damaligen Zeit den Schlusspunkt im politischen Agendasetting darstellte 
und demnach nur jene budgetären Mittel zugestanden bekam, die nach Abdeckung aller anderen 
Vorhaben übrig geblieben waren (Feshbach, 2005, S. 13).  
Zusätzlich zu diesem bereits geschilderten problematischen ökonomischen Hintergrund müssen 
aber auch die als unzureichend einzustufenden Anstrengungen in der Forschung erwähnt werden. 
Mangelhaftes Wissen über sexuell übertragbare Krankheiten, sexuelles Verhalten und die damit 
verbundenen Risiken insbesondere im Bereich der Risikogruppen hatten einen nicht 
unwesentlichen Einfluss darauf, wie sich in HIV Epidemie in Russland verbreitete (Feshbach, 
2005, S. 14 f.).  
 
4.1.2. Zweite Generation der HIV-Infektionensraten 
 
Die derzeitige HIV/AIDS-Problematik betrifft durchwegs alle Regionen Russlands. Laut UNDP 
herrschen jedoch Konzentrationen in den 10 größten Städten und Regionen, darunter St. 
Petersburg, Moskau, Chelyabinsk, Irkutsk, Leningrad, Orenburg, Samara, Swerdlowsk, Khanty 
und Mansiisk vor (UNDP, 2007, S. 127 ff.). Wie bereits im vorherigen Teil der Arbeit angeführt, 
stehen die ersten HIV-Infektionen, anders als durch die Politik verlautbart, in Verbindung mit 
homosexuellen Kontakten. Im Jahre 1987 ereigneten sich zudem aufgrund mangelnder 
Sterilisationsmethoden und dem Gebrauch von benutzten Spritzen in einigen Spitälern der 
Sowjetunion Vorfälle, in welchen Kinder mit dem HIV-Virus infiziert wurden (vgl. Wallander, 
Grisin, 2002, S. 2). Der rasante Anstieg der HIV-Infektionsraten vollzog sich jedoch in den Jahren 
1996-2001. Dies wird auch durch das Datenmaterial der Weltbank des Jahres 2010 
veranschaulicht. Die anstehende Grafik (Abbildung 2) zeigt deutlich, dass die HIV-Infektionsraten 
unter Erwachsenen zwischen 15 und 49 Jahren in den Jahren 1998 von 0,1% bis 2008 auf 1,1% 
anstiegen (Weltbank, 2010).  
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Abbildung 2 
 
 
 
 
Quelle: Worldbank, 2010 
Auch die Anzahl jener Personen, die seit 2001 an Aids verstorben sind ist, selbst wenn man von 
den geringsten Werten ausginge, erheblich angestiegen.  
 
Abbildung 3 
 
 
 
 
Quelle: Worldbank 2010 
HIV-Ansteckungsraten zwischen 15-49-Jährigen 
(ausgedrückt in %) 
Geschätzte HIV/AIDS-Sterblichkeitsraten in der 
Russischen Föderation, 2001-2007 
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Ein Problem, welches sich im Rahmen der Analyse der Verbreitung von HIV/AIDS in Russland 
ergibt, ist die unbefriedigende Datenlage. Bedauerlicherweise sind gerade im Bereich der 
Risikogruppen, die Anstrengungen im Bereich der Analyse der Übertragungswese gering. 
Lückenhaftes, wesentliche Personengruppen wie unter anderem Homosexuelle aussparendes 
Datenmaterial führt letztlich dazu, dass keine genauen, alle Risikogruppen einbeziehenden 
Statistiken auffindbar sind. Letzteres steht auch damit in Verbindung, dass das von UNAIDS als 
bestes System zur Messung von HIV-Infektionsraten bezeichnete „Sentinel Surveillance System“ 
in Russland nicht zur Anwendung kommt. Statt im Rahmen eines „Sentinel Surveillance 
Systems“, welches einen besonderen Fokus auf Risikogruppen legt und daher eine detaillierte 
Ursachenforschung und Nachverfolgung der Entwicklung des Virus ermöglicht, basieren 
gesamtstaatliche HIV-Infektionsraten in Russland lediglich auf Schätzungen. Demnach werden 
die offiziell im Rahmen der Registrierung von HIV-Infizierten gewonnen Daten für hoch 
geschätzte Infektionsraten mit 5 multipliziert, für niedrig geschätzte Infektionsraten mit 3 (UK, 
Department for International Development, 2006, S. 52). Dies führt in erster Linie dazu, dass 
keine genauen Daten über die Ansteckungswege gewonnen werden können, da insbesondere 
Drogenabhängige und SexarbeiterInnen oftmals von der Registrierung ausgespart bleiben. Diese 
Problematik wird auch in den vom staatlicher Seite aus veröffentlichen HIV-Infektionsraten 
deutlich. Dies räumte selbst der Leiter des Federal Center for the Prevention and Treatment of 
HIV/AIDS im Jahre 2002 ein (Powell, 2000, S. 110). Experten der WHO gehen längst davon aus, 
dass die von russischer Seite veröffentlichten Daten nicht die tatsächlichen HIV-Infektionsraten 
widergeben und diese in Realität zwischen 8-10 fach höher bemessen werden müssen (Powell, 
2000, S. 110). Für das Jahr 2020 prognostiziert die Weltbank Russland einen Anstieg an HIV-
Infektionen im Umfang von 5,36 Million, pessimistischere Prognosen gehen von bis zu 14,53 
Millionen neuen HIV-Infektionen aus (Wallander, Grisin, 2002, S. 1-2). Diese Prognosen sind 
umso alarmierender, bedenkt man, dass Russlands Anstrengungen im Bereich der Analyse der 
HIV-Infektionswege im Bereich der Risikogruppen gering sind.  
Um Erfolge in der Eidämmung der HIV-Epidemie in Russland erzielen zu können, müssten 
jedoch in erster Linie die Übertragungswese des Virus betrachtet werden. Nur so würde es 
möglich sein, durch Maßnahmen sei es im Bereich Harm Reduction, Bildung oder anderen 
politischen Maßnahmensetzungen Erfolge zu verbuchen.  
In Russland ist diesbezüglich folgendes zu beachten: Während die ersten Infektionen, wie bereits 
erläutert, auf homosexuelle Kontakte sowie auf medizinische Fehler, ausgelöst durch mangelhafte 
Sterilisationsmethoden zurückzuführend sind, ergibt sich im späteren Verlauf eine Änderung der 
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Infektionswege. Diese Veränderung machte sich in den Jahren zwischen 1987 und den 90er-
Jahren bemerkbar (vgl. Feshmann, 2006, S. 31).Wesentliches Merkmal dieser Veränderung ist die 
Konzentration von HIV-Infektionen unter 15 bis 29-jährigen in Verbindung mit intravenösem 
Drogenkonsum (vgl. Borschevskaya u.a., 2005, S. 27 ff.). 
Nachstehende Grafik aus dem Jahre 2005 veranschaulicht diese Entwicklung und gibt deutlich zu 
erkennen, dass die HIV-Infektionen in Verbindung mit intravenösem Drogenkonsum zwischen 
den Jahren 1996-2002 konstant über 75 % und im Jahre 2000 sogar über 95% lagen. 
Abbildung 4 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Borschevskaya u.a. 2005, S. 6. 
 
Daten des UK Department for International Development zeigen, dass in einigen Städten 
Russlands unter anderem in Irkutsk, Togliatti, Tver und Kaliningrad mehr als die Hälfte der HIV-
Infizierten unter diese Risikogruppe fallen (UK Department for International Development, 2009, 
S.22). 
 
 
 
 
 
 
 
HIV Infektionen in Verbindung mit Drogenkonsum unter 
registrierten Fällen – 1996-2005 (ausgedrückt in %) 
24 
 
 
Abbildung 5 
 
Die HIV/AIDS Epidemie und die Risiken einer Ansteckung lediglich auf diese Personengruppen 
zu reduzieren, würde jedoch zu einer vereinfachten Darstellung führen. Während die 
Ansteckungsraten für Drogenabhängige und der Sexarbeiterinnen nach wie vor am höchsten sind, 
ist in den letzten Jahren eine Steigerung der Ansteckungsraten von Mutter zu Kind bemerkbar, 
wodurch auch die Gefahr der Überlappung des Virus auf andere Bevölkerungsgruppen steigt. 
Betrachtet man das Datenmaterial von UNAIDS aus dem Jahr 2006 so zeigt sich, dass die 
Wahrscheinlichkeit einer HIV-Infektion besonders auch für Personen, welche an anderen sexuell 
übertragbaren Krankheiten leiden als hoch eingestuft werden muss. Die Zunahme von sexuell 
übertragbaren Krankheiten in den letzten Jahren stellt dabei ein weiteres Kriterium für die 
Befürchtung dar, dass die Epidemie rasch auf die Gesamtbevölkerung umschlagen kann. Laut 
einem Report von UNAIDS belief sich die Anzahl der an Syphilis Erkrankten im Jahre 2002 bei 
165 zu 100.000 Personen. Im Jahre 1987 belief sich diese Zahl noch auf 30 zu 100.000 Personen 
(Wallander, Grisin, 2002, S.8). 
Sollte auch in der nächsten Zeit keine Änderung in der russischen Haltung zur HIV/AIDS 
Epidemie eintreten, geht die Weltbank von erheblichen humanen Kosten und ökonomischen 
Folgen aus (Siegl, 2004, S. 86). 
Gerade deswegen, wäre es von Nöten, zu den Risikogruppen vorzudringen, um genaue 
Informationen zu den Übertragungswegen des HIV-Virus, über Überlappungen zwischen 
Risikogruppen und anderen Gruppen in der Bevölkerung gewinnen zu können (vgl. UK, 
Department for International Development, 2006, S. 57).  
Quelle: UK Department for International Development, 2009, S. 22. 
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4.1.3. Fallbeispiel: Krasnoyarks Kray 
 
Als Beispiel für die rapide angestiegenen HIV-Infektionsraten kann unter anderem die in Sibirien 
liegende Region Krasnoyarsk Kray angeführt werden. Diese Region verfügt über die höchste 
Anzahl an Menschen mit positivem HIV-Status innerhalb der Russischen Föderation. Schätzungen 
der NGO Trans Atlantic Partners Against AIDS gehen davon aus, dass im Jahre 2005 in 
Krasnoyarsk Kray bis zu 17.000 Menschen mit HIV/AIDS lebten, dies wären geschätzt 0,8% der 
Bevölkerung der Region (Transatlantic Partners Against AIDS, 2005, S. 5).  
 
 
Abbildung 6 
 
Quelle: Transatlantic Partners Against AIDS, 2005, S. 5.  
 
Beispielgebend für die gesamtrussische Situation ist die starke Überlappung von intravenösem 
Drogenkonsum und HIV-Status. Daraus lässt sich ablesen, dass intravenöser Drogenkonsum ein 
wesentlicher Risikofaktor für die Verbreitung des HIV-Virus ist.  
Daten des „Krasnoyarsk Kray Center for Prevention and Fight Against AIDS and STDs“ belegen, 
dass der Drogenkonsum unter der Jugend stark verbreitet ist, insbesondere in der Altersgruppe 18 
bis 39 und besonders junge Männer zu 81% betrifft (Transatlantic Partners against AIDS, 2005, S. 
6).  
 
Registrierte HIV-Infektionen in Krasnoyarsk 
Kray 1994-2004 
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Ebenso beispielgeben für die gesamtrussische Situation erweist sich das Faktum, dass seit dem 
Jahre 2004 die Raten an HIV-Infektionen ausgelöst durch sexuelle Übertragungswege deutlich 
angestiegen sind. So konnten im Jahre 2004, 50% der neuen HIV-Infektionen auf diesen 
Infektionsweg zurückgeführt werden (Transatlantic Partners Against AIDS, 2005, S. 7.) Dennoch 
stellen nach wie vor intravenös Drogenabhängige und SexarbeiterInnen die größten Risikogruppen 
dar.  
5. Analyse des Risikoumfeldes - Mikroebene (Risikogruppen) 
5.1. Drogenabhängige 
 
Ein Report der US-Regierung des Jahres 1997 stellte fest, dass der Handel an/mit Kokain, Heroin 
und synthetischen Drogen in Russland weit über die traditionellen Verbrauchermärkte gewachsen 
ist und in allen Bevölkerungsschichten insbesondere jedoch bei der Jugend zugenommen hat 
(Kramer, 2000, S. 109). Diese Entwicklung steht in enger Verbindung mit der Verlagerung der 
Handelsrouten, welche nunmehr entlang der so genannten „Northern Route“ über Zentralasien und 
Russland verlaufen. Ein Großteil der entlang dieser Route beförderten Drogen, ca. 35% stammt 
aus Afghanistan, welches laut Daten von UNDC im Jahre 2002 mit ca. 3.400 Tonnen Opium 76% 
der weltweiten Produktion produzierte.  
Der rasante Anstieg des Drogenkonsums ist aber zusätzlich auch auf die fallenden Drogenpreise in 
den 90er Jahren zurückzuführen. So betrug der Preis für ein Gramm Heroin im Jahre 1995 noch 
200 Dollar und fiel im Jahre 1998 auf 50 bis 80 Dollar (Kramer, 2000, S. 109). Diese Entwicklung 
ist maßgeblich für die Entwicklung der HIV-Epidemie in Russland, zählen doch Drogenabhängige 
neben SexarbeiterInnen zu den größten Risikogruppen.  
Daten des UK Department for International Development des Jahres 2006 weisen darauf hin, dass 
intravenöser Drogenkonsum vor allem im städtischen Raum vorliegt und hauptsächlich die junge 
Bevölkerungsschicht betrifft (UK Department for International Development, 2006, S.9). Kramer 
führt in „Drug Abuse in Post-communist Russia“ eine Studie aus dem Jahre 1992 an, welche 
ergab, dass 11,5% aller Befragten bereits Drogen konsumiert haben, 23% davon in Moskau 
(Kramer, 2000, S. 101). Das UK Department for International Development ging im Jahre 2006 
sogar von schätzungsweise 1-2% der russischen Bevölkerung aus (UK Department for 
International Development, 2006, S.9).  
Die sozio-ökonomische Situation von Drogensüchtigen ist, jedoch komplexer als angenommen, 
denn Drogenabhängige sind nicht nur in sozio-ökonomisch marginalisierten Schichten auffindbar 
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(vgl. UK Department for International Development, 2006, S. 16).  
Es wäre auch falsch, davon auszugehen, dass die Drogenproblematik gänzlich dem 
Zerfallsprozess nach dem Ende der Sowjetunion zugeschrieben werden kann. Zwar ist der 
Drogenkonsum nach dem Zusammenfall der Sowjetunion rapide angestiegen, dies sollte jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch in der Zeit der Sowjetunion Drogen hergestellt und 
konsumiert wurden (vgl. CIA, 1999). Wie auch im heutigen Russland handelte es sich dabei um 
selbst hergestellte Drogenpräparate, sogenannte Amphetamine und Methaphetamine (Eurasian 
Harm Reducation Network, 2009, S. 24.)  
Im Kontext der Analyse der HIV-Epidemie ist die Drogenproblematik vor allem deswegen von 
Bedeutung, weil für Drogenabhängige das Risiko einer HIV-Infektion als besonders hoch 
eingestuft werden kann. Dieses Risiko formiert sich in erster Linie durch die direkte Übertragung 
des Virus durch kontaminiertes Spritzbesteck unter Drogenabhängigen u.a. in sogenannten 
„Shooting Galeries“ (UK Department for International Development, 2006, S.9). Zudem wird das 
Risiko durch psychologische Faktoren erhöht. Als Beispiel hierfür kann die Injektion von 
amphetaminhaltigen Substanzen angeführt werden, welche aufgrund ihrer stark stimulierenden, 
adrenalinerhöhenden Wirkung das Risikoverhalten stark beeinflussen. Besonders bei 
drogenabhängigen Jugendlichen ergibt sich durch Faktoren, wie vermehrter und wechselnder 
Drogenkonsum zwischen Opiaten und Amphetaminen, eine höhere Frequenz an Spritzenaustausch 
sowie höhere sexuelle Risikobereitschaft (Eurasian Harm Reducation Network, 2009, S. 11).  
Mangelhaftes Vertrauen in Institutionen, ein geringeres Ausmaß an Erfahrung und bereits zuvor 
gemachte negative Erfahrungen zum Beispiel mit der Exekutive lassen die Situation von jungen 
Drogenabhängigen besonders dramatisch erscheinen (Eurasian Harm Reducation Network, 2009, 
S. 56). Zudem sind gerade junge Drogenabhängige durch die Rekrutierung älterer 
Drogenabhängige einem größeren Risiko einer HIV-Infektion ausgesetzt, da in dieser 
Zusammensetzung der Austausch von Spritzen üblich ist (Eurasian Harm Reducation Network, 
2009, S. 32). Das Risiko einer HIV-Infektion wird gerade für junge Drogenabhängige aber auch 
durch beschränkte medizinische Behandlungsmöglichkeiten erhöht. So bedarf einer Behandlung 
nach russischem Gesetz die Zustimmung der Eltern. Für obdachlose Jugendliche ergibt sich 
dadurch eine besondere Barriere, Serviceeinrichtungen in Anspruch zu nehmen (Eurasian Harm 
Reducation Network, 2009, S. 61). Dem gemäß stellt das Eurasian Harm Reduction Network in 
seinem Report des Jahres 2009 ernüchternd fest, dass die Serviceangebote im Bereich Harm 
Reduction eine große Beschränkung aufweisen und dass Programme nur in seltenstem Falle auf 
die speziellen Bedürfnisse der betroffenen Gruppen zum Beispiel Jugendliche Drogenabhängige 
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zugeschnitten sind.  
Zusätzlich zu den genannten risikoerhöhenden Faktoren muss festgehalten werden, dass der 
Konsum von Drogen oftmals mit einer höheren Anzahl von SexualpartnerInnen einher geht 
(Strathdee u.a. 2006, S.1) und somit das Risiko einer HIV-Infektionen erhöht wird. Aus dieser 
Feststellung ergibt sich erstens die Notwendigkeit, Maßnahmen im Bereich der Erforschung der 
Ansteckungswege zu setzen und zweitens die Erkenntnis, dass dadurch die Gefahr der 
Überlappung der HIV-Epidemie auf die Gesamtbevölkerung erhöht wird, denn 
SexualpartnerInnen von Drogenabhängigen sind weder zur Gänze selbst drogenabhängig noch 
müssen sie zwingend der Sexarbeit nachgehen. Die Studie einer in St. Petersburg ansässigen 
NGO, welche das Risiko einer HIV-Übertragung von Drogenabhängigen zu nicht 
Drogenabhängigen SexualpartnerInnen unter 2596 StudienteilnehmerInnen in den Jahren 2007-
2009 analysierte, kam genau zu diesem Schluss: hohe sexuelle Aktivität mit unterschiedlichen 
PartnerInnen, die selbst keine Drogen konsumieren (Lyubimova, u.a. 2010).  
Doch der Einsetzung von Maßnahmen, die dieser Entwicklung gegensteuern könnten, stehen nicht 
nur budgetäre Engpässe sondern auch die Einstellung von Politik und Gesellschaft dieser 
Thematik gegenüber zum Teil im Wege. Zwar ist die Erfassung von Drogenabhängigen in 
Russland durch staatliche Regulierungsmechanismen zwingend vorgeschrieben, aber diese erfüllt 
nicht den dadurch erwünschten Effekt, Informationen über diese Risikogruppe zu gewinnen oder 
gar die Übertragung des Virus einzudämmen. Im Gegenteil, die in Russland verpflichtende 
Registrierung von Drogenabhängigen ist grundsätzlich als kontraproduktiv anzusehen. Dies erklärt 
sich vor allem dadurch, dass eine Registrierung oftmals – selbst im Falle eines erfolgreichen 
Entzugs – andauernde Probleme in allen Lebensbereichen mit sich bringt. Zurückzuführen ist 
diese Tatsache auf die Regel, dass Daten zwischen medizinischen Einrichtungen, der Exekutive 
aber auch anderen Institutionen ausgetauscht werden. Darauf geht auch Wolfe in seinem Artikel 
„Treatment and Care for Injecting Drug Users with HIV Infection: A Review of Barriers and 
Ways Forward“ ein, in dem er schreibt: 
„Registered IDUs report being subject to stop-and-frisk procedures or repeated urine testing by 
police, denial of basic privileges such as driving licenses and employment, and in Russia and 
Ukraine removal of child custody rights (Wolfe u.a., 2010, S. 359).” 
 
Das Resultat dieses noch aus den Zeiten der Sowjetunion stammenden Vorgehens sind in erster 
Linie die Kriminalisierung und Stigmatisierung von Drogenabhängigen, wodurch letztere immer 
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mehr in den Hintergrund der Gesellschaft rücken und für offizielle Stellen immer unerreichbarer 
werden.  
5.2. Sexarbeiterinnen 
Ein weiteres Charakteristika der HIV/AIDS Epidemie in Russland ist die starke Überlappung 
zwischen Drogenkonsum und Sexarbeit, wobei im Rahmen dieser Arbeit aufgrund der nicht 
Verfügbarkeit von Daten zu männlichen Sexarbeitern nur die Seite der Sexarbeiterinnen 
analysierte werden kann.  
Ein Bericht des Center for Strategic and International Studies geht davon aus, dass zirka 15 
Prozent der in Moskau tätigen Sexarbeiterinnen HIV-positiv sind (Wallander, Grisin, 2002, S. 9). 
Es spricht erneut für die als unzureichend zu bezeichnenden Anstrengungen Russlands im Bereich 
der Forschung, dass zwar bekannt ist, dass diese Überlappung ein wesentliches Charakteristika der 
Epidemie in Russland darstellt, aber kein Datenmaterial über die 
Übertragungswege/Übertragungshäufigkeit zwischen diesen Gruppen vorhanden ist.  
Diesem Mangel ist es zu verdanken, dass die Anzahl jener Sexarbeiterinnen, welche zusätzlich als 
Drogenabhängige eingestuft werden können, eine prozentuelle Spannbreite zwischen 25% und 
80% aufweist (vgl. Lowndes u.a., 2002, S. 1). Die mangelhafte Erforschung des Risikoverhaltens 
von Sexarbeiterinnen führt nicht nur zu einer Erhöhung des Risikos einer HIV-Infektion im 
Bereich der Risikogruppen sondern auch im Bereich anderer Bevölkerungsgruppen.  
Die Gründe für den Anstieg von Sexarbeit in Russland erstrecken sich von Arbeitslosigkeit, 
Armut über generellem Ressourcenmangel im Bereich Bildung und Soziales. Gleichzeitig mit 
dieser Problematik gehen frühzeitige sexuelle Aktivitäten – nicht unbedingt nur auf gewerblicher 
Ebene sondern auch auf privater Ebene – sowie auch Drogenkonsum mit ein her.  
Auf psychosozialer Ebene betrachtet, ergab sich im Zuge des Transformationsprozesses ebenso 
ein Rückgang an kollektivem Einfluss im Bezug auf die Gültigkeit von sozialen Normen. Die 
dadurch entstandenen Auswirkungen auf die Lebensstile der Bevölkerung Russlands auch im 
Bereich der sexuellen Moral insbesondere bei der Jugend (UK Department for Interational 
Development, 2006, S. 9) dürfen nicht unterschätzt werden.  
Durch all diese Faktoren ergibt sich eine relativ inhomogene Gruppe der Sexarbeitinnen, in 
welcher nicht nur das Alter zwischen 12 und 30 Jahren stark variiert sondern auch der sozio-
ökonomische Hintergrund starken Schwankungen unterzogen ist. Das Central and Eastern 
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European Harm Reduction Network berichtet dazu in seinem Report aus dem Jahr 2005, dass die 
Mehrzahl der Sexarbeiterinnen in Russland unter 25 Jahre alt ist. Exemplarisch kann eine Studie 
aus Saratov Oblast angeführt werden. Diese ergab, dass 75% der 385 in die Untersuchung mit ein 
bezogenen Sexarbeiterinnen zwischen 20 und 29 und 10% jünger als 18 Jahre alt waren 
(CEEHRN, 2005, S. 20).  
Sexarbeiterinnen sind also hauptsächlich unter der jungen Bevölkerungsschicht zu finden und 
stammen sowohl aus den sozio-ökonomisch marginalisiertesten Schichten als auch aus Familien, 
welche über einen höheren sozioökonomischen Status verfügen. Sexarbeit fungiert daher 
einerseits zur Versorgung von Grundbedürfnissen auf der anderen Seite aber auch – teilweise mit 
positiven Eigenschaften behaftet– als lukrative Erwerbstätigkeit (Aral, St. Lawrence, 2002, S. 
800).  
Dies soll jedoch nicht davor hinwegtäuschen, dass eine Mehrzahl, bis zu 50% der 
Sexarbeiterinnen, sogenannte Straßen-Sexarbeiterinnen, dieser Erwerbstätigkeit aufgrund ihrer 
Drogensucht nachgehen müssen. Diese Gruppe ist auch gleichzeitig jene, die besonders stark von 
Diskriminierung und Stigmatisierung betroffen ist. Beides führt schließlich dazu, dass diese 
Personengruppen von zahlreichen Prozessen ausgeschlossen werden. Ein Ausschluss, der sich 
sowohl auf medizinischer als auch auf sozialer Ebene durch den Mangel an Zugang zu 
Gesundheitsversorgung und sozialen Einrichtungen vollzieht.  
Das Central and Eastern European Harm Reducation Network schreibt in seinem Bericht des 
Jahres 2005 in diesem Zusammenhang von der kontinuierlichen Diskriminierung und 
Stigmatisierung dieser Frauen, die sich in den schlimmsten Auswüchsen durch erzwungenen 
Geschlechtsverkehr durch Kunden aber auch durch die Polizei darstellt (CEEHRN, 2005, S. 22 
ff): 
„In most countries of the former Soviet Union (FSU), there are anecdotal reports of police using 
sexworkers‘ services. Observers have described a system known as subotnik, which is a Soviet 
term referring to voluntary (but in fact obligatory) monthly civil service provided free of charge – 
in this situation, it refers to sex workers being obliged to provide free sexual services to the police 
in exchange for limiting harassment or avoiding arrest. One woman is often forced to service more 
than one person, often without condoms (CEEHRN, 2005, S. 22).” 
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Dadurch zeigt sich, dass das Risiko einer HIV-Infektion für diese Personengruppen besonders 
hoch ist, da die Übertragung des Virus sowohl durch den Austausch von Spritzbesteck als auch 
durch den unzureichenden Gebrauch von Kondomen forciert wird (CEEHRN, 2005, S. 20). Das 
hohe Risiko einer HIV-Infektion, mit welcher Sexarbeiterinnen in Russland konfrontiert sind, 
zeigt sich auch durch eine Studie des CEEHRN im Jahr 2005. So belief sich die Rate an HIV-
Infektionen unter Sexarbeiterinnen in Moskau im Jahre 1995 noch bei 0,1% stieg jedoch bis ins 
Jahre 2000 auf 15% an (CEEHRN, 2005, S. 25). 
Im Bezug auf die Analyse der Übertragungswege des HIV-Virus ergeben sich insbesondere im 
Kontext der SexualpartnerInnen von Sexarbeiterinnen interessante Fragestellungen. So sind die 
SexualpartnerInnen von Sexarbeiterinnen (die Anzahl der SexualpartnerInnen variiert zwischen 
neun und vierzig pro Woche) durchaus heterogen (CEEHRN, 2005, S. 21). Zusätzlich zu den 
zahlenden Kunden zählen auch Freunde und Lebensgefährten, wodurch auch hier die Gefahr einer 
Überlappung auf andere Bevölkerungsgruppen als nicht gering eingestuft werden sollte.  
5.2.1. Fallbeispiel: Sexarbeit in Saratov Oblast 
 
Mit einer Bevölkerung von 2.690.000 EinwohnerInnen stellt Saratov Oblast gelegen an den 
wesentlichen Handelsrouten in Zentralrußland eines der größten Industrie und Bildungszentren 
Russlands dar. Die Region ist vor allem aufgrund dieses sozio-ökonomischen Hintergrunds von 
besonderem Interesse im Zusammenhang mit der Analyse jener Faktoren, welche die rasant 
angestiegenen HIV-Infektionsraten in Russland mitunter bewirkten. So war Saratov Oblast vor 
dem Ende der Sowjetunion jene Region, welche durch die vor Ort ansässige Industrie sowie die 
gegebenen Bildungsstätten einerseits eine sehr junge Bevölkerung, andererseits eine sehr 
differenzierte Arbeiterschaft aufwies (Aral u.a., 2002, S. 2).  
Nach dem Ende der Sowjetunion setzte in der Region ein vermehrter Bevölkerungszuwachs 
insbesondere an jungen Personen ein, darunter waren einerseits StudentInnen, andererseits aber 
auch Flüchtlinge vor allem aus dem angrenzenden Kaukasus. Zudem – und dies ist besonders für 
die Zunahme des Drogenkonsums in der Region entscheidend – änderten sich in diesen Jahren die 
hauptsächlichen Drogenhandelsrouten. Saratov wurde zu einer Drehscheibe im Zusammenhang 
mit dem Transport und dem Verkauf von Drogen (Aral u.a., 2002, S. 3). Weiters kam es durch die 
ökonomische Krise in den 90er-Jahren zu steigender Arbeitslosigkeit, welche durch den zuvor 
erwähnten Bevölkerungszuwachs forciert wurde.  
Um die ökonomische Krise in diesen Jahren zu veranschaulichen, sei nochmals darauf 
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hingewiesen, dass etwa im Mai 2000 der monatliche Gehalt eines Beamten 40 Dollar entsprach 
und damit unzureichend war, um selbst die lebensnotwendigsten Ausgaben zu tilgen. Dies sowie 
die Deflation des Rubels zwangen weite Teile der Bevölkerung dazu, ihren Lebensunterhalt durch 
andere Erwerbsmöglichkeiten zu sichern. Darunter fiel für viele Frauen auch Sexarbeit. Gemäß 
der jungen Bevölkerungskomposition ergibt sich in Saratov Oblast auch eine sehr junge Schicht 
an Sexarbeiterinnen, deren Alter sich zwischen 12 und 30 Jahren bewegt. Die Motivationsgründe 
sind hier in erster Linie mit ökonomischer Notwendigkeit aber auch Drogensucht, dem Traum 
vom besseren Leben – möglichst im Ausland - verbunden (Aral u.a., 2002, S. 3). Andererseits 
ergab sich für viele junge Männer durch den rapide angestiegenen Drogenmarkt die Möglichkeit, 
selbst in die Geschäfte des Marktes einzusteigen. So sind viele junge Männer auch bereits 12-13-
jährige bereits im Geschäft mit Drogen tätig. Auch Kinder aus höheren ökonomischen Schichten 
sind durchwegs das Ziel eines sehr aggressiven Marketings in diesem Bereich (Aral u.a., 2002, S. 
5). 
5.3. Obdachlose Jugendliche 
 
Obdachlose Jugendliche sind eine der wesentlichen Risikogruppen im Zusammenhang mit der 
Übertragung des HIV Virus. Sie sind zu einem großen Teil selbst drogensüchtig und/oder gehen 
der Sexarbeit nach. Sie gehören damit den zuvor beschriebenen Risikogruppen an, dennoch stellen 
sie aufgrund ihres erhöhten Risikoverhaltens eine ernstzunehmende Gruppe im Zusammenhang 
mit der Setzung von Maßnahmen zur Eindämmung der Epidemie dar. 
Experten gehen davon aus, dass 1-3 Millionen obdachlose Jugendliche in Russland leben. Die 
Faktoren, die diese hohen Ziffern bedingen, sind zahlreich, reichen von Missbrauch oder 
Vernachlässigung bis hin zu Alkohol-, und/oder Drogensucht der Eltern oder deren Tod (Kissin 
u.a. 2007, S. 2333). Eine Vielzahl von obdachlosen Jugendlichen haben zwar Eltern, beziehen 
jedoch keine elterliche Unterstützung und werden zumeist also sogenannte soziale Weisen 
bezeichnet. 
Das Risiko einer HIV-Infektion ist insbesondere deswegen erhöht, da obdachlose Jugendliche 
zumeist in Gruppen organisiert sind, in welchen der Konsum von Drogen jeglicher Art sowie 
ungeschützter Sexualverkehr und anderes risikoreiches Verhalten üblich sind. Verlässliche Daten 
bezüglich der HIV-Infektionsraten unter obdachlosen Jugendlichen in Russland sind jedoch nicht 
zugänglich.  
Es ist erneut ein Zeichen für die nicht zufriedenstellende Programmatik im Bereich HIV/AIDS, 
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dass keine systematische Analyse von HIV-Infektionen im Bereich von obdachlosen Jugendlichen 
durchgeführt wird. Dabei wäre eine Analyse insbesondere deswegen erstrebenswert, da dadurch 
nicht nur genauere Informationen zu Ansteckungswegen gewonnen werden könnten, sondern auch 
wesentliche Maßnahmen im Bereich der Prävention geleistet werden könnten. Abgesehen von den 
Mängeln in der von staatlicher Seite durchgeführten Registrierung von HIV-Infektionen, haben 
jedoch NGOs einige Fakten in dieser Risikogruppe darlegen können. Dazu kann eine Studie von 
Doctors of the World-USA angeführt werden, welche im Jahre 2005, in Moskaus Metrostationen, 
in einer Gruppe von 69 obdachlosen Jugendlichen, darunter 53% zwischen 18-19 Jahren, eine 
HIV-Infektionsrate von 30,4% vorfanden. Selbstverständlich können basierend auf einer derartig 
geringen Personengruppe keine allgemein gültigen Rückschlüssen auf die Gesamtsituation 
gezogen werden, jedoch zeigt die Studie interessante Tendenzen auf, darunter hohe sexuelle 
Aktivität sowie den Konsum von Drogen (Kissin u.a. 2007, S. 2334). 84,7% der befragten 
Jugendlichen hatten bereits Kontakt mit Drogen, darunter auch intravenöser Drogenkonsum (50,7 
% der TeilnehmerInnen) (Kissin u.a. 2007, S.2336). Aus sozio-ökonomischer Perspektive waren 
die TeilnehmerInnen zum Großteil Waisen oder Halbweisen, verfügten über keinen 
Schulabschluss, keinen festen Wohnsitz und hatten bereits Erfahrungen mit sexuellem Missbrauch 
hinter sich. Weitere Charakteristika der TeilnehmerInnen waren frühe sexuelle Aktivität, 
Infektionen mit sexuell übertragbaren Krankheiten, Sexarbeit, vorhergehende Schwangerschaften.  
Eine andere Studie, welche im Jahre 2006 in St. Petersburg durchgeführt wurde und sich mit HIV-
Infektionen unter obdachlosen russischen Jugendlichen und insbesondere mit deren sozialen und 
sexuellen Verhaltensweisen auseinandersetzte, kommt zu einem ähnlichen Ergebnis: Von 313 
Befragten konnte bei 117 eine HIV-Infektion festgestellt werden. Dabei lassen sich auch hier 
folgende besonders gefährdete Gruppen ausmachen: Weisen (64%), Jugendliche ohne fixen 
Wohnort (70,5%) und Jugendliche mit anderen sexuell übertragbaren Krankheiten wie Syphilis 
(70,5%). Besonders hoch ist das Risiko einer HIV-Infektion auch für jene Jugendliche, welche 
Drogen konsumieren und regelmäßig Spitzbesteck tauschen (78%). Zusätzlich ergab die Studie, 
dass die meisten mit HIV infizierten obdachlosen Jugendlichen, eine hohe sexuelle Aktivität 
aufweisen (96,6%), eine Mehrzahl dieser (65%) hatte zudem mehr als eine/n SexualparterIn. 
Besonders unter letzter Gruppe konnte ein unzureichender Gebrauch von Kondomen festgestellt 
werden (80,3%) (vgl. Kissin u.a. 2007, S. 2335 ff.) 
Interessant festzustellen ist, dass das Wissen um eine HIV-Infektion durch genanntes risikoreiches 
Verhalten zwar hoch ist (Kissin u.a. 2007, S. 2337) jedoch die Vorstellung von Unverwundbarkeit 
gepaart mit Hoffnungslosigkeit stärker wiegen und das Wissen um das Risiko einer HIV-Infektion 
34 
 
daher keine positive Wirkung zeigt. (Kissin u.a. 2007, S. 2339).  
Die Autoren der Studie gehen davon aus, dass die HIV-Infektionsrate bei Straßenjugendlichen in 
allen Städten Russlands als hoch zu bewerten ist. Es wäre daher von besonders großer Bedeutung, 
diese Risikogruppe einer genaueren Analyse zu unterziehen.  
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6. Analyse des Risikoumfeldes – Makroebene 
6.1. Politisches Umfeld – Russlands illiberale Demokratie  
 
Theoretisch betrachtet sind auch in der Russischen Verfassung, angelehnt an westliche 
Demokratien, die Menschen,- und Grundrechte, die Demokratie sowie das Prinzip des Rechts,- 
und Sozialstaats fest verankert (Mommsen, Nussberger, 2007, S. 21). Im Gleichklang mit diesen 
demokratischen Werten werden auch das Prinzip der Volkssouveränität, der Gewaltenteilung, 
ideologische Vielfalt und Parteienpluralismus angeführt und die Einhaltung dieser Rechte als 
oberste Priorität gereiht (Mommsen, Nussberger, 2007, S. 22). In Russland klaffen jedoch 
Rechtsnormen und Realität weit auseinander.  
Die Forschung führt diese Entwicklung auf mehrere Faktoren zurück. Mommsen und Nussberger 
führen dazu in ihrem Buch „Das System Putin: gelenkte Demokratie und politische Justiz in 
Russland“ als Gründe einerseits die unterschiedlichen Vorstellungen und Bestrebungen der 
Akteure im Verfassungsprozess sowie das tendenziell unterentwickelte Parteiensystem an und 
erwähnen andererseits die politische Kultur, welche durch die langjährige Erfahrung in einem 
autoritären, bürokratischen und hierarchisch verfassten Staat entsprechende Prägungen aufweist 
(Mommsen, Nussberger, 2007, S. 22).  
In ihrem Buch „Wer herrscht in Russland? Der Kreml und die Schatten der Macht“ führt 
Mommsen zudem an, dass es bereits unter Jelzin nicht gelungen war, eine klare Trennung 
zwischen der UdSSR und dem neuen System zu vollziehen. Entgegen den Vorstellungen, ein 
pluralistisches und rechtstaatliches System zu etablieren, wurde ein Gebilde aus autokratischen, 
oligarchischen und demokratischen Elementen geschaffen (Mommsen, 2004, S. 16). 
Verantwortlich für dieses System aus demokratischen und kommunistischen Elementen sind unter 
anderem, so führt Mommsen es aus, auch mentale Hypotheken des homoseveticus, welche sich 
einer raschen demokratischen Neuorientierung des Landes entgegen stellten. Die Frage, wie es 
gelingen soll, eine Demokratie ohne Demokraten zu schaffen, stellt sich daher in Russland auf 
besondere Art und Weise (Mommsen, 2004, S. 17). Auch der damalige Präsident Jelzin ist davon 
nicht auszunehmen. Lange Zeit entsprach dieser dem bekannten Typ eines Parteienaristokraten 
und klassischen Apparatschik (Mommsen, 2004, S. 18). Altlasten des Kommunismus, gekoppelt 
mit dem Mangel an klaren Zielvorstellungen vom Systemwandel prägten seine Regierungszeit. 
Schließlich entstand unter ihm ein System aus urwüchsigen Institutionen und informeller 
Strukturellen (Mommsen, 2004, S. 29).  
36 
 
McFaul, Vladimirovich und Riabov schreiben in ihrem Buch „Between Dictatorship and 
Democracy: Russian Post-Communist Political Reform“, dass Russland niemals dem Ideal einer 
liberalen Demokratie entsprochen hätte, dass es jedoch insbesondere unter Putin zu einer 
Zunahme autoritärer Elemente gekommen wäre (McFaul u.a., 2004, S.2). Beispielgebend für diese 
Aussage ist unter anderem das Verhältnis des Staates zur Zivilgesellschaft und 
Zivilgesellschaftlichen Akteuren, wie NGOs. Neue Gesetzte, Regulierungen und politische 
Entscheidungen haben wesentlich dazu beigetragen, die Macht zivilgesellschaftlicher Akteure zu 
begrenzen und damit die Reichweite ihrer Aktionen zu limitieren (McFaul u.a., 2004, S. 159). 
Dies geschieht mit dem ideologischen Standpunkt, dass die Aufgabe der Zivilgesellschaft darin 
liegen würde, den Staat zu unterstützen (McFaul u.a. 2004, S. 159). Diese Definition der 
Zivilgesellschaft schließt unweigerlich etwaige dem Staatsinteresse widersprechende Aktionen 
aus. Somit wird auch jede dem Staat entgegengebrachte Kritik als antistaatlich, antirussisch und 
somit mit Verachtung von staatlicher Seite betrachtet und entsprechend geahndet (vgl. McFaul 
u.a. 2004, S. 160). In diesem Sinne ist auch die Finanzierung von Russischen NGOs durch 
ausländische Geldgeber nicht ehrenhaft und wird mit entsprechendem Misstrauen und Missgunst 
betrachtet (McFaul u.a., 2004, S. 165). Gerade gegenüber NGOs, die sich im Bereich HIV/AIDS 
engagieren, die oftmals aufgrund mangelnder staatlicher Unterstützung auf ausländische Gelder 
angewiesen sind, tritt dieses Verhalten oftmals zu Tage. Das Zusammentreffen des Themas 
HIV/AIDS, welches von der russischen Regierung gerne negiert werden würde, und die 
Finanzierung von NGOs durch ausländische Geldgeber machen diesen politischen Bereich 
besonders anfällig für Schikanen.  
Es ist bezeichnend für die russische Politik, die Stärkung des Staates und alle dafür notwendigen 
Maßnahmen als unerlässlich für den Schutz und die Einhaltung der Rechte der Bevölkerung zu 
definieren und in diesem Sinne auch notgedrungen Einschnitte in demokratische Rechte gut zu 
heißen. 
Darüber gibt auch die Rede von Putin des Jahrs 2002 Aufschluss: 
„A strong and responsible government based on the consolidation of society is vital to preserve 
the country. Without strong power, it will also be impossible to move forward into the future 
(Putin, 2002).” 
Die Forschung spricht in diesem Zusammenhang auch von der gelenkten Demokratie und der 
Macht,- bzw. Präsidentenvertikale (Mommsen, Nussberger, 2006, S. 32). Letztere bezieht sich auf 
die starke Zentralisierung politischer Macht und eines strikten Top-Down-Prinzips in der sich die 
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Macht ausgehend vom Kreml über alle staatlichen Organe erstreckt (Mommsen, Nussberger, 
2007, S. 32). Diese hierarchische Anordnung untergräbt eigenständiges politisches Handeln und 
die Entwicklung zu einer an den Rechten und Bedürfnissen der BürgerInnen angepassten Politik. 
Die negativen Auswirkungen dieses Top-Down-Prinzips werden auch in der HIV/AIDS-Politik, 
welche später genauer erläutert werden wird, ersichtlich. 
Das politische System unter Putin ist aber zusätzlich auch durch die politische Prioritätensetzung 
und somit auch durch die mangelhafte Budgetierung von Politikbereichen zum Beispiel dem 
Gesundheitssektor gekennzeichnet. Einen Blick auf die Prioritätensetzungen gewähren die 
jährlichen Botschaften des Präsidenten an das Parlament. Im Mittelpunkt dieser Reden stand über 
einen Zeitraum von vielen Jahren die wirtschaftliche Entwicklung des Landes. 
Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit waren daher die wesentlichen Pfeiler der Politik 
(Mommsen, Nussberger, 2007, S. 25). Um beides zu erlangen wurden allen Anstrengungen 
unternommen, das System möglichst stabil zu halten. Stabilität wiederrum verlangte nach einem 
starken Staat. Demokratische Freiheiten wurden dabei als potentielle Störfaktoren, als Bedrohung 
wahrgenommen, die der Konsolidierung der Wirtschaft zu wider liefen (Mommsen, Nussberger, 
2007. S. 25). Demgemäß gehen Mommsen und Nussberger davon aus, dass nicht Demokratie das 
Ziel der Russischen Regierung ist, sondern vielmehr ein starker Staat und die Großmachtrolle 
Russlands (Mommsen, Nussberger, 2007, S. 27).  
Natürlich finden sich in den Reden von Putin auch Verweise auf die soziale Lage, Armut und die 
dramatische Gesundheitssituation. Im Vergleich zu wirtschaftlichen Anliegen sind sie jedoch in 
der Minderheit und finden sich zudem oftmals in Verbindung mit ökonomischen Zielsetzungen 
(vgl. Putin, Medwedew, 2001-2010).  
Ein Beispiel hierfür kann folgende Passage in der Rede von Putin des Jahres 2001 angeführt 
werden: 
„Our country is becoming more and more integrated into the world economy today and this is why 
we must act in the foreign sphere to protect our country’s economic interest and the interest of 
Russian business and Russian citizens. It is our duty to ensure and to serve, if you will, the interest 
of the Russian economy, and this means that we must fight discrimination against our producers, 
preserve and ensure optimum use of Russian assets abroad, speed up the work on Russia’s 
accession to the WTO on conditions that are acceptable to us and generally work to make Russia 
competitive in all senses of the world (Putin, 2001).” 
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Weiler geht in seinem Buch „Human Rights in Russia: A Dark Side of Reform“ sogar soweit zu 
behaupten, dass die Menschenrechtsverletzungen seit dem Kollaps der Sowjetunion zugenommen 
hätten (Weiler, 2004, S. 2). Weiler kommt zu diesem Befund, in dem er anführt, dass sich seit dem 
Ende der Sowjetunion enorme Ungleichheiten in der Bevölkerung angehäuft hätten. Dabei ist 
interessant festzustellen, dass die Mehrzahl der Menschenrechtsverletzungen, die sich auf sozio-
ökonomischer und sozialer Ebene erstrecken, das Ergebnis umfangreicher politischer 
Entscheidungen sind (Weiler, 2004, S. 3). Die Politik fungiert also nicht als Schutzpfeiler sondern 
ist vielmehr selbst Verursacher von groben Menschenrechtsverletzungen. Wirtschaftswachstum 
wird auf dem Rücken der Menschenrechte ausgetragen (Weiler, 2004, S. 8 ff).  
 
6.2. Sozio-ökonomisches Umfeld  
 
6.2.1. Sozio-ökonomische Rahmenbedingungen des Transformationsprozesses  
 
Um das Ausmaß des Transformationsprozesses auf die Russische Bevölkerung verstehen zu 
können, ist ein Blick auf die Institutionen und die politischen Entscheidungsmechanismen in der 
damaligen Sowjetunion unerlässlich. Die Planwirtschaft und die darin dominierende Rolle der 
Kommunistischen Partei waren wesentliche Eckpeiler des Sowjetregimes. Die CPSU war die 
dominierende Macht, die in einem Ein-Parteien-System das wirtschaftliche, politische und soziale 
Leben in Russland dominierte (Jeffries, 2002, S. 51). Die Planwirtschaft, bereits im Jahre 1928 
eingeführt, war ein wesentliches Merkmal der sowjetischen Wirtschaftspolitik (Jeffries, 2002, S. 
51). In ihrem Rahmen wurde die Vergabe von Gütern sowie deren Preise durch die staatliche 
Planungskommission Gosplan reguliert (Jeffries, 2002, S. 51). Zwar hatte sich die Planwirtschaft 
schon vor dem Einsetzen des Transformationsprozesses als eine sogenannte Mangelökonomie 
entpuppt, ein negatives Wachstum erfuhr die sowjetische Ökonomie jedoch erst im Jahre 1990-91. 
Dieser wirtschaftliche Niedergang geschah in einer Zeit, in welcher das alte System in Auflösung 
begriffen war und das neue System noch nicht Fuß gefasst hatte (Jeffries, 2002, S. 60). Damit 
jedoch hatte erst der Anfang der wirtschaftlichen Talfahrt eingesetzt. Die von westlichen 
Ökonomen gepriesene Big Bang/Schocktherapie sollte durch den ersten Finanzminister in der 
Regierung Jelzins, dem Ökonomen Yegor Gaidar, ebenfalls die Russische Wirtschaft 
transformieren. Die wesentlichen Merkmale dieser Strategie waren ein sehr knappes Budget, ein 
Bruch mit der sowjetischen Planwirtschaft und damit verbunden wirtschaftliche Liberalisierung 
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und Privatisierung (Jeffries, 2002, S. 50). Mit diesem Bruch war auch der Eintritt Russlands in das 
liberale internationale Handelsregime sowie eine Freigabe der Preise verbunden. Somit war auch 
das Ende des Monopols des russischen Staates zur Lenkung der Russischen Wirtschaft eingeläutet 
worden (Jeffries, 2002, S. 50). Dieser Prozess wurde ohne Rücksichtnahme auf die unmittelbaren 
Bedürfnisse der Russischen Bevölkerung durchgeführt (Klein u.a, 2001, S. 171 f.) und ohne 
entsprechende einheitliche rechtliche Rahmenbedingungen festzulegen (Jeffrey, 2002, S. 64).  
Diese Tatsache ist durch mehrere Faktoren begründbar. Erstens war die damalige Politik in ihrer 
Programmatik keineswegs konsequent. Jeffrey schreibt dazu in seinem Buch „The New Russia: A 
Handbook of Economic and Political Developments“ dass die Russische Wirtschaft nicht gemäß 
den Regeln des Marktes verlief sondern vielmehr eine Kombination aus dem neuen, noch 
schwachen Prinzip der Marktwirtschaft und alten planwirtschaftlichen Prinzipien darstellte 
(Jeffries, 2002, S. 64 f.).  
Zweitens hatte die Vorstellung eines „primitiven Liberalismus“ (Mommsen, 2004, S. 24), die 
Vorstellung, dass sich durch den Rückzug des Staates als Regulator der Wirtschaft sogleich eine 
auf Privateigentum stützende Wirtschaft und ein demokratisches System entwickeln könnten, 
Jelzins Wirtschaftspolitik stark beeinflusst (Mommsen, 2004, S. 24 f.). Dementsprechend wurde 
den sozio-ökonomischen Auswirkungen des Transformationsprozesses zu Beginn keine große 
Aufmerksamkeit zuteil. 
Drittens sah sich die Politik Angesichts der drastischen sozio-ökonomischen Resultate der 
Schocktherapie von Seiten der Opposition starkem Druck ausgesetzt. Ein Druck welcher 
schließlich in Regierungsumbildung und in die Verfassungskrise von 1993 mündete. Somit 
mangelte es der Russischen Regierung an notwendiger Stabilität (Klein u.a., 2001, S. 172 f.).  
Dabei war der Beginn des Transformationsprozesses nicht nur von der Politik sondern auch von 
der Russischen Bevölkerung in seinen Anfängen durchaus willkommen geheißen worden (Smith, 
1999, S. 141). Smith behandelt diese mit einer großen Erwartungshaltung verbundene Situation 
der Russischen Bevölkerung in „The Psychological Dimension of Transition“. Smith erklärt darin, 
dass aufgrund der stagnierenden Wirtschaftsleitung und den zahlreichen sozio-ökonomischen 
Problemlagen zu einer raschen Delegitimation des alten Systems gekommen war. Das neue 
System hingegen versprach eine rasche Verbesserung nicht nur auf ökonomischer sondern auch 
langfristig betrachtet auf sozialer und kultureller Ebene. Auf sozialer Ebene hatte vor allem durch 
die Regierungszeit Brezhnevs in der Bevölkerung das Bild verstärkt, dass das System an sich 
korrupt und immer mehr von Ineffizienz gekennzeichnet wäre (Smith, 1999, S. 141), wodurch 
auch der Glaube an die Grundsätze des Kommunismus, an dessen Ideologie und dessen Ziele 
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deutlich geschwächt wurden (Smith, 1999, S. 141).  
Smith formuliert diesen ideologischen Wandel wie folgt:  
 
„In a similar vein, citizens rejected Marxist-Leninist ideology that tried to equalize the social and 
economic status of citizens, especially workers and peasants. The breakdown of communist social 
controls ushered in a new rhetoric of individualism, self reliance, and physical and social mobility 
(Smith, 1999, S. 145).” 
 
Damit wird genau das angesprochen, was sich viele Menschen durch den Transformationsprozess 
erhofften: das neue System sollte als ein sogenanntes Antimodel des früheren, die Fehler des 
Letzteren ausmerzen. Freie Marktwirtschaft, Privatisierung und Dezentralisierung, Demokratie 
und die Schaffung einer funktionierenden Zivilgesellschaft sind nur einige Aspekte, die mit dem 
Ende der Sowjetunion in Verbindung gebracht wurden (Field, Twigg, 2000, S. 2).  
6.2.2. Sozio-ökonomische Auswirkungen des Transformationsprozesses  
 
Um das hauptsächliche Ziel des Transformationsprozesses, durch Maßnahmen der Deregulierung 
und der Liberalisierung die Wirtschaft Russlands so rasch wie möglich an die internationalen 
Märkte anzubinden und dabei möglichst hohe Gewinne zu erreichen, wurden erhebliche soziale 
Kosten durch die Politik in Kauf genommen (Bhalla u.a., 2005. S. 128). Durch rigorose 
Sparmaßnahmen in Bereichen wie Bildung, Gesundheit, Wissenschaft und Kultur, kam es zu 
Hyperinflation, erhöhter Arbeitslosigkeit, zu einer Devaluation des Rubels (Bhalla u.a., 2005. S. 
128) und zu einem drastischen Rückgang der russischen Wirtschaftsleistung – im Jahr 1998 
erreichte diese nur noch 50 Prozent auf dem Level von 1990 – gefolgt von einem starken 
Rückgang an Investitionen, der Desintegration von wissenschaftlichem und technologischem 
Potential und einer rapiden und drastischen Verschlechterung der Lebensverhältnisse eines 
Großteils der russischen Bevölkerung (Klein u.a., 2001, S. 172 f.). Schlechte Lebensbedingungen, 
das Unvermögen an der Teilnahme sozialer Aktivitäten sowie die Unfähigkeit Grundbedürfnisse 
zu decken erstrecken sich nicht nur auf die Bevölkerungsschicht mit einem relativ niedrigen 
Bildungsgrad sondern auch auf Schichten mit höherem Bildungsgrad (Fruchtmann, 2004, S. 6).  
 
Die dramatische wirtschaftliche Lage, in welcher sich Russland zum damaligen Zeitpunkt befand 
wird unter anderem durch die folgende Grafik, gewonnen aus den Daten der Weltbank, welche die 
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Inflationsraten im Zeitraum zwischen 1994 und 2006 aufzeigt, ersichtlich:  
Abbildung 7 
 
 
 
 
Quelle: Worldbank 2010 
 
Betrachte man im gleichen Zeitraum die jährliche Entwicklung des Bruttosozialproduktes 
(Abbildung 8) so kann man deutlich erkennen, dass das russische Bruttosozialprodukt dramatisch 
abnahm und im Jahr 1991 sogar ein Rückgang von -14,53 Prozent verzeichnet werden konnte. 
Erst nach einer kurzen Erholungsphase im Jahre 1996, welche durch die Finanzkrise Ende der 
90er einen erneuten Einbruch erlebte, konnte erst nach 1999 erneut die Plusmarke erreicht werden.  
Abbildung 8  
 
 
 
Inflation, Konsumgüter 1994-2006  
(ausgedrückt in %) 
Jährliches Wachstum des Bruttosozialproduktes 1990-
2008 (ausgedrückt in %) 
Quelle: Worldbank, 2010 
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Auch die anfängliche Einschätzung, die Privatisierung der russischen Wirtschaft würde die 
Ökonomie antreiben, konnte der Realität nicht standhalten. Schließlich führte die 
Privatisierungswelle zu einer starken Kapitalflucht von circa 200-500 Milliarden Dollar, starken 
Einbrüchen in der landwirtschaftlichen und industriellen Produktion (Field, Twigg, 2000, S. 3).  
In diesem Zusammenhang sind auch die Auswirkungen der Finanzkrise auf die wirtschaftliche 
Produktion des Jahres 1998 anzuführen. Zwar konnten in diesem Zeitraum 30 Prozent der 
Regionen ihr Produktionslevel halten, circa 15 Prozent der Regionen mussten jedoch einen 
Produktionsverlust zwischen 20 und 30 Prozent verbuchen (Manning, Tikhonova, 2004, S. 5). 
Verstärkt wurde die Krise in gewissen Regionen durch deren geographische Lage. Insbesondere 
zwischen der Industrie im Norden und der Landwirtschaft im Nordkaukasus fällt der Vergleich 
besonders drastisch aus (Social Policy Institute, 2002, S. 11). Es muss auch darauf hinwiesen 
werden, dass jene Regulierungsmaßnahmen, welche in der Zeit der Sowjetunion bestanden hatten, 
nämlich ein Mechanismus zur Regulierung dieser sozio-ökonomischen Ungleichheiten zwischen 
den Regionen in den 90er Jahren durch die Einsetzung des freien Marktes wegfiel, wodurch die 
gesamte Problematik verschärft wurde (vgl. Social Policy Institute, 2002, S. 12). Diese 
Problematik wurde durch den Mangel an einer durchsetzungsfähigen Regierung, einem System, 
welches regulierende Eingriffe vornehmen kann und einem nicht existierenden Rechtsstaat, mit 
einer weit verbreiteten Korruption zusätzlich forciert (Field, Twigg, 2000, S. 4).  
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt war keineswegs besser. Die auf folgender Seite angeführte 
Tabelle (Abbildung 8) zeigt dass zwischen den Jahren 1996 und 1998 ein Anstieg der 
Arbeitslosigkeit von 9,9% auf 13,40% verzeichnet werden konnte.  
Abbildung 9 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Worldbank, 2010 
 
Arbeitslosenzahlen in der Russischen Föderation,  
1992-2008 (ausgedrückt in %) 
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Zwar konnten in Russland insgesamt erhöhte Arbeitslosenzahlen verzeichnet werden, doch 
gewisse Regionen waren besonders betroffen. Das unabhängige Social Policy Institut ging im 
Jahre 2002 davon aus, dass in den ersten Jahren des Transformationsprozesses das 
Mindesteinkommen in großem Ausmaß unter die Armutsgrenze fiel und dass davon mehr als 60% 
der ArbeitnehmerInnen Russlands betroffen waren (Social Policy Institute, 2002, S. 2). So 
konnten Ende der 90er Jahre zehn Prozent der Bevölkerung die Hälfte des gesamtwirtschaftlichen 
Reichtums für sich beanspruchen, während 40 Prozent der ärmsten Bevölkerungsschichten nur 20 
Prozent dieses besaßen. Etwa 40 Millionen Menschen fielen unter die Armutsgrenze und 
verdienten im Schnitt 30 Dollar pro Monat (Field, Twigg, 2000, S.4). Das Einkommen einer 
Mehrzahl der russischen Bevölkerung lag unter dem nationalen Schnitt, die Preise für Güter und 
Dienstleistungen verzeichneten jedoch einen rapiden Anstieg, wodurch die Armut in gewissen 
Regionen konsequenterweise anstieg (Social Policy Institute, 2002, S.12 ff.).  
Bezeichnend für diese prekäre sozio-ökonomische Situation ist ebenfalls der zwischen 1995 und 
dem Jahre 2007 deutlich angestiegene Wert an nicht regulären Arbeitstätigkeiten, die sich durch 
eine problematische Arbeitssituation, Lohnschwankungen, instabile Arbeitssituationen und 
schlechte Arbeitsbedingungen kennzeichnen. 
Abbildung 10 
 
 
 
Quelle: Woldbank 2010 
Auch unter Putin konnten keine großen Veränderungen dieser Lage bewerkstelligt werden. Zwar 
konnte Russland im Bereich des Wirtschaftswachstums durchaus Erfolge verbuchen jedoch, 
betrachtet man die Entwicklung der sozioökonomischen Unterschiede in der russischen 
Bevölkerung, kommt man nicht daran vorbei, festzustellen, dass sich seit dem Jahre 1991 eine 
Nicht reguläre Arbeitstätigkeiten, 1995-2007  
(ausgedrückt in %) 
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starke Polarisierung in der Gesellschaft vollzogen hat:  
Während sich Verhältnis zwischen den zehn Prozent der reichsten und zehn Prozent der ärmsten 
Schichten der Bevölkerung im Jahre 1991 noch auf 4:1 belief, hat sich dieses Verhältnis seit dem 
zu 600 Prozent gesteigert (Klein u.a., 2001, S. 175). Durch die sozio-ökonomischen 
Umwälzungen in den Jahren des Transformationsprozesses wurden letztlich neue von der Armut 
betroffene Bevölkerungsgruppen geschaffen. Diese neuen Gruppen schließen zusätzlich zu den 
bekannten betroffenen Gruppen, wie PensionistInnen, Menschen mit Behinderungen und Frauen 
auch eine große Anzahl von Spezialisten, Angestellten sogar mit höherer Ausbildung mit ein 
(Alfio, 2006, S. 7). 
 
6.3. Rechtliches Umfeld – Drogengesetzgebung 
 
Da es sich im Falle der Russischen HIV/AIDS Epidemie um eine konzentrierte Epidemie mit einer 
starken Verschränkung mit Drogenkonsum handelt, ist die Analyse der Drogengesetzgebung und 
deren Auswirkungen auf die HIV/AIDS Problematik von entscheidender Bedeutung. Der Einfluss 
der in der Sowjetunion gängigen Praxis im Umgang mit Drogenabhängigen auf die heutige 
Russische Gesetzgebung ist nicht zu leugnen. Der derzeit in Russland vorherrschende restriktive 
Umgang mit Drogen und Drogenabhängigkeit trägt wesentliche Merkmale der in der Sowjetunion 
üblichen Drogenpolitik. Darüber gibt auch ein im Jahre 1999 von der CIA veröffentlichter Bericht 
des Jahres 1986 Aufschluss (vgl. CIA, 1999): 
„The official approach to combating the drug problem, as in the case of alcohol problems, has 
been largely punitive. Most apprehended addicts are sent to facilities that differ little from prison 
camps. Drug laws are tough but poorly enforced. In any event, the Soviets lack the medical 
treatment facilities, cadre of professionals, educational programs, specialized law enforcement 
units, and eradication equipment that would enable them to tackle the drug problem on a 
comprehensive basis (CIA, 1999, S. iii).” 
 
So spiegeln sich Stigmatisierung und Diskriminierung von Drogenabhängigen auch auf rechtlicher 
Ebene unter anderem durch die auf Bestrafung und Kriminalisierung von Drogenabhängigen 
ausgerichtete Gesetzgebung wider. Eine Gesetzgebung, die wesentlichen Einfluss auf die 
Entwicklung der HIV/AIDS Problematik in Russland hat und hatte. Diese Entwicklung geht 
zurück bis ins Jahr 1998, in welchem durch das Gesetz “on Narcotics and Psychotropic 
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Substances” der Kauf und der Besitz von Drogen kriminalisiert wurden. Eine nähere Betrachtung 
des Gesetzes gibt jedoch Anlass dazu, zu behaupten, dass das Gesetz an sich zwar sehr restriktiv 
ist in seiner Auslegung aber wage bleibt. Zum Teil ergibt sich auch eine große Schwankungsbreite 
zwischen den rechtlichen Vorgaben und der tatsächlichen Auslegung und Ausführung der Gesetze 
in Russland. Komplizierte rechtliche Vorgaben finden sich auch in Artikel 228 des Russischen 
Strafrechts, welches sich mit dem Besitz, dem Verkauf, der Erzeugung sowie der Produktion von 
illegalen Drogen beschäftigt. Artikel 228, Absatz 1 sieht für die den Besitz von narkotischen 
Drogen oder psychotropischen Substanzen „on a large scale“ ohne die Absicht, diese zu 
verkaufen, bereits Gefängnisstrafen im Ausmaß von bis zu drei Jahre vor. Dabei ist von 
Bedeutung hervorzuheben, dass das tatsächliche Ausmaß des Drogenbesitzes nicht genau definiert 
wird. Absatz 2 behandelt den Verkauf von Drogen und sieht bereits Gefängnisstrafen von drei bis 
fünf Jahren vor (vgl. Russian Criminal Code, 1996). Als ein Resultat dessen ist eine hohe Anzahl 
an Drogenabhängigen und HIV-Infizierten in russischen Gefängnissen auffindbar. Dies wird 
durch Zahlen des russischen Innenministeriums veranschaulicht, wonach die Anzahl der HIV-
infizierten Drogenabhängigen in russischen Gefängnissen von 4.100 im Jahre 1999 auf 42.000 im 
Jahre 2004 anstiegen (Wallander, 2006, p. 44). Im Jahre 2006 stieg die Anzahl an inhaftierten 
Drogenabhängigen zudem auf 78.000 Personen an (UNODC, 2008, S. 20). Dem entsprechend 
ergaben Studien innerhalb dieser Risikogruppe, dass 77% der Befragten aufgrund von 
Drogendelikten bereits verhaftet worden waren und dass 35% aufgrund selbiger Delikte bereits 
eine Gefängnisstrafe hinter sich hatten (Eurasian Harm Reducation Network, 2009, S. 38).  
Die Diskriminierung und Stigmatisierung von Drogenabhängigen wird zusätzlich vorangetrieben, 
in dem Drogenabhängige gesetzlich dazu verpflichtete sind, sich sobald sie staatliche 
Einrichtungen zu öffentlichen Fürsorge aufsuchen, zu registrieren. Diese Registrierung ist jedoch 
oft mit weitreichenden Folgen verbunden, kann aufgrund der Weitergabe dieser Daten an 
Behörden sogar zum Verlust der Arbeit, Wohnung führen (vgl. Open Society Institute, 2009, S. 22 
ff.). Obwohl durch ein im Jahre 2004 erlassenes Gesetz eine Entschärfung eintrat, indem zwischen 
Besitz von Drogen von geringen Mengen zu persönlichem Zwecke und Drogenhandel an sich 
unterschieden wurde, herrscht nach wie vor eine starke Diskriminierung von Drogenabhängigen 
vor, die sich nicht nur in weiten Teilen der Bevölkerung aber vor allem auch in der Exekutive 
bemerkbar macht (Wallander, 2006, p. 44).  
Bezeichnend dafür ist, dass zwar rechtlich betrachtet Nadel und Spritzen legal von Apotheken 
ohne Verschreibungspflicht bezogen werden können (vgl. Drug Law and Health Policy Resource 
Network, 2002 S.5), Drogenabhängige aber aufgrund der Methoden der Polizei oftmals darauf 
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zurückschrecken, diese Einrichtungen aufzusuchen, wodurch das Risiko der gemeinsamen 
Benützung von Spritzbesteck unter Drogenabhängigen zu nimmt (Rhodes u.a., 2006, S. 920).  
 
Tim Rhodes verwies 2006 in einem Artikel erschienen im Journal of Urban Health der New York 
Academy of Medicine auf diese Problematik, in dem er ansprach, dass die Methoden der 
Exekutive jeden Bemühungen im Bereich Harm-Reduction zu wider laufen: 
„Strong emphasis upon surveillance and registration may undermine efforts to maximise IDU’s 
ease of access to needles and syringes. While accounts emphasize that the carriage of clean 
needles and syringes posed no theoretical risk in relation to detention or arrest, there was a blurred 
picture of what happens in practice (Rhodes u.a., 2006, S. 921).”  
Es kann also davon ausgegangen werden, dass, obwohl der Besitz von sauberem Spritzbesteck 
theoretisch nicht unter Strafe gestellt ist, dies in der alltäglichen Praxis bereits genügend Verdacht 
erweckt, um sogar eine Gefängnisstrafe zu bewirken (Rhodes u.a., 2006, S. 921).  
Russland alleine die Schuld an der restriktiven Gesetzgebund im Drogenbereich zu geben, ohne 
die internationalen Rahmenbedingungen anzusprechen, wäre jedoch nicht zielführend. Nicht nur 
die in Russland vorherrschende Gesetzgebung sondern auch die internationale Rechtssetzung in 
diesem Bereich trägt restriktive, repressive Elemente. Ebenso zeichnet die internationale 
Gesetzgebung im Drogenbereich ein hohes Ausmaß an Zwiespalt aus. Die von den Vereinten 
Nationen erlassenen Konventionen lassen ein erhebliches Maß an verschiedenen 
Interpretationsmöglichkeiten zu. Diese Annahme wird bereits durch die im Jahre 1961 erlassene 
Konvention untermauert. Mit dieser Konvention hatte es sich die internationale Gemeinschaft zum 
Ziel gesetzt, den Gebrauch von Drogen für medizinische und wissenschaftliche Zwecke zu 
beschränken und in Folge dessen andere Formen des Drogenkonsums zu verbieten. Zwar sah die 
Konvention bereits vor, dass von Seiten der betreffenden Staaten Maßnahmen im Bereich 
Behandlung, Bildung, Rehabilitation und soziale Integration von Drogenabhängigen getroffen 
werden sollten, der Schwerpunkt lag jedoch auch im Rahmen der im Jahre 1971 und 1988 
erlassenen Konventionen auf der Ahndung (vgl. International Drug Policy Consortium, 2010, S. 
18 f) von Drogenkonsum in einem strafrechtlichen Rahmen. Diese inkohärente Politik zeigt sich 
auch im Jahre 1998, als die Vereinten Nationen befanden, dass der Kauf oder die Kultivierung von 
Drogen für persönlichen Nutzen kriminalisiert werden sollte, andererseits jedoch jedem Staat 
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einen gewissen Spielraum zu standen, um im Rahmen anderer Maßnahmensetzung einer 
Kriminalisierung entgegen zu wirken (International Drug Policy Consortium, 2010, S. 19). Diese 
Widersprüchlichkeit in der Gesetzgebung zeigt wohl am deutlichsten die ideologischen 
Grabenkämpfe rund um dieses Thema und wie mühsam es ist, diese zu überwinden. 
6.4. Sozio-Medizinisches Umfeld 
 
Um die HIV/AIDS Thematik in Russland verstehen und begreifen zu können ist eine 
Auseinandersetzung mit dem medizinischen Umfeld in Russland unumgänglich. In diesem Sinne 
ist es aber auch erneut von Nöten auf jenes in der Zeit der Sowjetunion vorherrschende 
Gesundheitssystems hinzuweisen, welches das neue russische Gesundheitssystem durch 
sogenannte Altlasten mitprägt. Es ist daher darauf hinzuweisen, dass jene Strukturen, die in der 
Zeit des Kommunismus Politik und Gesellschaft geprägt und geformt hatten auch nach dem 
Systemzerfall weiterwirkten und auch heute noch entscheidende Impulse liefern, welche sich auch 
auf das Gesundheitswesen und hier insbesondere auf das politische Agenda-Setting im Bereich 
HIV/AIDS niederschlagen. Bei einem Vergleich des damaligen „Semashko models“ 4mit dem 
heutigen russischen Gesundheitssystem ergeben sich gleich auf den ersten Blick zwei Parallelen: 
eine hierarchische Struktur des Gesundheitssystems sowie zentralisierte Entscheidungsabläufe 
(Cockerham, 1999, S. 31). 
Gleichzeitig ist auch der ideologische Anspruch, den die Sowjetunion mit Gesundheitspolitik 
verband, für den Umgang mit der HIV/AIDS Epidemie als auch mit Risikogruppen im heutigen 
Russland nicht unwesentlich. Cockerham führt in seinem Buch „Health and Social Change in 
Russia and Eastern Europe“ an, dass es insbesondere zu Beginn der Sowjetunion als eine 
wesentliche Aufgabe der Medizin erachtet wurde, im Sinne von sozialer Hygienemaßnahmen 
durch den Sozialismus eine neue Gesellschaft frei von sogenannten sozialen Übeln zu schaffen 
(Cockerham, 1999, S. 32). Zwar verschob sich der Fokus unter Stalin von Maßnahmen zur 
sozialen Hygiene hin zu medizinischen Aspekten, dafür wurde jedoch die Medizin direkt unter die 
Partei und somit unter Staatskontrolle gestellt. Wesentliche Auswirkungen dieser Entwicklung 
waren, dass Ärzte in ihrer Autonomie stark beschränkt wurden und sie, als dem Staat unterstellt, 
nicht in erster Linien ihren Patienten sondern dem Staat gegenüber verpflichtet waren und ihre 
                                                 
4 Semashko system: zurückgehend auf N.A. Semashko, 1918. Entwickelt in den 30er Jahren zeichnete sich dieses 
Model zur Gesundheitsversorgung durch einen hohen Zentralisierungsgrad sowie durch eine Schwerpunktsetzung auf 
Finanzierung und Bereitstellung von Gesundheitsversorgung in sogenannten Polykliniken aus (Hofmarcher, Riedel, 
1999, S. 1). 
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Bezahlung mehr von quantitativen Indikatoren als von der Qualität ihrer medizinischen Expertise 
abhängig war. Zwar schreibt Judith Twigg in ihrem Beitrag in Russia‘s Torn Saftey Net“, dass der 
größte Erfolg der Sowjetunion darin lag, ein flächendeckendes Gesundheitssystem etablierte zu 
haben, in dessen Rahmen jeder Bürger/jede Bürgerin einen freien Zugang zu 
Gesundheitsversorgung hatte, dennoch muss darauf hingewiesen werden, dass freier Zugang zu 
Gesundheitsversorgung auch in der Sowjetunion nicht bedeutete, dass jedem Bürger/jeder 
Bürgerin das gleiche qualitative Maß in diesem Bereich zustand. In der Regel gab es zum Beispiel 
in Moskau Kliniken, die zwar die beste Gesundheitsversorgung boten, jedoch nur von 18% der 
Bevölkerung Moskaus, dies entspricht 500.000 Personen von insgesamt 8,97 Millionen 
Einwohnern (Cockerham, 1999, S. 39), in Anspruch genommen werden konnten. Die ersten 
drastischen Einsparungen im Gesundheitswesen erfolgten auch nicht nach dem Ende der 
Sowjetunion und in dem darauf folgenden Transformationsprozess sondern bereits 1955. Während 
vor 1955 noch circa 20,8% des Gesamtbudgets für den Gesundheitssektor veranschlagt wurden, 
konnten zwischen 1960 und 1980 Rückgänge um fünf bis sechs Prozent verzeichnet werden 
(Twigg, 2000, S. 43). Dennoch vollzogen sich die dramatischsten Einschnitte in der 
Gesundheitsversorgung nach dem Ende der Sowjetunion. Die Einkehr der freien Marktwirtschaft 
erschütterte das soziale Netz besonders tief. Die ersten einschneidenden Reformen wurden im 
Jahre 1993 durchgeführt. Dazu zählte die Einführung einer verpflichtenden Krankenversicherung, 
einerseits um die mangelhafte Budgetierung in den Griff zu bekommen andererseits auch um ein 
möglichst kosteneffizientes und effektives System zu erstellen, welches sich nach den 
Bedürfnissen der Bevölkerung richtet. Aufgrund der wachsenden Arbeitslosenzahlen konnte das 
System jedoch von Beginn an nicht aufrecht erhalten werden. Arbeitgeber hatten keine 
Möglichkeit, das System mit ihren Zahlungen aufrecht zu erhalten, zumal 60% der Bevölkerung 
keiner Erwerbstätigkeit im traditionellen Sinn nachkamen aber zugleich jene Bevölkerungsgruppe 
darstellten, welche das Gesundheitssystem am meisten beanspruchte (Twigg, 2000, S. 46). In 
diesem Zusammenhang ist exemplarisch zu erwähnen, dass sich die Schulden der Regierung 
gegenüber den Versicherungsanstalten, welche für die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung 
aufkommen sollten, bereits im Jahre 1993 bei 11,5 Milliarden Rubel beliefen und dass in diesem 
Jahr die Zahlungen aller 15 Regionen zum Stillstand kamen (Twigg, 2000, S. 46). Schätzungen 
gehen davon aus, dass die Versicherungsfonds in diesen Jahren nur 37,5% der benötigten 
Finanzierung für die frei zugängliche Gesundheitsversorgung aufbrachten (Twigg, 2000, S. 47). 
Die eingeleiteten Reformen scheiterten also vor allem an budgetären Engpässen. Die 
Auswirkungen auf die Gesundheit der russischen Bevölkerung waren enorm.  
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Veranschaulicht wird diese Tatsache unter anderem durch einen Bericht der Weltbank des Jahres 
1999. Die Autoren kamen in ihrer Untersuchung des russischen Gesundheitssystems zu einem 
alarmierenden Befund und deckten folgende Problemlagen auf:  
Seit dem Beginn der 90-er Jahre verzeichnet die Russische Bevölkerung einen Rückgang um 6 
Millionen. Der jährliche Bevölkerungsrückgang zwischen den Jahren 1990 und 2003 beläuft sich 
auf -0,3% und hohe Sterblichkeits- und niedrige Geburtenraten lassen für die nächsten Jahre keine 
wesentlichen Änderungen dieser Entwicklung zu. Um diese Entwicklung umzukehren, wären 
erhebliche finanzielle Ressourcen nötig. Von einer Steigerung der Ausgaben für den 
Gesundheitsbereich ist Russland jedoch weit entfernt. Im Vergleich zu anderen Ländern mit 
mittlernen oder niedrigerem Einkommen, welche etwa 6 Prozent des BIP für den 
Gesundheitsbereich bereitstellen, sind es in Russland nur 5,3% des BIP (Word Bank, 2009, S. 11). 
Folgende Grafik zeigt die pro-Kopf Ausgaben für den Gesundheitsbereich der OECD Länder, in 
welcher Russland mit USD 494,6 im Jahre 2004 den letzten Platz einnahm. 
Abbildung 11 
 
 
 
Quelle: Weltbank, 2008, S. 11. 
Pro-Kopf-Ausgaben für den Gesundheitsbereich  
(ausgedrückt in USD) 
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Russland verzeichnet zudem im Vergleich zu anderen Ländern der EU und den G8 ein starkes 
Ungleichgewicht zwischen privaten und öffentlichen Zuschüssen für den Gesundheitsbereich. Die 
nachfolgende Grafik macht diese Entwicklung deutlich ersichtlich und weist indirekt auch darauf 
hin, dass weite Teile der Bevölkerung für die Inanspruchnahme von medizinischen Leistungen 
bezahlen müssen. 
 
Abbildung 12 
 
 
Quelle: Worldbank, 2008, S.12.  
 
Die Mängel im Gesundheitssystem sind jedoch nicht nur auf budgetäre Engpässe sondern auch auf 
die mangelhafte Effizienz des Systems zurückzuführen. Eine Studie der Weltbank des Jahres 2009 
ergibt, dass die Leistungen im Gesundheitsbereich jenen Ländern entsprächen, die 30-40% 
weniger Budget dafür verwenden würden. Zudem können erhebliche Unterschiede zwischen den 
einzelnen Regionen festgestellt werden. Die Studie kommt somit zum Ergebnis, dass die 
monatlichen öffentlichen pro-Kopf Ausgaben im Gesundheitsbereich in den reichsten Regionen 
Russlands im Vergleich zu den ärmsten Regionen Russlands um ein 12faches höher sind.  
Öffentliche Ausgaben für den Gesundheitsbereich in der 
Russischen Föderation, 1991-2006 
Diese Ungleichheiten betreffend jedoch auch andere Bereich wie Arbeit und Bildung (Mathieson 
u.a., 2008, 64 f.). 
 
Mathieson u.a. beschrieben diese Problematik in einer Publikation zum Thema Soziale Exklusion 
folgendermaßen: 
 
“These result in deprivations such as low income, poor nutrition, housing problems, etc., which 
contribute to ill-health. Alternatively, seen as a ‘constituent’ element of deprivation (rather than a 
driver of it) having the right and freedom to participate fully in economic, social, political and 
cultural relationships has intrinsic value and the experience of restricted participation can be 
expected to increase exposure and/or vulnerability to negative health outcomes. Moreover, poor 
health and disability can themselves generate exclusionary processes – by limiting people’s ability 
to find and retain paid work for example, or through the stigma often associated with ill-health 
further restricting social participation (Mathieson u.a., 2008, S. 64)”  
Um eine Änderung dieser Umstände bewirken zu können, müsste in erster Linie eine 
Prioritätensetzung auf politischer Ebene stattfinden. Jedoch nimmt in der politischen Debatte 
Russlands die öffentliche Gesundheit eine untergeordnete Stellung ein. Dies schreibt auch Trawin 
in „Wladimir Putins Sozialpolitik“ im Jahre 2004, in dem er darauf verweist, dass für den 
damaligen Präsidenten Putin die beste Sozialpolitik eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik darstelle 
und die Kosten für die Sozialpolitik, welche sich negativ auf die Wirtschaftsleistung auswirken 
könnten, jedenfalls einzugrenzen sind (Trawin, 2004, S. 94). 
 
6.5. Sozio-Psychologisches Umfeld  
 
Die schlechte gesundheitliche Situation, in welcher sich bestimmte Bevölkerungsgruppen 
Russlands befinden, darf jedoch nicht nur als Produkt der russischen Gesundheitspolitik sondern 
auch als Produkt von sozialem Stress, ausgelöst durch die bereits beschriebenen sozio-
ökonomischen Ungleichheiten verstanden werden. Um den rapiden Anstieg an Drogenkonsum, 
Sexarbeit und als Folge dessen HIV/AIDS zu verstehen, muss daher auch auf die Folgen des 
Transformationsprozesses auf die Psyche ausgelöst unter anderem durch ideologischen Wandeln 
eingegangen werden. Während in der Sowjetunion der Staat die Basis für soziale Teilnahme schuf 
und auf Grund dessen jedem Bürger/jeder Bürgerin ein gewisses Mindestmaß an sozialer 
Integration zu Gute kam wurde dieser Mechanismus mit Einsetzung des Transformationsprozesses 
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zu Nichte gemacht (Lokshin, Yemtsov, 2001, S. 6).  
Durch den Transformationsprozess wurden somit nicht nur eine über lange Jahre hinweg alle 
Formen des Zusammenlebens prägende Ideologie ihrer Bedeutung beraubt sondern auch der Staat 
als Garant für ein Mindestmaß an ökonomischer und sozialer Sicherheit abgesetzt (vgl. Bhalla, 
2005, S. 39). Die Erosion des Staates hatte gerade in den 90-Jahren erheblichen sozialen Stress 
und damit große Unsicherheiten zu Folge. Gesteigertes Risikoverhalten, egal ob es sich dabei um 
ungeschützten Sexualverkehr, Drogenkonsum oder Sexarbeit handelt, ist auch eine Auswirkungen 
dieser Stresssituationen (vgl. Lokshin, Yemtsov, 2001, S. 19). Demgemäß schrieb auch Kramer in 
seinem Beitrag „Drug Abuse in Post-Communist Russia“ über die Veränderungen in der 
russischen Gesellschaft, nach dem Zerfall der Sowjetunion:  
 
„A cluster of variables associated with the post communist period has increased the incentives and 
opportunities to engage in this behavior: psychological, material and social dislocations attendant 
upon the transition to capitalism, enhanced personal freedoms and a concomitant diminution in 
communist-style regimentation and surveillance; greater economic wherewithal among some 
segments of the population to purchase drugs, widespread exposure of the citizenry, especially 
youths, through the mass media, tourism, economic intercourse to Western styles that include the 
glamorization of illicit drug culture; and easily penetrated borders that international drug cartels 
exploit to make Russia both a target country to market their wares and launder their illicit monies, 
and a transit country to smuggle narcotics to Western Europe and the United States (Kramer, 
2000, S. 102-103).”  
Vermehrter Drogenkonsum, Sexarbeit und insgesamt risikoreiches Verhalten müssen daher als 
Auswüchse sozio-ökonomischer Marginalisierung gekoppelt mit ideologischem Wandel 
verstanden werden. 
 
Für die rasch ansteigenden Raten an HIV-Neuinfizierten und Aidskranken muss aber auch Soziale 
Exklusion in Form von Stigmatisierung und Diskriminierung von Menschen mit HIV/AIDS 
angeführt werden. Im Russischen Kontext ist aufgrund der konzentrierten HIV-Epidemie und des 
dadurch feststellbaren Zusammenhangs zwischen Drogensucht und HIV/AIDS das Thema 
Stigmatisierung und Diskriminierung und im weiteren Sinn dessen Konsequenzen von 
besonderem Interesse. Die Wurzeln dessen sind auch im ideologischen Rahmenwerk des 
Kommunismus zu finden. So weist auch Kramer in seinem Beitrag „Drug Abuse in Post-
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Communist Russia“ darauf hin, dass, gemäß der damals vorherrschenden Ideologie, Drogensucht 
eine dem Sozialismus fremdartige Erscheinung war und dem Kapitalismus entspränge. Diese 
Einstellung in Politik und Gesellschaft führte dazu, dass Drogenabhängige aber auch 
SexarbeiterInnen immer mehr an den Rand der Gesellschaft gedrängt wurden. Demnach standen 
auch alle Maßnahmen, welche sich der Einschränkung beziehungsweise Bekämpfung der 
Drogenproblematik widmeten unter dem Vorzeichen der Kriminalisierung und Bestrafung 
(Kramer, 2000, S. 110).  
Dies führt auch Operario in dem UNDP Bericht “Living with HIV in Eastern Europe and the CIS” 
wie folgt an: 
 
“Aspects of the socialist past have made societies in most countries in the region particularly 
prone to stigma and exclusion. The history of authoritarian rule, intolerance to diversity and regard 
for the collective over the individual opens the doors to public support for exclusion of people 
living with HIV. Intolerance to certain patterns of behavior and individual choices often 
transcends to stigmatization of entire populations; these populations subsequently come to share 
similar patterns of vulnerability and social rejection. HIV status in this regard serves as a 
‘common denominator for stigma and discrimination’ (Operario, 2008, S. 20).” 
 
Die öffentliche Meinung zu HIV-infizierten Drogenabhängigen ist daher tendenziell negativ, sie 
gelten meist als für ihren positiven HIV-Status verantwortlich. Als Träger einer „gefährlichen“ 
Krankheit (vlg. Drug Law and Health Policy Resource Network, S. 2002, S.4) deren Nähe zu 
meiden ist. Selbiges wird durch eine Studien im Jahre 2002 untermauert, wonach 30% der 
Russischen Bevölkerung die Meinung vertreten, dass HIV-Positive von der Gesellschaft isoliert 
werden sollten (Wallander, Grisin, 2002, S. 3).  
Stigmatisierung und Diskriminierung sind aber nicht nur ideologisch begründbar sondern auch 
durch mangelhaftes Wissen über den HIV-Virus in der Gesellschaft und selbst in 
Regierungskreisen. Zudem ist der Umgang mit Sexualität innerhalb der Russischen Bevölkerung 
nach wie vor von Tabus gekennzeichnet, wodurch auch in Schulen Aufklärungsmaßnahmen 
ausbleiben (vgl. Wallernder, Grisin, 2002, S. 5). Siegl führte dazu in ihrem Artikel „Eine tickende 
Zeitbombe. Aids, Drogen und Tuberkulose in Russland“ im Jahre 2004 an, dass das Problem Aids 
in der russischen Gesellschaft nicht als Problem wahrgenommen sondern vielmehr verdrängt wird. 
Sie belegt dies mit fehlenden Kenntnissen über die Krankheit (Siegl, 2004, S. 84). Demgemäß ist 
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auch das Wissen über die Übertragungswege in der Bevölkerung gering. Siegl führt dazu eine 
Umfrage in Sankt Petersburg im Jahre 2001 an, im Rahmen welcher zwei Drittel der Befragten 
angaben, dass Kondome keinen adäquaten Schutz gegen HIV bieten würden und beinahe jeder 
zweite davon ausging, dass HIV durch Küsse, 56% durch Mückenstiche übertragbar wäre (Sigel, 
2004, S. 84). Diese Unkenntnis führt schließlich dazu, dass im heutigen Russland Formen der 
Diskriminierung und Stigmatisierung von Menschen mit HIV/AIDS aber auch den größten 
Risikogruppen (Drogenabhängigen und SexarbeiterInnen) in allen gesellschaftlichen Sphären zu 
finden sind.  
Der physische Ausschluss von HIV-Infizierten und Aids Kranken ist daher keine Seltenheit, er 
geschieht auf allen sozialen, politischen und ökonomischen Ebenen und in allen Orten, sei es die 
Familie, öffentliche Räume, der Arbeitsplatz, Schulen oder Krankenhäuser (vgl. Operario, 2008, 
S. 21). So beschreiben HIV-infizierte Eltern sowie Eltern von HIV-infizierten Kindern 
diskriminierende Praktiken in Schulen. Sogar die Trennung von HIV-infizierten Kindern von der 
restlichen Klassengemeinschaft ist eine traurige Gewissheit (vgl. Operario, 2008, S. 29 f.). Es 
entspricht keinem Einzelfall, dass Eltern von der Schulleitung, um eine Einschreibung ihrer 
Kinder zu erlangen, dazu verpflichtet werden, ihre sowie die Gesundheitsakte der Kinder also 
auch eine mögliche Infektion mit HIV offenzulegen (vgl. Operario, 2008, S. 28 f.).  
Menschen mit HIV/AIDS sind zudem auch am Arbeitsplatz Diskriminierung und Stigmatisierung 
ausgesetzt. So sprechen Menschen mit HIV/AIDS oft davon, mit besonderen Herausforderung im 
Bezug auf die Suche und die Erhaltung des Arbeitsplatzes konfrontiert zu sein (vgl. Operario, 
2008, S. 31 f.), denn viele ArbeitgeberInnen schrecken davor zurück, Menschen mit HIV/AIDS zu 
beschäftigen.  
Diese Verhaltensweisen zeigen, wie groß die Furcht vor einer Ansteckung mit dem Virus in der 
Bevölkerung ist und wie inhärent der Mangel an Wissen im Umgang mit HIV tatsächlich ist 
(Operario, 2008, S. 20 ff.). Resultat dessen ist ein Klima aus Angst auf Seiten der Risikogruppen 
als auch auf Seiten der Gesamtbevölkerung. Für die Entwicklung der HIV/Aids Epidemie in 
Russland ist dieses Klima mit verantwortlich. Das zeigt sich zum Beispiel darin, dass Betroffene 
aus Angst vor Vorurteilen und durch die dadurch ausgelöste Diskriminierung auf sozialer, 
politischer und ökonomischer Ebene davor zurückschrecken, ihren HIV-Status öffentlich zu 
deklarieren. Diese Angst führt sogar so weit, dass HIV-Tests gemieden werden und sogar die 
Einnahme von antiretroviralen Medikamenten unterlassen wird (vgl. Operario, 2008, S. 21 f.).  
Die Schaffung von Barrieren durch die Stigmatisierung bestimmter Bevölkerungsgruppen führt 
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daher nicht nur für Risikogruppen zu einem erhöhten Risiko einer HIV-Infektion. Durch die 
Degradierung von Risikogruppen als moralisch verwerflich und die damit automatisch vollzogene 
Aufwertung der eigenen Handlungsweisen als moralisch intakt, schaffen jene die Stigmatisierung 
aufrecht erhaltenden Gruppen die Illusion, selbst unverwundbar zu sein. Dies führt zu einer 
Leugnung des eigenen Risikos sich mit HIV zu infizieren und konsequenterweise dazu, die 
eigenen Handlungen nicht zu hinterfragen (Operario, 2008, S. 21 ff.). Faktoren wie 
Stigmatisierung und Diskriminierung und Mangel an Vertrauen sind daher wesentliche Faktoren, 
die soziale Exklusion forcieren und somit die effektive Prävention und Behandlung von HIV und 
AIDS unterminieren (vgl. Operario, 2008, S. 19 ff.).  
Konsequenterweise muss also davon ausgegangen werden, dass in Russland, die deutliche Gefahr 
besteht, dass durch diskriminierende und stigmatisierende Muster in der Gesellschaft die 
Ausbreitung des Virus vorangetrieben wird. Maßnahmen, welche es ermöglichen zu 
Risikogruppen vorzudringen, werden also immer unerlässlicher, denn nur dadurch wird es 
langfristig möglich sein, benachteiligte Gruppen stärker in gesellschaftliche Prozesse zu inkludiere 
und dadurch das Risiko einer HIV-Infektion zu verringern (vgl. Operario, 2008, S. 20 ff.)  
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7. Interventionen zur Eindämmung der HIV/AIDS Epidemie in 
Russland  
 
Angesicht der derzeitigen Situation sind Interventionen zur Eindämmung der HIV/AIDS Epidemie 
unerlässlich. Um effektive und nachhaltige Interventionen jedoch erst zu ermöglich, müssen die 
notwendigen Voraussetzung durch eine engere Zusammenarbeit aller relevanten politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und medizinischen Akteure geschaffen werden. Diese Voraussetzungen 
inkludieren vermehrte Anstrengungen unter anderem in der Erforschung des Risikoverhaltens von 
Risikogruppen und in der Erforschung von Ansteckungswegen, höhere budgetäre Aufwendungen 
und vor allem eine Zusammenarbeit mit Risikogruppen, um einerseits lokale Gegebenheiten zu 
berücksichtigen und andererseits deren Rechte zu stärken.  
Um die HIV/AIDS Epidemie in Russland einzudämmen werden Änderungen auf struktureller 
Basis, im Bereich der Rechtsetzung, der Politik aber auch der Medizin unumgänglich sein (vgl. 
Mayer, Pizer, 2009, S. 5). Wie von Sahasrabuddhe und Vermund in ihrem Beitrag „Current and 
Future Trends: Implications for HIV Prevention“ angesprochen, müssen Interventionen sowohl 
auf Mikro,- Meso,- und Makroebene getätigt werden, sowohl HIV-Negative sowie HIV-Positive 
als auch Personen mit HIV/AIDS mit ein beziehen (Sahasrabuddhe u.a., 2009, S. 18).  
Interventionen auf Mikro,- und Mesoebene auch Behavioral Interventions genannt dienen dazu, 
Verhaltensänderungen in der Gesellschaft zu bewirken. Im Bezug auf die Minderung des Risikos 
einer Ansteckung mit HIV bzw. einer Erkrankung an AIDS werden im Zuge dieser 
Präventionsmaßnahmen zum Beispiel der Zugang zu medizinischer Versorgung verbessert, die 
Verfügbarkeit von Anti-Retroviraler Therapie erhöht, das Wissen um HIV/AIDS im Zuge von 
Bildungsmaßnahmen gefördert und in Zusammenarbeit mit Peers versucht, das Umfeld, in 
welcher sich Drogenabhängige befinden, durch die Setzung positiver Werte und Normen zu 
verändern (vgl. Sahasrabuddhe u.a., 2009, S. 18). Interventionen auf Makroebene auch 
Strukturelle Interventionen genannt sind darauf bedacht, das Umfeld, im welchem risikoreiches 
Verhalten entsteht, positiv zu verändern. Diese Interventionen schließen Änderungen im Bereich 
der Gesetzgebung unter anderem in der Drogengesetzgebung, politische Maßnahmen wie die 
Instandsetzung von Drogenersatztherapie aber auch Programme zur Präventionen von HIV/AIDS 
in Schulen mit ein.  
Im folgenden Teil der Arbeit wird noch genauer auf beide Interventionsformen eingegangen 
werden und insbesondere die Bedeutung von strukturellen Interventionen hervorgehoben werden. 
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Damit sollen Änderungen auf politischer, rechtlicher, ökonomischer Ebene als wesentliches 
Element zur Eindämmung der HIV/AIDS Epidemie dargestellt werden. Zunächst wird jedoch 
noch auf die Bedeutung von Harm-Reduktion im Zuge von Interventionsmöglichkeiten im Kampf 
gegen HIV/AIDS eingegangen werden. Gerade für Russland, bedingt durch die konzentrierte 
Epidemie mit einer starken Verbindung zwischen HIV-Infektionen und Drogensucht sowie 
Sexarbeit, ist die Implementierung von Harm Reduction wesentlich, um die HIV/Epidemie 
entscheidend zu mindern. 
7.1. Russlands HIV/AIDS-Politik 
 
Das Russische Gesundheitssystem verfügt an sich über sehr komplizierte Strukturen. 
Widerspiegelt wird diese Tatsache durch 89 verschiedene Gesundheitssysteme, die jeweils in den 
89 geographischen Regionen Russlands vorherrschen. Ebenso komplizierte Strukturen sind im 
Bereich der HIV/AIDS Politik Russlands auffindbar. Der Beginn dieser Politik liegt im Jahre 
1980, als das damalige sowjetische Gesundheitsministerium die sogenannten, noch immer in 
Russland existierenden, AIDS-Zentren schuf, welche für Maßnahmen im Bereich der HIV/AIDS-
Prävention zuständig sind. Wesentliches Merkmal dieser Zentren ist deren separate, zentralisierte 
Organisationsform. Dadurch mag es zwar erfolgreich gelungen sein, die Übertragung des Virus 
unter anderem in Spitälern im Zuge von Bluttransfusionen zu verringern, jedoch wurde es 
verabsäumt, die HIV/AIDS-Agenden in einen breiteren medizinischen Rahmen zu integrieren. 
Diesem Versäumnis ist zu verdanken, dass unter anderem das Wissen von praktischen Ärzte und 
auch anderem medizinischen Personal im Bezug auf den HIV-Virus gering ist und somit die 
Möglichkeiten, weite Teile der Bevölkerung über Risiken und Behandlungswege zu informieren, 
ebenso reduziert sind (Morrison, Wallander, 2005, S.6 ff.). Ein weiteres Problem ergibt sich durch 
die mangelhafte Budgetierung dieser Zentren, denn diese sind zumeist von föderalen, regionalen 
oder lokalen Budgets abhängig und daher seit Jahren chronisch unterfinanziert (Morrison, 
Wallander, 2002, S. 12). Hinzu kommt, dass der Informationsaustausch zwischen den Zentren und 
anderen medizinischen Einrichtungen durch mangelhaften Dialog und dem Fehlen von 
Schnittstellen kaum vorhanden ist (Morrison, Wallander, 2002, S. 6).  
Politische Entscheidungen, die zu einer Veränderung dieser Lage beitragen können sind jedoch 
lediglich in unzureichendem Maße vorhanden. Zwar ist die Verantwortung über HIV/AIDS-
Agenden auf höchster Ebene, dem Ministerium für Gesundheit und Übertragbare Krankheiten 
angesiedelt, die budgetäre und personelle Ausstattung für HIV/AIDS Agenden ist jedoch 
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unzureichend. Alleine diese Fakten geben Aufschluss darüber, dass HIV/AIDS keine Priorität im 
russischen politischen System einnimmt. Auch Wallander schrieb 2006, dass das Thema 
HIV/AIDS von zahlreichen anderen Problemen, die scheinbar größere politische Bedeutung 
haben, überlagert wird (Morrison, Wallander, 2005, S. 31). Aufschluss darüber gibt unter anderem 
die Zuteilung von budgetären Mitteln für HIV/AIDS Agenden seit 1980. Zwar hat die 
Aufmerksamkeit von Politikern in den letzten Jahren in Bezug auf HIV/AIDS zugenommen, 
jedoch handelt es sich dabei zum Großteil um Handlungen symbolischer und deklarativer Natur, 
welche in Zusammenhang mit internationalem Druck und hohen finanziellen Ausgaben 
internationaler „Geldgeber“ betrachtet werden können (UK Department for International 
Development, 2006, S. 14).  
Eine chronologische Aufarbeitung der politischen Initiativen in diesem Bereich ergibt folgendes 
Bild:  
Das erste nationale Aidsprogramm wurde in den Jahren 1993-1995 von Seiten des russischen 
Gesundheitsministeriums implementiert. Positiv zu vermerken ist, dass es die Gelegenheit bot, die 
Zusammenarbeit der AIDS-Zentren zu forcieren. Signifikant war jedoch, dass das Program 
aufgrund budgetärer Engpässe für zwei Jahre, zwischen 1996 und 1998, ohne staatliche Förderung 
blieb und somit nur sehr eingeschränkt realisiert werden konnte.  
Im Jahre 1995 erließ die Russische Regierung angesichts der steigenden HIV-Infektionsraten das 
„Federal Law on Preventing the Spread of the Disease Caused by the Human Immodeficiency 
Virus in the Russian Federation“. Das Gesetz beinhaltet sowohl anonymisierte HIV-Testverfahren, 
freie medizinische als auch soziale Versorgungsmöglichkeiten, sowie Maßnahmen zur sexuellen 
Aufklärung in Schulen (Wallander, Grisin, 2002, S. 3). Dass das Gesetz mit der Realität nicht im 
Einklang steht, zeigt sich auf vielerlei Ebenen unter anderem in der mangelhaften Verfügbarkeit 
von medizinischer Versorgung insbesondere für Risikogruppen. Zudem wird der darin enthaltene 
Passus, wonach die Diskriminierung von Menschen mit HIV/AIDS illegal wäre, durch keinerlei 
Maßnahmen kontrolliert oder Vergehen dagegen geahndet.  
Im Jahre 2003/2004 gründete das Russische Gesundheitsministerium das „Coordinating Council 
on HIV/AIDS“. Dieses Gremium führte zum ersten Mal Vertreter aus Ministerien, staatlichen 
Organisationen, NGOs und andere Experten zusammen. Als dessen Nachfolger wurde im Jahre 
2004 das „Coordination Council of the Ministry of Health and Social Development in the Russian 
Federation on HIV/AIDS“ gegründet, aus welchem im Jahre 2005 die Working Group hervorging, 
die zusätzlich zu VertreterInnen auf russischer Ebene, VertretInnen der WHO, UNAIDS und 
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NGOs vorweisen kann (Morrison, Wallander, 2005, S. 24 f.).  
Die Einsetzung dieses Gremiums kann zwar als positiver Schritt in Richtung einer kohärenten 
HIV/AIDS Politik bezeichnet werden, ungeachtet dessen zeigt sich der deklarative Charakter von 
politischen Maßnahmen im Bereich HIV/AIDS auch hier, denn dieser Rat besitzt aufgrund von 
unregelmäßigen Zusammenkünften und der Tatsache, dass ihm kein ranghoher Politiker des 
Kabinetts angehört, nur eine geringe politische Legitimität (Wallander, 2006, S. 43). Dennoch 
muss trotz dieser Defizite festgehalten werden, dass es durch dessen Schaffung gelungen ist, das 
Thema HIV/AIDS einer breiteren Öffentlichkeit zugängig zu machen, nicht zuletzt deswegen, da 
in diesem Gremium eine Vielzahl von Ministerien, staatlichen Agenturen, NGOs sowie 
Expertengruppen vertreten sind. Positiv zu vermerken ist auch, dass dadurch erreicht wurde, das 
Thema in einer größeren thematischen Breite zu erfassen, wodurch bislang ausgesparte Bereiche 
wie Menschenrechte, allgemeine rechtliche Aspekte sowie präventive Maßnahmen gerade im 
Bereich der Risikogruppen in die Diskussion aufgenommen wurden (Wallander, 2006, S. 43). 
Die Umsetzung von Projekten scheitert aber nicht nur an budgetären Engpässen und teilweise 
mangelhafter Einigkeit im Bezug auf die Inhalte sondern auch an der Ausführung der einzelnen 
Maßnahmen. Das russische System ist nach wie vor durch schwache Institutionen, mangelhafte 
institutionelle Zusammenarbeit und daher einer ebenso mangelhaften Koordinierung und 
Implementierung gekennzeichnet (Wallander, 2006, S. 35). Wallander führt dies in ihrem Beitrag 
in Judith Twiggs Sammelwerk „HIV/AIDS in Russia and Eurasia“ auch auf die kommunistische 
Vergangenheit des Landes zurück: 
 
“It is one of the most critical legacies of the Soviet Union that the Russian Government still lakes 
institutions for coordination or sharing responsibility for policy across ministries or government 
agencies. The Russian political system relies on policy direction from the top, and on the ability to 
delegate issues or problems to specific ministries or agencies that then handle them within their 
own vertical structure (Wallander, 2006, S.36). “  
 
Ein weiteres Problem des derzeitigen politischen Prozesses ergibt sich durch die fast zur Gänze 
fehlende Partizipation der Zivilgesellschaft. Diese Tatsache ist ebenfalls auf den historisch 
bedingten Mangel an autonom, abseits des hierarchischen Systems, agierenden Gruppen 
zurückzuführen (Wallander, 2006, S. 36). Nicht nur die Abwesenheit einer funktionierenden 
Zivilgesellschaft sondern auch die mangelhafte Parteienlandschaft und das Fehlen unabhängiger 
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und professioneller Medien sind klare Schwachstellen und stellen ein Hindernis im Bereich des 
politischen Managements im Zusammenhang mit der HIV/AIDS Politik in Russland dar 
(Wallander, 2006, S. 37).  
Das in Russland vorherrschende Top-Down-Prinzip untergräbt eine sinnvolle und wirkungsvolle 
HIV/AIDS Politik und zeigt klare Auswirkung zum Beispiel auf regionaler Ebene, in dem der 
politische Verantwortungsbereich der lokalen Regierungen starke Limitierungen aufweist und auf 
Grund dessen keine effektiven, den lokalen Bedingungen angepassten Strategien eingeführt und 
umgesetzt werden können. Letztere bekommen zwar budgetäre Mittel von der Zentralregierung 
zugewiesen, sind jedoch im Bereich der Implementierung auf den Willen der Zentralregierung 
angewesen angewiesen. Sie besitzen also keine Entscheidungshoheit über die Verwendung von 
den ihnen zugewiesenen budgetären Mitteln (Wallander, 2006, S. 37).  
Um der Verbreitung des HIV-Virus jedoch langfristig effektive Maßnahmen entgegen setzen zu 
können, bedarf es nicht nur ausreichender budgetärer Mittel sondern auch eine alle Politikfelder 
und Entscheidungsebenen umfassende Strategie, die den jeweiligen regionalen Besonderheiten 
gerecht werden muss. Zudem ist es unerlässlich, dass die derzeit praktizierte, auf die Erreichung 
von kurzfristigen Zielen ausgerichtete Politik durch eine umfassende, geplante und langfristig 
ausgerichtete Strategie ersetzt wird. In diesem Sinne muss auch davon abgegangen werden, 
HIV/AIDS lediglich als ein medizinisches Problem zu betrachten. Stattdessen müssen alle 
relevanten Politikfelder, darunter auch jene auf der Bildungsebene, als auch im sozialen Bereich 
erfasst und entsprechend mit ein bezogen werden (Wallander, 2006, S. 43).  
Auf die Möglichkeiten zur Gestaltung einer sinnvollen HIV/AIDS Politik wird in den folgenden 
Seiten näher eingegangen werden. Zuvor wird jedoch auf einzelne Programme Bezug genommen 
werden. 
7.1.1. The Russian Federal Target Programme 
 
Im Rahmen des Russian Federal Target Programms wurden in den Jahren 1993-1995, 1996-2000 
sowie 2002-2006 Notfallsmaßnahmen zur Prävention und zur Bekämpfung von Krankheiten 
sozialer Natur (UNAIDS, 2006, S. 14) erlassen. Darunter fallen, wie die nachfolgende Grafik 
(Abbildung 13) zeigen wird, nicht nur HIV/AIDS Agenden sondern auch Diabetes mellitus, 
Tuberkulose, Krebs sowie sexuell übertragbare Krankheiten. 
Für den Bereich HIV/AIDS wurden budgetäre Mittel unter anderem für die Entwicklung eines 
öffentlichen Informationssystems zur Setzung von Aufklärungs- und Präventionsmaßnahmen 
aufgebracht. Dabei handelte es sich vorwiegend um Maßnahmen, durch welche die technischen 
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Möglichkeiten verbessert werden können, sodass medizinische Institutionen leichter mit 
entsprechenden Medikamenten und technischem Equipment für Diagnose und Behandlung 
ausgestattet werden können. Zudem hatte es sich das Programm zum Ziel gesetzt, die 
intersektorale Kooperation zu verbessern und folglich eine engere Zusammenarbeit zwischen allen 
mit der HIV/AIDS Agenda befassten Gremien zu gewährleisten (vgl. UK Department for 
International Development, 2006, S. 107 ff.) 
 
Abbildung 13 
 
 
 
 
Quelle: UK Department for International Development, 2006, S. 107. 
 
Die von russischer Seite als positiv angeführten Fortschritte sind jedoch durchaus skeptisch zu 
betrachten. Zwar entspricht es der Tatsache, dass im Rahmen des Programms mehr denn je, 
nämlich 40,87 Millionen Rubel, dies entspricht 0,2% des nationalen Gesundheitsbudgets, für den 
Kampf gegen HIV/AIDS aufgebracht wurde, doch Daten des UK Department for International 
Development ergeben zudem, dass enorme regionale Unterschiede hinsichtlich der Budgetierung 
von HIV/AIDS Programmen bestehen. Nachstehende Grafik veranschaulicht diesen Unterschied 
am Beispiel von Altay Krai und der Region Samara, gemessen im Jahre 2003. 
 
 
 
 
 
 
Budgetaufteilung  
Federal Program for Control of diseases of social importance, Russian 
Federation, 2002-2006 
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Abbildung 14 
 
 
 
Quelle: UK Department for International Development, 2003, S. 111. 
 
Zusätzlich sind, wie anstehende Tabelle zeigt, Unterscheid im Bezug auf Höhe und 
Verwendungszweck feststellbar.  
 
Abbildung 15 
 
 
Quelle: UK Department for International Development, 2006, S. 109. 
Ausgaben für HIV/AIDS in Altay Krai Region und Samara Region 
2003 
Öffentliche Zuwendungen für medizinische Einrichtungen 
in Altkay Krai und Samara Region 2003 
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Die Evaluation ergab zudem, dass es auch im Rahmen dieses Programmes nicht gelungen ist, zu 
einer nationalen HIV-Präventionspolitik zu finden sondern dass nach wie vor voneinander 
getrennte Programme und Maßnahmenpakete geschnürt werden und somit keine übergreifende, 
flächendeckende Politik vorhanden ist und es daher auch keine auf nationalstaatlicher Ebene 
basierenden Evaluierungs- und Monitoringsysteme gibt (UNAIDS, 2006, S. 20). Letztere sind 
jedoch für eine auf nationaler Ebene angesiedelte kohärente und effektive HIV/AIDS-Politik 
entscheidend.  
Betrachtet man zudem die von UNAIDS veröffentlichen Daten im Zusammenhang mit der 
Budgetierung von Teilbereichen, so stellt man eindeutig fest, dass der Anteil für HIV/AIDS im 
Vergleich zu anderen gering ist und dass jene für Forschungsaktivitäten bereitgestellte Mittel mit 
3,7% hinter den Erwartungen zurück bleibt. 
Abbildung 16 
 
  
 
Quelle: Borschevskaya u.a., 2006, S. 16.  
 
Ohne erhebliche Anstrengung im Bereich der Erforschung der Übertragungswege des Virus vor 
allem im Bereich der Risikogruppen als auch deren Risikoverhalten wird jedoch langfristig keine 
effektive HIV/AIDS Politik möglich sein. 
 
 
Budgetaufteilung Federal Target Programme 2004 
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7.1.2. Russland und the Global Fund to Fight AIDS, Tuberculosis and Malaria 
 
Der Global Fund to Fight Aids, Tuberculosis and Malaria ist eine Organisation welche aus 
öffentlichen und privaten Zusammenschlüssen hervorgeht. Der Fond entwickelt und implementiert 
keine eigenen Projekte, vielmehr versteht er sich als Ressourcengeber für Projekte, die in den 
jeweiligen Ländern von Länderseite, seien es staatliche oder nicht staatlicher Organisationen 
konzeptualisiert und implementiert werden. Dies alles geschieht unter der Bedingung, dass auch 
Erfolge im Kampf gegen HIV/AIDS, Tuberkulose oder Malaria erzielt werden.  
Seit 2002 hat der Globalfund mehr als 21,7 Milliarden Dollar für mehr als 600 Programme in 150 
Ländern ausgegeben, er ist somit der größte Finanzgeber in diesem Bereich (Globalfund, 2011). 
Sein Engagement in Russland begann der Global Fund im Jahre 2003, in welcher er einem 
Konsortium aus 5 Russischen NGOs5, ein Budget im Umfang von 88,7 Millionen Dollar zusprach. 
In einem Auswahlverfahren wurden 10 Schwerpunktregionen, in welchem einzelne Projekte unter 
dem gemeinsamen Projektrahmen Global Fight Against HIV/AIDS in Russia (GLOBUS) 
durchgeführt werden sollten, ausgewählt. Die Auswahl fiel auf die Regionen Krasnoyarsky Krai, 
Tatarstan, Tverskaya Region, Nizhegorodskaya Region, St. Petersburg, Buryatia, Orenburgskaya 
Region, Pskovskaya Region, Volgoskaya Region, Tomskaya Region.  
Im Rahmen dieses Projektes sollten sowohl Präventionsmaßen für die Gesamtbevölkerung als 
auch für Risikogruppen verstärkt werden. Zudem stand die Versorgung mit medizinischer und 
psychologischer Behandlung von Menschen mit HIV/AIDS als wesentliches Projektziel fest. In 
erster Linie jedoch strebe das Konsortium aus 5 NGOs danach, eine effektive nationale Strategie 
gegen HIV/AIDS auszuarbeiten und diese in den zehn ausgewählten Regionen zu implementieren 
(Open Health Institute, 2006, S. S. 5)  
Die Umsetzung verlief durch mehrere unterschiedliche Maßnahmen. Einerseits wurden 
Medienkampagnen erarbeitet, um Informationen über HIV/AIDS, Übertragungswege und 
Präventionsmaßnamen für einen möglichst großen Teil der Bevölkerung zugänglich zu machen. 
Um die jungen Bevölkerungsgruppen in Russland zu erreichen, wurden gemeinsame Maßnahmen 
mit Schulen gesetzt. Dies geschah vor dem Hintergrund, dass HIV-Prävention in Schulen bislang 
als ineffektiv bezeichnet werden konnte, da einerseits nicht die persönliche Bereitschaft des 
Lehrpersonals vorhanden war andererseits auch das nötige Wissen um HIV/AIDS nicht in 
                                                 
5 Bei den 5 NGOs handelt es sich um Population Services International (PSI),  Open Health Institute (OHI), AIDS 
Infoshare, AIDS Foundation East West (AFEW) und Focus-Media.  
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ausreichendem Maße gegeben war, um eine effektive Informationsweitergabe zu garantieren 
(Open Health Institute, 2006, S. S. 6). Um die Informationen möglichst kompakt und langfristig 
verfügbar zu machen, wurde einerseits ein methodologisches Handbuch zur HIV-Prävention für 
Teenager als auch ein Studienbuch für Lehrer von Mittelschulen herausgebracht, die an zirka 506 
Schulen ausgehändigt werden konnten.  
Der wesentliche Erfolg des Projektes zeichnet sich jedoch dadurch aus, dass es gelungen ist, einen 
Meinungsbildungsprozess in Gang zu setzen. So konnten in zirka 400 Seminaren mehr als 4500 
Spezialisten für den Umgang mit HIV/AIDS ausgebildet werden. Zusätzlich zu diesen Erfolgen 
konnte durch GLOBUS eine dreifache Reduktion der ART Preise erreicht werden, 150 Kredite für 
regionale Programme verteilt und mehr als 150000 Personen mit medizinischen und präventiven 
Service erreicht werden (Open Health Institute, 2006, S. 4). Der Erfolg des Projekts ist schließlich 
auf die effektiven Strukturen, gekennzeichnet durch ein klares programmatisches und finanzielles  
Management, der NGOs zurückzuführen. Bezeichnend für die Russische Politik jedoch ist, dass 
die Russische Regierung im Jahre 2009 ein Jahre vor Auslaufen des Programms durch den Global 
Fund nicht dazu bereit war, GLOBUS durch nationale Gelder aufrecht zu erhalten (International 
Aids Society, 2009) .Diese Entscheidung ist jedoch vielmehr auf ideologische als auf budgetäre 
Hintergründe zurückzuführen. Nach wie vor vertritt die Russische Regierung die Auffassung, dass 
Programme, welche sich an die Vermittlung von gesunden Lebensstilen richten, Harm Reduktion 
Programmen vorzuziehen sind (R&D, 2009). 
Diese ideologischen Schranken, der tendenziell auf Bestrafung ausgerichtete Zugang zu 
Drogensucht, Sexarbeit und die Herabstufung von Drogenabhängigen und SexarbeiterInnen als 
BürgerInnen zweiter Klasse, gekoppelt mit dem Primat der Wirtschaftspolitik über soziale 
Agenden, sind wesentliche Elemente, welche auch zu einem Anstieg der HIV/AIDS Problematik 
in Russland beitragen. Paradox dabei ist jedoch, dass die Russische Politik, belegt durch 
zahlreiche Statistiken unter anderem von internationalen Organisation längst darüber in Kenntnis 
gesetzt ist, dass das Problem HIV/AIDS, sollte die Politik nicht von ihrem derzeitigen Standpunkt 
abweichen, enorme Auswirkungen auf die wirtschaftliche Leistung Russlands haben wird.  
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7.2. Harm Reduction  
 
Die Besonderheit von Harm-Reduction zeigt sich dadurch, dass dieser Ansatz nicht in erster Linie 
darauf ausgerichtet ist, die Drogenproblematik zu bekämpfen und sich daher nicht zum Ziel setzt, 
Drogensucht gänzlich zu beseitigen. Vielmehr sind Befürworter von Harm Reduction der 
Auffassung, dass Drogensucht als gesellschaftliches Problem nicht beseitigt werden kann, jedoch 
aus menschenrechtlicher Perspektive alle Maßnahmen getroffen werden müssen, um die negativen 
Auswirkungen der Drogensucht so gut wie möglich einzudämmen, um auch Drogenabhängigen 
ein möglichst menschenwürdiges Leben zu ermöglichen. Das Konzept ist so betrachtet auch als 
eine Abkehr des internationalen Anspruchs, eine Welt ohne Drogen wäre realisierbar, zu 
verstehen. 
Fuller u.a. beschreiben den Ansatz in “HIV Prevention: A Comprehensive Approach” wie folgt: 
 
„Harm Reduction is a set of policies and programs that address the issue of drug use with the aim 
of reducing its associated harms. Its focus is on reducing the risk associated with drug use, while 
recognizing that many users are likely to continue using (Fuller u.a., 2009, S. 503).“ 
 
Harm Reduction als Konzept verbindet zahlreiche Maßnahmen insbesondere auf individueller 
Ebene. Dabei handelt es sich bei diesen Maßnahmensetzungen vor allem um Behavioral 
Interventions, die dazu dienen, das Risikoverhalten zu mindern. Harm Reduction-Maßnahmen 
reichen von Spritzenaustauschprogrammen, der zur Verfügungsstellung von sicheren 
Einrichtungen, in welche Drogen injiziert werden können über Maßnahmen zur Risikominderung 
einer Überdosis, Drogenentzugstherapie bis hin zu Prävention im Bereich Hepatitis C, HIV und 
Tuberkulose und sind daher insbesondere auf die Risikogruppen zugeschnitten (International Drug 
Policy Consortium, 2010, S. 15 f.).  
Wesentliches Kredo von Harm-Reduction ist die Betonung der Universalität und der 
Unveräußerlichkeit der Menschenrechte. Das bedeutet, dass es ebenfalls im Sinne der Wahrung 
der Menschenrechte ist, die negativen Auswirkungen des Drogenkonsums zu reduzieren. Harm 
Reduction setzt es sich daher zum Ziel, durch die Bereitstellung der genannten Services, 
Risikoverhalten positiv zu beeinflussen und in diesem Sinne auch Drogenabhängige vor weiteren 
gesundheitlichen Schäden zu bewahren.  
Die Auswirkungen von Harm-Reduction auf Risikogruppen sind durchaus positiv zu betrachten. 
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Viele Programme haben erfolgreich dazu beigetragen, den Drogenkonsum zu reduzieren und 
letztlich auch dazu, die HIV-Infektionsraten zu dezimieren (vgl. UK, Department for International 
Development, 2006, S. 20). Doch trotz der nachweislichen positiven Effekte dieser Maßnahmen 
haben global betrachtet nur etwa 10% der Bedürftigen Zugang zu Harm Reduction Einrichtungen 
(Jürgens u.a., 2010, S. 98), denn in einer Vielzahl entspricht der Ansatz der Mehrzahl der Staaten 
darin, Drogenabhängige zu kriminalisieren und anstatt Maßnahmen im Gesundheitsbereich zu 
setzen, die Thematik ganz und gar im strafrechtlichen Bereich anzusetzen. Dabei werden die 
universalen Menschenrechte in nicht seltenen Fällen unter dem Schutzmantel der Bekämpfung 
von Drogensucht und dem Schutze der Allgemeinheit geopfert. Die Vorgehensweise der 
Verantwortlich in Russland ist dafür beispielgebend. 
7.2.1. Exkurs: Harm-Reduction im russischen Kontext  
 
In Russland ist Harm-Reduction zahlreichen Kontroversen ausgesetzt, dennoch setzten die ersten 
HR-Interventionen Mitte der 90er-Jahre ein und müssen als Antwort auf den raschen Anstieg an 
Drogensucht, HIV-Infektionen und Sexarbeit verstanden werden. Zwar kann dies als positiver 
Schritt gewertet werden, jedoch wurden Harm Reduction Programme niemals formal auf 
gesamtstaatlicher Ebene als Mittel zur Bekämpfung von HIV eingesetzt noch mit ausreichenden 
Ressourcen ausgestattet, um einen signifikanten Beitrag zur Eindämmung von HIV/AIDS leisten 
zu können. Eine Analyse, welche im Jahre 2004 in 15 russischen Städten durchgeführt wurde 
ergab, dass in nur zwei Städten 60% der Drogenabhängigen in Kontakt mit Harm Reduction 
Einrichtungen standen. Ein Drittel der Projekte erreichte lediglich 10% der Betroffenen. Eine 
Analyse im Jahre 2005 ergab zudem, dass die durchschnittliche Deckung durch Harm Reduction 
Projekten 12,5% der Betroffenen nicht überschreitet (Tkatchenko-Schmidt u.a. 2008, S. 2). 
Dadurch wird ersichtlich, dass Harm Reduktion Programme trotz ihrer positiven Wirkung auf die 
HIV/AIDS Prävention in Russland zahlreichen Kontroversen und kontroversiellen Standpunkten 
von Gegnern und Befürwortern ausgesetzt sind. Insgesamt können folgende Faktoren genannt 
werden, welche Harm-Reduction Maßnahmen behindern.  
 
Dazu gehören: 
? unzureichende finanzielle Ressourcen 
? mangelhafte Information über die Effektivität von Harm Reduction-Programmen 
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? die Annahme von Harm Reduction als kulturell inakzeptabel 
? unklare Rechtssetzung  
? sowie die Opposition der Exekutive und der russisch orthodoxen Kirche.  
 
Es sind also eine große Anzahl von Prozessen auf zahlreichen Ebenen, die in Gang gesetzt werden 
müssten, um Harm Reduction in Russland zu forcieren, darunter ein strategischer Zugang zu 
Bewusstseinsbildung für Harm Reduction sowie eine klarere Einsicht über die Effektivität und 
Kosten-Effizienz dieses Konzeptes. Vor allem aber müssten die Exekutive sowie die russisch-
orthodoxe Kirche von den positiven Aspekten von Harm Reduction überzeugt werden 
(Tkatchenko-Schmidt u.a. 2008, S.1).  
Das große Problem, welches sich derzeit im russischen Kontext zeigt, ist die Tatsache, dass Harm 
Reduction Projekte über viele Jahre hinweg lediglich von privaten NGOs, deren Ressourcen zu 
70% aus dem Ausland kommen, durchgeführt wurden und daher stark von internationalen 
Geldgebern abhängig sind. Das heißt, dass die Abhängigkeit von finanziellen Mittel aus dem 
Ausland und der Mangel an staatlichen Budgetierungsmöglichkeiten die Umsetzung von Harm-
Reduction Programmen deutlich erschwert. Zudem können NGOs, welche zum Beispiel 
Spritzenaustauschprogramme für Drogenabhängige zur Verfügung stellen, ihre Programme nur so 
lang durchführen, solange sie auf die Diskretion der lokalen Autoritäten hoffen können. Diese 
Programme laufen daher jederzeit Gefahr, eingestellt zu werden. Ebenfalls erwähnt werden muss 
in diesem Kontext, dass sich Drogenabhängige oft auch vor der Inanspruchnahme von Harm 
Reduction Programmen scheuen. Eine Vielzahl von Drogenabhängigen befürchtet, durch den 
Kontakt mit Harm Reduction-Einrichtungen, Stigmatisierung in der Nachbarschaft sowie 
Verfolgung durch die Exekutive in Kauf nehmen zu müssen.  
Harm Reduction Programme scheiten also an einer repressiven Gesetzgebung im Drogenbereich 
gekoppelt mit exzessiven polizeilichen Maßnahmen gegen diese Personengruppen (Tkatchenko-
Schmidt u.a. 2008, S.7). Ein weiteres Problem hinsichtlich der für Drogenabhängige und 
SexarbeiterInnen bereitgestellten Services im Bereich Harm Reduction ergibt sich durch die 
Tatsache, dass, obwohl sich der kostenlose Zugang zu diesen über die Jahre hinweg verbessert hat, 
dieser nicht für alle zur Verfügung steht (UK, Department for International Development, 2006, S. 
37). Generell muss nach wie vor mit sogenannten “out of pocket payments” gerechnet werden.  
 
Diese Praxis wird auch vom UK Department for International Development als gängig dargestellt: 
 
“Drug treatment services in Russia are not covered by health service insurance fees (with the 
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exception of Samara region), and funding from federal and regional budget is reportedly not 
enough to run the system. Moreover, the most vulnerable populations such as drug users with 
severe addiction who spend most of their income on drugs, or those unemployed either cannot 
afford to enter treatment or receive treatment of poorer quality (UK, Department for International 
Development, 2006, S. 38).”  
Zusätzlich stellt der russische Ansatz im Bereich der Narkologie, welche noch auf die Zeit der 
Sowjetunion zurückgeht, ein Problem dar. Zwar sind Entziehungskliniken in Russland weit 
verbreitet, doch erzielen sie bei weitem nicht die positive Wirkung, die eine Ausweitung von 
Harm Reduction zu bewerkstellig in der Lage wäre, denn bis auf kalten Entzug für 
Opiumabhängige und Alkoholsüchtige werden in diesen Kliniken keine Programme zur 
Prävention von HIV zur Verfügung gestellt.  
Es kann daher davon ausgegangen werden, dass die derzeit gängigen Entziehungsmethoden nicht 
effektiv sind und der Zugang zu Behandlungsmöglichkeiten durch eine Anzahl von daran 
geknüpften Bedingungen wie verpflichtende Registrierung, Gebührenzahlungen und andere 
erschwert wird. Eine Vielzahl von in Studien befragten Betroffenen geben an, dass diese geringe 
Effizienz ein großes Hindernis für die Bereitschaft ist, sich behandeln zu lassen (UK, Department 
for International Development, 2006, S. 3). Die Erfolgsquote im Bereich der Reduzierung des 
Drogenkonsums von Betroffenen ist gering und die Wahrscheinlichkeit eines Rückfalls sehr groß. 
Die Gründe hierfür liegen in der als sehr kurz zu bezeichnenden Länge der Therapie, im Zuge 
welcher zwar kurzfristig die Einnahme von Drogen gestoppt werden kann jedoch langfristig keine 
Maßnahmen hinsichtlich der Änderung des Suchtverhaltens gesetzt werden (UK, Department for 
International Development, 2006, S. 3)  
Ein ebenso großes Problem ergibt sich durch die Russische Opposition gegen Methadon und 
Buprenorphine, den sogenannten Drogenersatzpräparaten und dies obwohl die 
Weltgesundheitsorganisation im Jahre 2005 Methadon und Buprenorphine als essentielle 
Medikamente für die Behandlung von Drogenabhängigen anführte und zahlreiche internationale 
Experten für die Einsetzung dieser Medikamente als adäquate Behandlungsmöglichkeit von 
Drogenabhängigkeit eintreten (Elovich u.a., 2008, S. 1 ff.) Dieser Widerstand führt soweit, dass 
Drogenersatzpräparate in Russland gesetzlich verboten sind. Weder das staatliche Komitee zur 
Drogenkontrolle noch das Gesundheitsministerium hegen etwaige Pläne, diesen Status Quo zu 
ändern (Human Rights Watch, 2004, S. 23). Der rasante Anstieg an HIV-Infektionen kann also 
auch als Resultat der mangelhaften medizinischen Maßnahmensetzung im Bereich der Narkologie 
gesehen werden (Elovich u.a., 2008, S.2).  
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7.3. Interventionen zur Verhaltensänderung – Behavioral Interventions 
 
Behavorial Interventions sind neben den im späteren Teil der Arbeit ebenfalls angeführten 
Structural Interventions wesentliche Elemente einer effektiven und effizienten HIV-
Präventionspolitik. Behavorial Interventions sind, wie bereits erwähnt, darauf ausgerichtet, durch 
auf Risikogruppen angepasste Maßnahmen, deren Verhalten positiv zu verändern und somit deren 
Risiko einer HIV-Infektion zu reduzieren. Sie verfolgen damit den Leitsatz von Harm-Reduction. 
Spritzenaustauschprogramme sind in diesem Zusammenhang als erste zu erwähnen, da durch 
geringe Kosten das Risiko von gemeinschaftlich durchgeführten Injektionen verringert werden 
kann.  
Die Vergabe von Spitzenmaterial im Rahmen dieser Programme erfolgt durch Apotheken, durch 
öffentlich zugängige Automaten aber auch durch Peers, das heißt Personen, die der Risikogruppe 
angehören (Degenhardt u.a., 2010, S. 31).  
Entgegen der Vermutung, im Rahmen dieser Programme würden Risikogruppen lediglich 
sauberes Spritzbesteck zur Verfügung gestellt werden, stellen viele dieser Programme zusätzliche 
Services zur Prävention nicht nur von HIV/AIDS sondern auch im Bereich anderer sexuell 
übertragbarer Krankheiten bereit. Spritzenaustauschprogramme haben nachweislich zu einer 
Reduktion des Austauschs von Spritzen unter Drogenabhängigen geführt und somit das Risiko 
einer Infektion mit dem HIV-Virus deutlich geschmälert. Zudem bleibt festzustellen, dass 
Spritzenaustauschprogramme und die Ausgabe von Kondomen mit geringen finanziellen 
Aufwendungen verbunden sind und (UK, Department for International Development, 2006, S. 20) 
somit kosteneffiziente Hilfe für Drogenabhängige darstellen.  
Zusätzliche positive Auswirkungen dieser Programme ergeben sich im Hinblick auf die dadurch 
erreichte Reduktion von Drogenkonsum, Verbesserungen im Zugang zu HIV-
Präventionsmaßnahmen und Drogenbehandlung für Risikogruppen. Durch die aufklärerischen 
Maßnahmen, welche im Zuge von Spritzenaustauschprogrammen gesetzt werden, führen die 
Programme auch zu positiven Impulsen auf Seiten der allgemeinen Gesundheitsversorgung, in 
dem medizinische Beratung und Hilfe in größerem Ausmaß von Risikogruppen in Anspruch 
genommen wird (Willo u.a., 2009, S. 325).  
Die Inanspruchnahme der Services durch Risikogruppen wird auch im Rahmen sogenannter Peer-
Interventionen oder Peer-Outreach-Programmen gefördert. Diese Programme nehmen einen 
besonderen Platz in der Präventionsarbeit mit Risikogruppen ein, da sie durch die Teilnahme von 
Peers, also ehemaligen oder auch aktiven Drogenabhängigen/SexarbeiterInnen besonders 
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erfolgreich sind, in die Risikogruppen vorzudringen und im Rahmen von vertrauensbildenden 
Maßnahmen Prävention leisten können und langfristig Verhaltensänderungen bewirken können 
(Purcell u.a. 2007, S. 75).  
Prävention kann nur dann gelingen, wenn sie sich den lokalen Umständen annimmt, der Sprache 
der Risikogruppe bedient, deren Bedürfnisse erkennt und eine entsprechende Teilnahme von 
Risikogruppen garantiert. Gemäß dem Ansatz von Harm-Reduction, wonach die negativen 
Auswirkungen von Suchtverhalten eingedämmt werden sollen, sind Formen von 
Drogenersatztherapie ebenfalls als wesentliche Präventionsmaßnahmen im Bereich der Behavioral 
Interventions zu erwähnen.  
Methadon ist international als die am weitesten verbreitete und am besten erforschte 
Substitutionsform bekannt. Die positive Wirkung von Methadon ist unumstritten und ergibt sich 
auf verschiedenen Ebenen: erstens trägt Methadon aufgrund seiner stabilisierenden 
Langzeitwirkung dazu bei, das Suchtverhalten einzuschränken und damit das Risikoverhalten zu 
reduzieren, zweitens ergibt sich durch die langfristig festgelegte Drogenersatztherapie die 
Möglichkeit, Drogenabhängige über einen langen Zeitraum medizinisch zu begleiten und somit 
deren Gesundheitszustand zu verbessern, drittens ermöglichen Drogenersatztherapien durch ihre 
suchtmindernde und stabilisierende Wirkung eine Reintegration in die Gesellschaft. Sogar eine 
Reintegration in die Arbeitswelt ist möglich, vorausgesetzt, die Chance dazu ist vorhanden. 
Studien ergaben, dass Personen, die an einer Drogenersatztherapie teilnehmen nicht nur einem 
niedrigeren Risikos einer HIV-Infektion ausgesetzt sind sondern zudem auch ein geringeres 
Risiko aufweisen, erneut mit illegalen Drogen in Berührung zu kommen (Strathdee, u.a. 2006, S. 
11).  
Studien bewiesen zudem, dass kombinierte Therapieformen größere Erfolge verbuchen können, 
als jene, welche sich lediglich auf ein Therapiefeld beschränken. Dies zeigt sich auch im 
russischen Kontext, in welchem die häufigste angewendete Form der Therapie lediglich im 
Drogenentzug besteht. Diese Therapieform wird als mit den geringsten langfristigen 
Erfolgschancen eingestuft. Der Grund dafür liegt darin, dass auch nach erfolgreichem Abschluss 
des Entzugs von einer sehr hohen Rückfälligkeitsrate ausgegangen werden muss. Nach 
vollendetem Entzug ist es im Sinne einer erfolgreichen Resozialisierung unumgänglich, 
psychologische Maßen im Zuge einer langfristigeren Therapie zur Verfügung zu stellen, durch 
welche das Verhalten der Betroffenen langfristig verändert werden kann (Degenhardt, u.a., 2010, 
S. 32).  
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Es müssen Schritte auf physischer und psychologischer Ebene gesetzt werden, welche als 
Stützfunktion fungieren, nicht zuletzt um auch eine langfristige Entwöhnung zu bewerkstelligen. 
Das bedeutet, dass soziale und psychologische Dimensionen der Drogensucht in die Behandlung 
mit einfließen müssen (Strathdee u.a. 2006, S.10).  
 
7.4. Strukturelle Interventionen 
 
Auf den vorherigen Seiten wurde beschrieben, wie sozio-ökonomische, rechtliche, sozio-
medizinische und soziopsychologische Faktoren dazu beitrugen, die HIV/AIDS Epidemie in 
Russland entscheidend zu prägen. Diese Analyse wurde unternommen, um das Umfeld, in 
welchem HIV/AIDS entsteht, darzustellen und auf diesem Wege entscheidende Ansätze zu einer 
Änderung dessen erkenntlich zu machen.  
Strukturelle Interventionen haben im Vergleich zu Behavioral Interventions den Ansatz, das 
Umfeld in welchem Krankheiten entstehen entsprechend zu verändern, das heißt Risikofaktoren 
zu vermindern (Blankenship, 2006, S. 59). Der Ansatz verhilft dazu, Krankheiten in dem Kontext 
zu betrachten, in dem sie entstehen und versucht zu analysieren, welche Umweltfaktoren für die 
Entwicklung von Krankheiten ausschlaggebend sind. Strukturelle Interventionen gehen daher 
davon aus, dass eine gewisse soziale Kausalität im Zusammenhang mit Krankheit und Gesundheit 
existiert (Blankenship, 2006, S. 60). Gleichzeitig jedoch rückt der Ansatz HIV/AIDS, oftmals 
betrachtet aus einem rein medizinisch Blickwinkel, in die Verantwortung der Politik, der es 
obliegt, jenen Rahmen zu schaffen, in welchem das Risiko einer HIV-Infektion und Erkrankung 
an AIDS reduziert werden kann und in welchem Risikogruppen ein Leben in Wahrnehmung ihrer 
Rechte auf medizinische Versorgung ermöglicht werden kann. Dazu müssen die Verantwortlichen 
in Politik, Wirtschaft und Recht erhebliche Änderungen auf struktureller Ebene leisten. 
 Anstrengungen auf politischer Ebene fordern jedoch in erster Linie ein Umdenken des Zugangs 
von Politik und Öffentlichkeit zu Risikogruppen (Drogenabhängigen und SexarbeiterInnen) und 
HIV/AIDS. Wie am Beispiel von Russland eindeutig festgestellt werden konnte, ist der in 
Russland und auch global forcierte Ansatz, Drogenabhängigkeit durch strafrechtliche Maßnahmen 
einzudämmen gescheitert. Entgegen der erhofften Reduzierung von Drogenabhängigkeit und 
HIV/AIDS konnten keine Erfolge in diesem Bereich erzielt werden. Vielmehr haben 
Diskriminierung, Stigmatisierung und strafrechtliche Verfolgung von Drogenabhängigen ein 
Klima des Mistrauens und der Angst gefördert. Dadurch wurde das Risiko einer HIV-Infektion im 
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Bereich der Risikogruppen lediglich erhöht und Präventionsmaßnahmen im Vorhinein zu Nicht 
gemacht. Gemäß der Vienna Declaration gilt es, dass die Politik endlich dazu übergeht, 
wissenschaftliche Erkenntnis vor ideologische Belange zu stellen und zu erkennen, dass 
Drogenabhängigkeit ein medizinisches aber auch soziales Problem darstellt, welches nicht auf 
dem Wege strafrechtlicher Maßnahmen behoben werden kann. Gegeben den mangelhaften 
Erfolgen im Zuge der Zentralisierung von HIV/AIDS-Agenden durch AIDS-Zentren ist ein 
umdenken dieser Struktur vor Nöten.  
Im Sinne eines alle relevanten Sektoren (Medizin, Wirtschaft, Soziales, Recht, Bildung, 
Wissenschaft) übergreifenden HIV-Managements muss die Koordination von HIV/AIDS-
Agenden zwar zentral koordiniert aber sektorenübergreifend implementiert werden. In der 
Fachwelt hat sich diesbezüglich die Bezeichnung „Mainstreaming“ etabliert. Mainstreaming 
bedeutet jedoch nicht, dass alle Organisationen mit den gleichen Aufgaben betraut werden. Im 
Gegenteil: HIV-Mainstreaming bedeutet, HIV/AIDS Agenden in die verantwortlichen Sektoren, 
welche entscheidende Befugnisse und das nötige Knowhow verfügen, ein zu gliedern, um 
Veränderungen bewirken zu können (UNAIDS, 2001, S. 16). Es bedarf daher eines 
sektorenübergreifendes Managements, funktionierender Koordinationsmechanismen, Leadership 
und einer kontinuierlichen Evaluierung (UNAIDS, 2001, S. 24 ff.).  
Am Beginn von HIV-Mainstreaming steht daher die Frage, welche bereits vorhandenen Strukturen 
genutzt werden können, um erlangtes und nützliches Wissen effektiv einsetzen zu können. Dazu 
gehören auch vorhandene Strukturen in den Risikogruppen.  
Wesentlich für den erfolgreiche Umsetzung dieser Maßnahmen ist jedoch die Budgetierung. Um 
eine flächendeckende Verfügbarkeit von Harm-Reduction zu ermöglichen, muss die Finanzierung 
der Programme dauerhaft und auch ohne die Hilfe von internationalen Geldgebern garantiert 
werden. Flächendeckende Verfügbarkeit und Promotion von Spritzenaustauschprogrammen, Peer-
Outreach und Peer Education Programme sowie Formen von Drogenersatztherapie sind 
Maßnahmen, welche entscheiden zu einer Reduzierung von HIV/AIDS Erkrankungen beitragen 
könnten und daher flächendeckend verfügbar sein sollten.  
Zudem müssen Anstrengungen im Bereich der Erforschung der Übertragungswege innerhalb der 
Risikogruppen erfolgen. Einerseits um Risikoverhalten besser zu verstehen und dementsprechende 
Interventionen setzen zu können und andererseits um Verschränkungen mit der 
Allgemeinbevölkerung feststellen zu können.  
Auch der Bildungsbereich, insbesondere Schulen sollten in diese Maßnahmen mit ein bezogen 
74 
 
werden, um das Wissen über HIIV/AIDS, Ansteckungs- und Präventionswege zu erhöhen. 
Wissensvermittlung soll schließlich auch dazu dienen, Stigmatisierung und Diskriminierung von 
Risikogruppen und Menschen mit HIV/AIDS zu reduzieren. Um in letzterem Bereich langfristige 
Erfolge erzielen zu können, bedarf es jedoch abgesehen von bildungspolitischen Maßnahmen auch 
engere Zusammenarbeit auf Ebene der zuständigen Ministerien und der Exekutive und in diesem 
Sinne eine stärkere Initiativensetzung im Bereich der Ausbildung von Exekutivbeamten 
(Wallander, 2006, S. 44). Gerade hier wird eine verstärkte Kooperation um nicht zuletzt Stigmata 
und Tabus gegenüber HIV-Infizierten, Drogenabhängigen und SexarbeiterInnen zu erkennen und 
zu bekämpfen benötigt (Wallander, 2006, S. 46). Langfristig betrachtet müssen jedoch 
Maßnahmen getroffen werden wodurch Formen Sozialer Exklusion reduziert werden können zum 
Beispiel im Bereich der Sozialpolitik, in der Armutsminderung. All diese Anstrengungen werden 
erhebliche budgetäre Aufwendungen erfordern. Russland wird weiterhin auf die Hilfe der 
internationalen Gemeinschaft angewiesen sein. Umso wichtiger wird es daher sein, vorhandene 
Strukturen zu nutzen, sei es in der Form von Netzwerken auf internationaler, lokaler und 
nationaler Ebene und bestehenden NGO-Initiativen.  
7.4.1. Reform der Drogengesetzgebung  
 
Wie im Laufe der Arbeit belegt werden konnte, existiert eine enge Verbindung zwischen 
Drogenkonsum und der Entwicklung der HIV/AIDS Epidemie in Russland. Daher ergibt sich die 
Notwendigkeit auf Ebene der Drogengesetzgebung Maßnahmen zu deren Eindämmung zu setzen.  
Um diesen Veränderungsprozess in Gang zu setzen, bedarf es jedoch in erster Linie der Einsicht, 
Drogensucht als ein medizinisches und soziales Phänomen zu betrachtet und dementsprechend auf 
die Ebene dieser Politikfelder zu verlagern. Daher müssen derzeit geltende Gesetze im Bezug auf 
ihre Auswirkungen auf Drogensucht und HIV/AIDS analysiert, überarbeitet und dem jeweiligen 
Länderkontext angepasst werden (Wood u.a., 2010, S. 5).  
Ein liberaler Zugang zur Drogengesetzgebung - einen guten Rahmen für diesen Ansatz bietet die 
in Portugal nunmehr seit dem Jahre 2001 vorherrschende Gesetzgebung, auf welche noch in einem 
weiteren Teil der Arbeit näher eingegangen werden wird - wäre ein erster Schritt in diese 
Richtung. Begründbar ist dies dadurch dass, wie bereits erwähnt, jene in Russland vorherrschende 
restriktive und auf Bestrafung ausgerichtet Gesetzgebung lediglich dazu dient, gesellschaftliche 
Stigmata zu verstärken und dazu führt, dass betroffene  Personengruppen aus Angst vor 
Diskriminierung, Bestrafung und Stigmatisierung die Inanspruchnahme von öffentlich 
zugänglichen Harm-Reduction Services meiden (vgl. Fuller u.a., 2009, S. 318).  
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Eine liberalere Drogenpolitik würde gleichzeitig die Hemmschwellen reduzieren, Hilfe in 
Anspruch zu nehmen. Es wäre daher von großer Bedeutung, die Drogengesetzgebung der 
vergangenen Jahrzehnte zu überdenken und neue Wege und Möglichkeiten ohne ideologische 
Hintergedanken zu erschließen und entsprechend den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen 
zu implementieren. Dafür spricht nicht nur die Tatsache, dass dadurch das Recht der betroffenen 
Personengruppen, eine adäquate Behandlung zu erhalten, gewährleist werden würde, sondern auch 
dass sich die alte Strategie nicht bewähren konnte.  
Die Maßnahmen zur Bekämpfung von Drogenhandel und Drogensucht haben in den letzten 
Jahrzehnten weder dazu gedient, den internationalen Drogenmarkt zu verkleinern noch dazu, 
Drogenkonsum zu reduzieren. Im Gegenteil, die Maßnahmen der letzten Jahrzehnte führten zu 
einer Steigerung auf beiden Seiten (vgl. Vienna Declaration, 2010). So hat der „War on Drugs“ 
auf medizinischer und sozialer Seite lediglich zu einer Vermehrung von Problemlagen geführt 
(International Drug Policy Consortium, 2010, S. 1).  
Eine Problematik, die auch im Rahmen der diesjährigen Internationalen Aids-Konferenz in Wien 
angesprochen wurde und auch im Rahmen der von Lancet veröffentlichen Studien „HIV in People 
Who Use Drugs“ deutlichen Niederschlag fand: 
„We want to see the latest scientific evidence trigger a more humane response to this, one of the 
most preventable sources of HIV disease. And we want to see inappropriately aggressive, state-
sponsored hostility to drug users replaced by enlightened, scientifically driven attitudes and more 
equitable societal responses. We recognize that the barriers to these hopes are many and deeply 
rooted across continents and cultures. But we also know that science can catalyze unprecedented 
social change, and unprecedented social change is what is needed for the millions of marginalized 
people infected with HIV who use drugs (Horton, u.a., 2010, S. 2).” 
Zusätzlich dazu ergibt sich die Notwendigkeit, den Konsum von Drogen anderen Formen der 
Kontrolle und Regulierung zu untersetzen, um auch in der Ahndung der Delikte Abstufungen 
durchführen zu können. Dabei sollten Unterschiede gezogen werden zwischen jenen Personen, die 
gelegentlich oder häufig Drogen konsumieren, jenen die geringe Mengen von Drogen verkaufen 
und jenen, die als organisierte Dealer bezeichnet werden können (International Drug Policy 
Consortium, 2010, S.79). Für erstere sind sicherlich Maßnahmen im Bildungsbereich, Aufklärung 
und Reintegration besser geeignet als mehrjährige Haftstrafen, welche lediglich das Risiko 
erneuten Drogenkonsums beziehungsweise die Verwundbarkeit, sich mit HIV zu infizieren, 
deutlich erhöhen.  
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Die in London ansässige „Transform Drug Policy Foundation“ schlägt in ihrer Publikation „After 
the War on Drugs: A Blueprint for Regulation“ vor, dass Drogen unter anderem durch ärztliche 
Verschreibungen, durch Apotheken oder durch lizensierte Vergabestellen verfügbar gemacht 
werden könnten. Dies mag zwar für jene, die eine strikte Durchsetzung des international 
vorherrschenden Prinzips, eine Welt ohne Drogen herzustellen zu wollen, waghalsig klingen, bei 
all diesen Maßnahmen geht es jedoch schließlich und endlich nur darum, zu den marginaliertesten 
Schichten der Gesellschaft vorzudringen und zu erkennen, dass Drogenkonsum ein medizinisches 
bzw. soziales Problem darstellt und daher nicht durch strafrechtliche Maßnahmen gelöst werden 
kann. Im weitesten Sinne geht es schließlich auch darum, zu begreifen, dass Drogenkonsum 
niemals gänzlich eliminiert werden kann und dass jedes Vorgehen in diesem Bereich die 
Einhaltung der Menschenrechte gewährleisten muss (Wood u.a., 2010, S. 5 ff).  
7.4.1.1. Fallbeispiel Portugal 
 
Auf den letzten Seiten wurde ausführlich geschildert, wie negativ sich die auf Bestrafung und 
Kriminalisierung ausgerichteten Strategien in der Drogengesetzgebung Russlands auf die HIV-
AIDS-Problematik auswirken. Es ist daher von Bedeutung zu analysieren, in wie weit sich 
Änderungen im Bereich der Gesetzgebung auszuwirken vermögen. Die in Portugal seit dem Jahre 
2001 geänderte Gesetzeslage veranschaulicht, welche durchwegs positiven Auswirkungen 
gesetzliche Rahmenbedingungen, welche auf Prävention und Heilung anstatt auf Bestrafung 
ausgerichtete sind, auf die Drogenproblematik und auf die Eindämmung von sexuell übertragbaren 
Krankheiten haben können. Das im Jahre 2001 in Portugal erlassene Gesetz stellt eine deutliche 
Umkehr in der Behandlung mit Drogensucht an sich dar.  
Greenwald schreibt dazu in einer Analyse der Auswirkungen der gesetzlichen Änderungen wie 
folgt: 
 
“The objective of its decriminalization strategy was to reduce drug abuse and usage, redirect the 
focus to primary prevention, extend and improve the quality and response capacity of the health 
care networks for drug addicts so as to ensure access to treatment for all drug addicts who seek 
treatment guarantee the necessary mechanisms to allow the enforcement by competent bodies of 
measures such as voluntary treatment of drug addicts as an alternative to prison sentences 
(Greenwald, 2009, S.10).”  
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Die entscheidende Veränderung in der Drogengesetzgebung erfolgt in Portugal im Jahre 2001, in 
dem der Konsum von Drogen in Portugal entkriminalisiert jedoch nicht legalisiert wurde. Dies 
bedeutet, dass der Konsum und der Besitz von Drogen für persönliche Zwecke zwar noch immer 
gesetzlich untersagt ist, jedoch keine Tat im Sinne eines strafrechtlich verfolgbaren Delikts 
darstellt und daher aus der Sphäre des Strafrechts genommen wurde. Letzteres trifft jedoch nicht 
auf die Weiterverbreitung und somit auf den Handel mit Drogen zu, welcher nach wie vor einen 
kriminellen Tatbestand darstellt und dementsprechend geahndet wird. Entgegen den vor Erlass des 
Gesetzes vorherrschenden Befürchtungen von GesetzesgegnerInnen, das Gesetz würde dazu 
führen, dass Portugal in kürzester Zeit zum einem Umschlagplatz für Drogen und zu einem 
Zentrum des Drogentourismus werden würde führte das Gesetz viel mehr dazu, die zuvor 
steigenden Raten im Bereich des Drogenkonsums deutlich zu senken und im weiteren auch die 
Anzahl der HIV-Infektion und anderen sexuell übertragbaren Krankheiten erheblich zu reduzieren 
(Greenwald, 2009, S.4).  
Portugal ist was diese Gesetzeslage anbetrifft in ganz Europa einzigartig. Aber nicht nur das 
Gesetz alleine bewirkte die durchaus als positiv zu bezeichnenden Veränderungen. Besonders 
hervorzuheben ist auch der gesamte Umgang mit der Drogenproblematik. So wurde gleichzeitig 
mit der Gesetzesänderung eine Kommission ins Leben gerufen, welche über jeden individuellen 
Fall Entscheidung zu treffen hat und daher über das Ausmaß und die Art der „Strafe“ entscheidet, 
das heißt auf individuelle Gegebenheiten abgestimmte Entscheidungen treffen kann.  
Auch die Zusammensetzung und Form dieses Gremiums ist durchwegs erwähnenswert, denn es 
beinhaltet jeweils einen Vertreter/eine Vertreterin vom Ministerium für 
Gesundheitsangelegenheiten und ein Mitglied, das vom Ministerium für Inneres ernannt wird 
(Greenwald, 2009, S.7). Die Kommission ist zwar nicht dazu befugt, Behandlung zu verordnen, 
kann aber im Falle der Einwilligung des/der Betroffenen auferlegte Strafen suspendieren oder 
kürzen und in therapeutische Maßnahmenpakete umwandeln (Greenwald, 2009, S. 5). Zudem 
steht es dem/der Betroffenen zu, einen Therapeuten/eine Therapeutin seiner/ihrer Wahl zur Rate 
zu ziehen und in die Untersuchung des Falles mit ein zu beziehen (Greenwald, 2009, S.5 ff). Nicht 
nur die Zusammenstellung der Mitglieder dieser Kommission, unter anderem durch die 
Inanspruchnahme von ExpertInnen sondern auch die Methode unter welcher die Kommission 
erarbeitet wirkt endkriminalisierend und endstigmatisierend (Greenwald, 2009, S. 8).  
Positive Auswirkungen hat dieser neue Zugang auch auf Ebene der Exekutive. So ist die 
Exekutive zwar nach wie vor dazu verpflichtet, über die vorgefallenen Tatbestände zu berichten, 
allerdings ist sie nicht dazu befugt, eine Verhaftung vorzunehmen. Stattdessen muss der/die 
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Betroffene innerhalb von 72 Stunden vor der Kommission, die die endgültige Entscheidung trifft, 
erscheinen (Greenwald, 2009, S.7). Dadurch ist der Stigmatisierungen und Kriminalisierung von 
Drogenabhängigen ein schützender Riegel vorgespannt.  
Wie am Beispiel von Russland gezeigt wurde, führt die Kriminalisierung von Drogenabhängigen 
letztlich dazu, dass diese davor zurückschreckten, sich an öffentliche Einrichtungen zu wenden 
und Harm Reduction wie zum Beispiel im Bereich der Verfügungsstellung von Spritzmaterialen 
kaum in Anspruch genommen werden.  
Diese Angst vor Repressalien wurde durch die Entkriminalisierung im Jahre 2001 gelindert. Die 
positiven Auswirkungen der Gesetzeslage sind auch statistisch belegbar. So kam es im Jahre 2005 
zu 3.192 kommissionell behandelten Fällen. 83% dieser Fälle zogen keine weiteren Strafen nach 
sich, 15% wurden mit Sanktionen verfolgt und 2,5% hatten einen Freispruch zur Folge. Eine 
überwältigende Mehrheit der Betroffenen musste lediglich periodisch bei sogenannten lokalen 
VertreterInnen zum Beispiel auch vor Peers vorsprechen (Greenwald, 2009, S.8). Auch die Zahl 
der Drogenabhängigen ist seit 2001 kontinuierlich zurückgegangen. Für Jugendliche zwischen 13 
und 15 Jahren ist die Rate von 14,1% in 2001 auf 10,6% im Jahre 2006 zurückgegangen. Für die 
Jugendlichen zwischen 16 und 18 Jahren, für welche die Rate im Bereich des Drogenkonsums in 
den Jahren 1995 bis 2001 von 14,1% auf 27,6% angestiegen war, kam es ebenfalls zu einem 
Rückgang auf 21,6% (Greenwald, 2009, S. 15). Aber auch die Anzahl von Drogenabhängigen, 
welche sich in einer Ersatztherapie befinden hat seither eine große Zunahme verzeichnet, so belief 
sich die im Jahre 1999 noch auf 6.040 Personen und im Jahre 2003 bereits auf 14.877 Personen. 
Die Strategie führt also einerseits zu einer größeren Bereitschaft, Drogenersatztherapien 
einzugehen und andererseits bereitete sie für die politische Verantwortlichen den Raum, Services 
in diesem Bereich in größerem Ausmaß als zu vor zur Verfügung zu stellen (Greenwald, 2009, 
S.18). Im Bereich der HIV-AIDS Ansteckungsraten konnte über denselben Zeitraum ein 
deutlicher Rückgang verzeichnet werden. Im Mittelpunkt der Strategie steht also eine stärkere 
Betonung von Harm Reduction im Bezug auf Drogenabhängigkeit. Die Strategie ist vor allem als 
Antwort auf die vor 2001 rasant ansteigende Drogenproblematik und die damit in Verbindung 
stehende HIV-AIDS Problematik zu verstehen. Von Seiten der verantwortlichen Politik wurde 
erkannt, dass dieses Problem durch die Kriminalisierung und Stigmatisierung von 
Drogenabhängigen nicht gelindert sondern im Gegenteil erhöht wird. Drogensucht wurde als 
soziales Problem, dessen Lösung unweigerlich notwendig war, erkannt (Greenwald, 2009, S.8).  
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8. Conclusio 
 
Am Beginn dieser Arbeit stand die Frage nach den Gründen, welche für die Entstehung der 
HIV/AIDS Epidemie in Russland ausschlaggebend waren. Dabei stützte ich mich auf die 
Hypothese, dass die Russische HIV/AIDS Epidemie als ein Resultat sozio-ökonomischer 
Spannungsfelder, einer auf ideologischen Verwerfungen basierenden Drogengesetzgebung, 
mangelhafter politischer Maßnahmensetzungen und eines durch Diskriminierung und Bestrafung 
von Risikogruppen (Drogenabhängigen, SexarbeiterInnen) geprägten Umfeldes, verstanden 
werden muss. Zur Analyse dieses Umfeldes habe ich die theoretischen Konzepte der 
Sozialepidemiologie und der sozialen Exklusion herangezogen. Beide Konzepte waren im 
weiteren Verlauf der Arbeit hilfreich, um jenes Risikoumfeld darzustellen, in welchem/durch 
welches sich die HIV/AIDS Epidemie entwickeln konnte.  
Nach einer einführenden Darstellung der Entwicklung der HIV-Infektionsraten habe ich in 
Anlehnung an die Sozialepidemiologie das Risikoumfeld in eine Mikro- und Makroumfeld 
unterteilt und auf diesen beiden Ebenen weitere Unterteilungen vorgenommen. Dabei diente mir 
das Mikroumfeld im weitesten Sinne dazu, die wesentlichen Risikogruppen, das heißt 
Personengruppen, welche einem besonderen Risiko einer Infektion ausgesetzt sind, zu definieren 
und entsprechend darzustellen. Im Rahmen der Analyse der Makroebene hingegen stellte sich die 
Frage, welche in einem Umfeld vorhandenen Mechanismen, Faktoren für einen Anstieg von 
Drogenarbeit und Sexarbeit und im weiteren Verlauf für einen Anstieg der HIV-Infektionen mit 
ausschlaggebend waren. Daher habe ich auf dieser Ebene unterteilt in das das Sozio-ökonomische, 
Politische, Sozio-Medizinische, Sozio-Psychologische, und Rechtliche Umfeld versucht, 
Umweltfaktoren erkenntlich zum machen und deren Auswirkungen auf die HIV/AIDS Epidemie 
zu analysieren.  
Die Antwort auf die Frage, warum gerade Russland über die weltweit am schnellsten ansteigenden 
Raten an HIV-Infektionen verfügt, lies sich dabei nicht leicht beantworten. Insgesamt kann davon 
ausgegangen werden, dass eine Mehrzahl aus unterschiedlichen Faktoren auf einer Vielzahl von 
Ebenen für diese Entwicklung mit ausschlaggebend war/ist. Bedingt durch die in der Arbeit 
dargestellten Umfeldbedingungen gehe ich von der Annahme aus, dass die HIV/AIDS 
Problematik in Russland ein Produkt sozio-ökonomischer und politischer als auch sozialer und 
kultureller Problemlagen ist.  
Dies lässt sich wie folgt begründen: Erstens hat der nach dem Ende der Sowjetunion eingeleitete 
Transformationsprozess enorme sozio-ökonomische Umwälzungen bewirkt. Als wesentliches 
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Resultat dieses Prozesses können erhöhte Armutsraten, insgesamt verschlechterte Lebens,- und 
Arbeitsbedingungen sowie das Unvermögen an sozialer Teilhabe gezählt werden. Armut und 
soziale Exklusion führten einerseits dazu, dass Personen sich dazu veranlasst sahen, anderen 
Erwerbsmöglichkeiten, darunter Sexarbeit und Drogenhandel, nachzugehen, andererseits wurde 
durch diese neuen Verhältnisse das Risikoverhalten, sei es im Sinne von Drogenkonsum oder 
ungeschütztem Geschlechtsverkehr, erhöht.  
Zweitens hat auf rechtlicher Ebene eine auf Diskriminierung und Stigmatisierung von 
Drogenabhängigen aufgebaute Drogengesetzgebung das Risiko einer HIV-Infektion für 
Drogenabhängige erhöht. Diskriminierung und Stigmatisierung führten dazu, dass sich die 
Risikogruppen immer mehr abschotten, vermehrt untereinander Spritzen austauschen und 
Serviceeinrichtungen aus Angst vor Repressalien grundsätzlich meiden. Erhöhtes Risikoverhalten 
von Drogenabhängigen führte damit zu erhöhten Infektionsraten in dieser Gruppe. Doch nicht nur 
auf rechtlicher Ebene ist dieses Klima aus Negation, Bestrafung und Stigmatisierung erkennbar. 
Im Gegenteil, es zieht sich konsequent durch alle Bereiche in denen Drogensucht, Sexarbeit sowie 
HIV/AIDS angesprochen werden. Das Thema HIV/AIDS wird nach wie vor nicht in seinem 
tatsächlichen Ausmaß wahrgenommen. Diese Einstellung wird auch durch die mangelhaften 
politischen Maßnahmensetzungen ersichtlich. Die budgetären Ausgaben für HIV/AIDS bleiben 
trotz widerkehrenden Aussagen unter allen Erwartungen zurück. Harm Reduction Programme, 
welche einen wesentlichen Beitrag zur Eindämmung der HIV/AIDS Epidemie leisten könnten, 
werden daher anstatt von offizieller staatlicher Seite von NGOs betrieben und sind von 
internationalen Geldgebern abhängig. Langfristig ausgerichtete flächendeckende Maßnahmen, die 
zu einer Reduktion der HIV-Infektionsraten führen könnten, sind daher nicht gegeben.  
Drittens ist die besondere Beschaffenheit des politischen und wirtschaftlichen Systems in 
Russland zu erwähnen. Obwohl das politische System über demokratische Elemente verfügt, 
handelt es sich vielmehr um eine illiberale Demokratie, gekennzeichnet durch autoritäre Elemente 
und einem Mangel an Freiheits- und Menschenrechten sowie einer starken Zentralisierung der 
politischen Macht. Im Bezug auf die HIV/AIDS Problematik ist diese Tatsache aufgrund 
folgender Besonderheiten bedeutsam: Die Zentralisierung politischer Macht unter anderem im 
Gesundheitsbereich führt zu mangelhafter Einbindung von AkteurInnen, wie NGOs, lokalen 
EntscheidungsträgerInnen, ForscherInnen, Internationalen Organisationen u.a. Demgemäß kommt 
es zu hierarchischen Entscheidungsfindungen und Entscheidungsabläufen, die lokale 
Gegebenheiten nicht beachten und somit unterbleibt eine den Bedürfnissen entsprechende 
Programmatik. 
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Hinzu kommt, dass die im Russischen politischen System vorhandenen Top-Down Strukturen zu 
erheblichen Mängel in der Programmierung, Implementierung und Evaluierung im 
Gesundheitsbereich, hier im Bereich HIV/AIDS, führen.  
Zudem nimmt die Gesundheitspolitik keinen prioritären Platz im politischen Agendasetting ein. 
Diese Tatsache ist selbst durch die Reden von Putin und Medwedew zurückgehend bis ins Jahr 
2000 belegbar und insofern bedenklich, da aufgrund der vorhandenen Ausgangslage, 
gekennzeichnet durch steigende Raten an Drogensucht, sexuell übertragbaren Krankheiten, Herz-
Kreislaufproblemen, sinkende Lebenserwartung und Geburtenrückgang dringend Maßnahmen in 
diesem Bereich gesetzt werden sollten.  
Die Betrachtung der HIV/AIDS-Problematik als Minderheitenproblem gekoppelt mit der 
politischen Kultur, welche Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit stärker gewichtet als 
die Wahrung der Menschenrechte und den Schutz der Bevölkerung, sei es vor polizeilicher 
Willkür oder sozio-ökonomischen Problemen wie Armut und Sozialem Ausschluss, sind 
wesentlich dafür verantwortlich, dass die HIV/AIDS Epidemie ein solches Ausmaß erreichen 
konnte. 
Sollte es nicht zu einer Änderung dieser Politik kommen, wird die HIV/AIDS Epidemie auf die 
Gesamtbevölkerung übergreifen und zu erheblichen sozialen Kosten, steigenden 
Sterblichkeitsraten und zu einem erhöhten/vermehrten Bevölkerungsrückgang führen.  
Neben Interventionen auf individueller Ebene, zum Beispiel flächendeckender Ausbau von 
Spritzenaustauschprogrammen, Erhöhung der Verfügbarkeit von Anti-Retroviralen 
Medikamenten, müssen auch strukturelle Interventionen gesetzt werden. Dazu muss dem Thema 
HIV/AIDS endlich politische Priorität zugestanden werden und im Sinne von HIV-Mainstreaming 
alle relevanten Akteure und Stellen, die zu einer Eindämmung der Epidemie beitragen können, mit 
einbezogen werden. Um diese Veränderungen in Gang setzen zu können, muss die Politik jedoch 
erkennen, dass die HIV/AIDS-Problematik weder lediglich auf medizinischer Ebene erfassbar und 
lösbar ist, noch lediglich ein Problem von Randgruppen darstellt. Grundsätzlich sehe ich 
diesbezüglich derzeit nicht genügend Veränderungswillen in der Russischen Politik. Einzig die 
Tatsache, dass die HIV/AIDS Problematik die Wirtschaft Russlands zunehmend negativ 
beeinflussen wird und der Faktor Mensch - wenn auch nur als Arbeitskraft - doch von enormer 
Bedeutung für gerade diese ist, könnte langfristig ein Umdenken in der Politik auslösen. Noch ist 
Russland von diesem Meilenstein/Wendepunkt jedoch weit entfernt. 
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10. Anhang 
10.1. Abstract 
 
Die Russische Föderation verfügt über die weltweit am raschesten ansteigenden HIV-
Infektionsraten. Vorliegende Arbeit versucht, den Hintergründen, die dieser Entwicklung zu 
Grunde liegen, nachzugehen. Die Verfasserin geht dabei davon aus, dass die Russische HIV/AIDS 
Epidemie das Resultat sozio-ökonomischer Spannungsfelder, einer auf ideologischen 
Verwerfungen basierenden Drogengesetzgebung, mangelhafter politischer Maßnahmensetzungen 
und eines durch Diskriminierung und Bestrafung von Risikogruppen (Drogenabhängigen, 
SexarbeiterInnen) geprägten Umfeldes, darstellt. Um zu einer Analyse zu gelangen, wird, unter 
Inanspruchnahme der Sozialepidemiologie sowie des Konzeptes der sozialen Exklusion, eine 
Risikoumfeldanalyse unterteilt in eine Mikro- und Makroebene durchgeführt, wodurch die 
umfeldbedingten Auswirkungen seines sie ökonomischer, rechtlicher, politischer, medizinischer 
oder psychologischer Art im Hinblick auf die Entwicklung der HIV/AIDS Epidemie untersucht 
werden. 
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